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Verboten, nicht zerschlagen 

Die DKP protestierte in Karlsruhe für die Abschaf¬ 
fung des 1956 erlassenen KPD-Verbots. Immer 
noch hier, immer noch rot 
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Transformationsdebatte 

Nina Hager unterzieht die Aufsätze zur Transfor¬ 
mation (im Kontrast zur Revolution) im neuesten 
Heft der Zeitschrift „Z“ einer ausführlichen Kritik. 
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Abkommen der Großmächte 

Distanzierung von Terroristen im Syrien-Krieg stößt in Washington auf Ablehnung 



N ach monatelangen erfolglo¬ 
sen Verhandlungen gibt es seit 
dem vergangenen Wochenende 
ein recht umfangreiches Ergebnis der 
Verhandlungen zwischen den USA 
und Russland zu Syrien. Als erste Stu¬ 
fe sollte ein Waffenstillstand in Kraft 
treten und eine ungehinderte Versor¬ 
gung beider Teile von Aleppo und 
anderer Gebiete in Syrien ermöglicht 
werden. Bis Redaktionsschluss am 
Dienstag wurde der Waffenstillstand, 
der von Montag (12.9.) Abend gelten 
sollte, weitgehend befolgt. 

Seit langem verlangt die russische 
Regierung von den USA eine räum¬ 
liche, militärische und politische Dis¬ 
tanzierung der „gemäßigten bewaffne¬ 
ten Opposition“ von den Terroristen. 
Die USA hatten sich bisher dagegen 
gesträubt. Nun stimmen sie anschei¬ 
nend dieser Trennung zu. Wenn dann 
die von den USA unterstützten Be¬ 
waffneten sich distanziert haben, kön¬ 
nen IS, al-Nusra und ihre Verbündeten 
bombardiert werden. Die Ziele wür¬ 
den von Russland und den USA ge¬ 
meinsam festgelegt werden. Der Preis 
dafür ist hoch: eine „Flugverbotszo¬ 
ne light“. Die syrische Luftwaffe darf 
im eigenen Luftraum nur noch in be¬ 
stimmten Gebieten aktiv sein. 

Militärisch ist diese Flugverbotszo¬ 
ne nicht allzu bedeutsam: In vielen Fäl¬ 
len war die syrische Armee sowieso auf 
die Unterstützung der russischen Luft¬ 
waffe angewiesen. Politisch bedeutet 
dieser Teil des Abkommens eine weite¬ 
re Marginalisierung der syrischen Re¬ 
gierung. Schon lange werden Abkom¬ 
men nicht mit der syrischen Regierung 
getroffen, sondern nur noch zwischen 
den USA und Russland ausgehandelt. 

Die Lösung für viele Fragen wurde 
weiter in die Zukunft verschoben. Die 
Festlegung, wer zu den „Rebellen“ und 
wer zu den „Terroristen“ gehört, muss 
im Detail erst noch erfolgen. Selbst die 


Teilnehmer an einem politischen Pro¬ 
zess sind offenbar noch nicht wirklich 
geklärt. Der russische Außenminister 
Sergei Lawrow wies am Ende einer 
Pressekonferenz in Genf darauf hin, 
dass der zukünftige politische Prozess 
nicht nur die von Saudi-Arabien un¬ 
terstützten Teile der Opposition, son¬ 
dern auch andere Oppositionsgruppen 
umfassen müsse. Aber es scheint nicht 
sicher, dass das in den Verhandlungen 
konkretisiert wurde. 

Die Verhandlungen zogen sich über 
Monate hin. Die eigentliche Diskussion 
fand aber nicht in Genf, sondern in Wa¬ 
shington statt, wo es starke Widerstände 
gegen eine Einigung mit Russland gibt. 

Als US-Außenminister John Kerry 
vor einiger Zeit die von Saudi-Arabien 


unterstützten Ahrar al-Sham und Jeish 
al-Islam als Untergruppen der terroris¬ 
tischen Organisationen bezeichnete - 
und für den Moment die russische Po¬ 
sition übernahm - ließ das schon alle 
Alarmglocken in der US-Regierung 
ertönen. Die Vorbehalte des Kriegs¬ 
ministers Ashton Carter gegen das ak¬ 
tuelle Abkommen sind nur die Spitze 
des Eisbergs: Es gibt in der Regierung 
und bei neokonservativen Gruppen 
Widerstand gegen eine Vereinbarung 
mit Russland und insbesondere gegen 
koordinierte Angriffe gegen islamisti- 
sche Gruppen. Aus dem Pentagon hieß 
es, die Absichtserklärungen müssten 
voll umgesetzt sein, bevor eine militä¬ 
rische Zusammenarbeit mit Russland 
überhaupt möglich sei. 


Die neokonservative Syrien-Poli¬ 
tik, die auf Konfrontation ausgerich¬ 
tet ist, konnte sich vorerst nicht wei¬ 
ter durchsetzen. Ein Grund dafür ist 
in den Erfolgen der syrischen Armee 
um Aleppo zu sehen. Wenn auch erst 
im zweiten Anlauf ist es gelungen, den 
Ostteil der Stadt abzuriegeln und die 
Verbindung in den Süden auszuwei¬ 
ten. Damit gerieten die terroristischen 
Organisationen zunehmend in eine 
schwierige Situation. Wenn das Ab¬ 
kommen eine Verbesserung der Situ¬ 
ation in Syrien bringt, wird es die rus¬ 
sische Position im Nahen Osten weiter 
stärken. Die Neocons in den USA hof¬ 
fen womöglich auf ein Scheitern des 
Abkommens - oder arbeiten daran. 

Manfred Ziegler 


Antikapitalistische Alternative 

DKP kandidiert zur Bundestagswahl gegen Spardiktat und Kriegspolitik 


Die Deutsche Kommunistische Par¬ 
tei (DKP) will im Bundestagswahl¬ 
kampf ihre linke, antikapitalistische 
Ablehnung von Merkels „Wir schaf¬ 
fen das“ vorstellen. Dazu plant die 
Partei, flächendeckend Landeslis¬ 
ten aufzustellen. Die Partei hat ihre 
Vorstellungen in dem Satz „Unsere 
Willkommenskultur heißt: Gemein¬ 
sam kämpfen!“ und in ihrem Sofort¬ 
programm „Geben wir uns fünf“ zu¬ 
sammengefasst. 

Der Parteivorstand der DKP hat 
in der vergangenen Woche beim Bun¬ 
deswahlleiter angezeigt, dass die Par¬ 
tei kandidieren wird. Am 10. Septem¬ 
ber beschloss der Parteivorstand die 
nächsten Schritte, damit die Partei flä¬ 
chendeckend mit Landeslisten antre- 
ten kann. Im Oktober und November 
wird die DKP Mitgliederversammlun¬ 
gen in den Ländern durchführen, die 
die Kandidatinnen und Kandidaten 
für die jeweilige Landesliste wählen 
werden. Um kandidieren zu dürfen, 
müssen kleine Parteien Unterschrif¬ 
ten von Unter Stützern vorlegen - in 
den meisten Ländern muss die DKP 


2 000 Unterstützer nachweisen. Die 
Partei hält diese Hürde für undemo¬ 
kratisch, will aber die Sammlung der 
Unterschriften nutzen, um ihre Auf¬ 
fassungen bekannter zu machen. 

Die DKP richtet sich dagegen, 
dass die AfD sich als Vertreterin der 
breiten Bevölkerung präsentiert. Der 
DKP-Vorsitzende Patrik Köbele sag¬ 
te am Sonntag: „Die AfD bietet mehr 
Merkel, nicht weniger: Mehr Rassis¬ 
mus als die Bundesregierung mit ih¬ 
ren Asylrechtsverschärfung. Mehr 
asoziale Sparpolitik als Schäuble mit 
seiner schwarzen Null. Gegen Merkel 
und gegen die AfD stehen wir für die 
Solidarität zwischen Flüchtlingen und 
Einheimischen und für die antikapita¬ 
listische Alternative zu Ausbeutung, 
Spardiktat und Kriegspolitik.“ 

Bereits im Februar hatte der DKP- 
Parteitag beschlossen, die Kandidatur 
vorzubereiten. Eine Minderheit hatte 
vorgeschlagen, die Partei „Die Linke“ 
zu unterstützen, um linke Kräfte im 
Kampf gegen die Rechtsentwicklung 
zu bündeln. Einzelne Gliederungen 
der Partei haben angekündigt, dass 


sie entgegen dem Statut der DKP den 
Beschluss zur Kandidatur nicht Um¬ 
setzen werden, weil sie ihn für falsch 
halten. Die Parteimehrheit sieht ihre 
Aufgabe dagegen darin, im Wahl¬ 
kampf als kommunistische Kraft die 
Interessen der arbeitenden Bevölke¬ 
rung aufzuzeigen: Verbesserungen 
seien nur im Kampf gegen Banken 
und Konzerne möglich, nicht durch 
Abschottung gegen Flüchtlinge. 

Während die Partei ihre Kandi¬ 
datur vorbereitet, hat sich die seit 
Jahren dauernde Richtungsausein¬ 
andersetzung verschärft. Der Partei¬ 
vorstand befasste sich am Wochen¬ 
ende in einer ausführlichen Debatte 
mit der Lage der Partei. Patrik Kö¬ 
bele schätzte ein, dass sich mit dem 
„Kommunistischen Netzwerk“ eine 
Fraktion innerhalb der Partei gebil¬ 
det habe. „Wenn unser Organisati¬ 
onsprinzip, breit zu diskutieren und 
gemeinsam zu handeln, bewusst ge¬ 
brochen wird, dann ist das nicht allein 
durch Diskussionen zu lösen“, sagte 
er. Der Parteivorstand beschloss, die 
inhaltliche Diskussion innerhalb der 


Partei fortzusetzen, aber gleichzeitig 
zu beraten, welche weiteren Maßnah¬ 
men die Partei ergreifen solle. Im No¬ 
vember will der Parteivorstand darü¬ 
ber beschließen. 

Außerdem beschloss der Partei¬ 
vorstand am Wochenende, den Auf¬ 
ruf zur Lenin-Liebknecht-Luxem- 
burg-Demonstration im Januar zu 
unterstützen und bereitete den Ju¬ 
gendpolitischen Ratschlag am 8. und 
9. Oktober vor. Der UZ-Chefredak- 
teur Lucas Zeise beschrieb die UZ in 
einem Referat als „Wahrnehmungs¬ 
organ“ der DKP, um die Entwicklung 
des Imperialismus zu begreifen. Klaus 
Leger, Leiter des Commpress-Verlags, 
der die UZ herausgibt, beschrieb die 
nächsten Schritte, um den Online- 
Auftritt dieser Zeitung zu verbessern. 
Die Aufgabe der DKP-Gliederungen 
sei: „Keine Demonstration, keine 
Aktion ohne UZ“. Am Samstag un¬ 
terbrach der Parteivorstand seine Sit¬ 
zung, um an der Demonstration und 
Veranstaltung gegen das KPD-Verbot 
teilzunehmen. (Siehe S. 4) 

Olaf Matthes 


Thema der Woche 


Mehr Personal erstreiken 

Gesundheitswesen und speziell Kranken¬ 
häuser werden seit mehr als zehn Jahren 
marktmäßig umgestaltet und in diesem Sin¬ 
ne wettbewerbsfähig gemacht. Entscheidend 
dabei ist das System der Fallpauschalen. Das 
führt zu geplantem Personalmangel, gegen 
den sich die Beschäftigten in den Kranken¬ 
häusern zu wehren beginnen. Über die Per¬ 
spektiven des Kampfes und das bereits Er¬ 
reichte informierte Olaf Harms in seiner Rede 
auf dem gewerkschaftspolitischen Forum der 
DKP. 

Seiten 12 und 13 


Bereits 2 000 
CETA- und TTIP- 
freie Zonen 
in der EU 

2 000 Städte, Gemeinden und Regi¬ 
onen in der Europäischen Union ha¬ 
ben sich zu CETA- und TTIP-freien 
Zonen erklärt. Als 2 000. Stadt hat 
sich Karnobat in Bulgarien der wach¬ 
senden europäischen Bewegung ge¬ 
gen die umstrittenen Freihandels¬ 
abkommen der EU mit Kanada und 
den USA angeschlossen. Allein in 
Deutschland stellen sich bereits mehr 
als 350 Kommunen und Landkreise 
gegen die Abkommen, teilt Attac mit. 
„75 Millionen Menschen leben heu¬ 
te in TTIP- und CETA-freien Zonen. 
Ob in Amsterdam, Köln, Edinburgh, 
Grenoble, Barcelona, Mailand, Wien 
oder Thessaloniki - immer mehr Bür¬ 
germeister und Kommunalpolitiker 
wehren sich gegen die Abkommen, 
die ihren demokratischen Handlungs¬ 
spielraum unmittelbar einschränken 
würden“, sagt Arno Behlau, der Attac 
Deutschland im Europäischen Netz¬ 
werk TTIP- und CETA-freier Zonen 
vertritt. „Für die Regierungen ist es 
an der Zeit dies anzuerkennen: Sie 
müssen CETA ablehnen und die EU- 
Kommission drängen, die TTIP-Ver- 
handlungen abzubrechen.“ 

Die CETA- und TTIP-freien Zo¬ 
nen prangern auch die mangelnde 
Transparenz der Verhandlungen an. 
Sie fordern, dass lokale und regionale 
Entscheidungsgremien eine integrale 
Rolle bei den Verhandlungen spielen. 

CETA wie auch TTIP enthal¬ 
ten eine Reihe von Regeln, die den 
Handlungsspielraum von Kommu¬ 
nen unmittelbar einschränken wür¬ 
den. Dazu zählen der so genannte 
Investorenschutz, ausgeweitete Aus¬ 
schreibungsregeln für die Vergabe öf¬ 
fentlicher Aufträge sowie langfristige 
Liberalisierungsverpflichtungen bei 
Dienstleistungen. 

Die TTIP- und CETA-freien Zo¬ 
nen warnen vor einer neuen Privati¬ 
sierungswelle durch die Abkommen. 
Rekommunalisierungen wären so gut 
wie unmöglich. 

TTIP stoppen! 

DKP-Treffpunkte am 
17. September 

Die DKP beteiligt sich mit eigenen 
Blöcken an den sieben Demonst¬ 
rationen gegen die Freihandelsab¬ 
kommen TTIP und CETA. Die Genos¬ 
sinnen und Genossen treffen sich 
an folgenden Orten: 

Berlin, 12 Uhr, Karl-Marx-Allee auf 
der Seite des Kino International, 
Nähe U-Bahn Schillingstraße, am 
Infostand der DKP. Die Demo star¬ 
tet auf dem Alexanderplatz 
Frankfurt, 12 Uhr, Opernplatz 
Hamburg, 11 Uhr, Rathausmarkt an 
der Barlachstele neben der „Klei¬ 
nen Alster“ 

Köln, 12 Uhr, Siegburger Straße am 
Infostand der DKP. Die Demo be¬ 
ginnt an der DeutzerWerft 
Leipzig, 12 Uhr, Am Neuen Rathaus. 
Die Demo beginnt am Wilhelm- 
Leuschner-Platz 

München, 11.30 Uhr, Eingangstor 
zum Hofgarten. Die Demo beginnt 
am Odeonsplatz 

Stuttgart, 12 Uhr Lautenschlager¬ 
straße/Ecke Schillerstraße. Die 
Demo beginnt am Hauptbahnhof 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Vom zu großen Gen-Mix 

Reaktionäre Trends in der bürgerlichen Ökonomie - 
Unzufriedene Studenten 


Warnstreik bei Charite-Tochter 

Forderung an den Berliner Senat: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 


Es läuft nicht gut in der Wirtschaft. 
Seit der Weltwirtschaftskrise von 
2008 geht es nicht richtig bergauf. Die 
Industrieproduktion ist in Deutsch¬ 
land erst in diesem Jahr wieder auf 
den Stand von 2007 gekommen und 
es sieht nicht danach aus, dass sie weit 
darüber klettern wird, die Tendenz 
zeigt bereits wieder nach unten. Es 
gibt also viele offene Fragen für die 
bürgerlichen Wirtschaftswissenschaft¬ 
ler, die die Krise weder vorhersehen 
noch bisher erklären konnten. 

Anfang September ermittelte die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 
ihre jährliche Einflussrangliste der 
wichtigsten Ökonomen. An der Spit¬ 
ze steht zum ersten Mal Ernst Fehr, 
ein Ökonom aus der Schweiz. Ernst 
Fehrs Aufstieg ist recht rasant. Er hat 
laut FAZ „mit seiner Grundlagenfor¬ 
schung zu Fairness die ökonomische 
Verhaltensforschung erheblich wei¬ 
tergebracht und übt so enormen Ein¬ 
fluss auf das wirtschaftliche Denken 
aus.“ Fehr ergründet also nicht die Re¬ 
produktion des Kapitals, sondern das 
menschliche Verhalten. Er hat „ent¬ 
deckt“, dass der Mensch nicht nur ein 
egoistischer „Homo oeconomicus“ ist, 
sondern auch altruistisch handelt und 
Fairness will. Das geht dann so: „Am 
übersichtlichsten ist die Angelegen¬ 
heit, wenn Sie ein öffentliches Gut 
haben, von dem alle profitieren - wie 
die Kasse einer Arbeitslosenversiche¬ 
rung. Nun gibt es stets Trittbrettfah¬ 
rer, die wenig zu dem Gut beitragen, 
aber kassieren. So etwas empfinden 
fast alle als ungerecht“ so Ernst Fehr 
in einem Interview mit der „Zeit“. Die 
Bestrafung der „Schmarotzer“ durch 
Sanktionen, Verschlechterung ihrer 
Rechte etc. empfinden alle als ge¬ 
recht und man kann es gut durchset¬ 
zen. Dies richtet sich gegen alle, auch 
die die es als fair empfinden 

Weitere Beispiele ließen sich bei 
der Renten-Diskussion finden. Hier 
werden die Jüngeren unfair behan¬ 
delt, deshalb müssen die Älteren län¬ 
ger arbeiten. Auch wenn die von ihm 
sehr häufig angewandte Methode 
der Hirnforschung durch Magnetre¬ 
sonanztomografen mittlerweile mehr 
als umstritten ist, greift auch die Poli¬ 
tik auf seine Mitarbeiter zurück. Seit 
2014 sind von Fehr ausgebildete Ver¬ 
haltensökonomen Teil des Stabs für 
politische Planung, Grundsatzfragen 
und Sonderaufgaben im Bundeskanz¬ 
leramt. Seine Thesen von der „Fair¬ 


ness“ dürften für Kommunikations¬ 
strategien weiterer Ungerechtigkei¬ 
ten interessant sein. 

Die Tagung des Ökonomenver¬ 
bands „Verein für Socialpolitik“ vor 
zwei Wochen in Augsburg zeigte, dass 
es weitere reaktionäre Entwicklun¬ 
gen in der Ökonomie gibt. Im Mit¬ 
telpunkt stand die „Demographie“, 
also die „Bevölkerungswissenschaft“. 
Besonders stechen die Thesen des 
israelischen Professors Oded Galor 
hervor. Er nennt „biogeographische 
Faktoren“ als Grund für die ungleiche 
ökonomische Entwicklung. In Afrika 
gebe es die größte genetische Vielfalt, 
die für die ökonomische Entwicklung 
schlecht sei. Zu große Heterogenität 
der Gene könne den Zusammenhalt 
der Gesellschaft erschweren und zu 
Konflikten führen. Nordamerika und 
Europa hätten ein optimales Niveau 
an Diversität und seien deshalb am 
erfolgreichsten. Diese Pegida-Thesen 
in ökonomischen Begriffen sind ein 
Ausdruck der ratlosen und apologe¬ 
tischen bürgerlichen Wissenschaft. 
Weder die „neoliberalen“ noch die 
„neoklassischen“ oder die „keynesi- 
anischen“ Schulen erklären die Lage. 
Immer mehr Studenten sind damit 
unzufrieden, sie wollen Antworten 
auf Arbeitslosigkeit und Armut und 
gründen verschiedene Netzwerke. 
Bisher kommen diese Bemühungen 
nicht weiter als bis zu Keynes. Um 
sich dieser Kritik nicht ganz zu ver¬ 
wehren, wurde das vom Milliardär 
George Soros finanzierte neue E- 
Book-Lehrbuch „Core“ auf der Ta¬ 
gung vorgestellt. Es verbleibt auf ei¬ 
ner deskriptiven Ebene und wieder¬ 
holt „Lehrbuch-Absurditäten“, wie 
der französische Studentenverband 
für eine Reform der Lehre (ME- 
PREE) kritisiert. 

Die Wirtschaftspolitik benutzt 
längst eine Mischung aus „neolibera- 
len“ und „keynesianischen“ Elemen¬ 
ten - und muss auch damit scheitern. 
Investitionen bleiben trotz aller Nied¬ 
rigzinsen aus. Die vielen Konjunktur¬ 
programme ändern nichts an Überka¬ 
pazitäten und der Notwendigkeit die 
Löhne zu senken, um die Profite zu 
steigern. Die nächste Krise ist unver¬ 
meidbar und wird die Gesetzmäßig¬ 
keiten der kapitalistischen Produk¬ 
tionsweise offenlegen. Den bürgerli¬ 
chen Ökonomen wird wieder einiges 
einfallen, um sie zu vernebeln. 

Philipp Kissel 


U ngefähr hundert Kolleginnen 
und Kollegen beteiligten sich 
am Mittwoch vor einer Woche 
(7.9.) an einem Warnstreik gegen die 
CFM (Charite Facility Management) 
in Berlin, ver.di hatte zum Streik auf¬ 
gerufen - unter der Losung „Zehn Jah¬ 
re Tarifflucht sind genugf 

Die Berliner Landesregierung hat¬ 
te 2006 bewusst die CFM als Dienst¬ 
leistergesellschaft aus der dem Land 
gehörenden Krankenhausgesellschaft 
Charite ausgegründet, um damit den 
Weg für Lohndumping und Tarifflucht 
frei zu machen. In zehn Jahren wurden 
hier den Kolleginnen und Kollegen 
Millionen geklaut. Die Charite saniert 
sich auf dem Rücken der Beschäftigten. 
Weil der Lohn nicht zum Leben aus¬ 
reicht, müssen sie und ihre Familien 
zusätzlich noch durch Hartz IV unter¬ 
stützt werden. 

In zwei Tarifverhandlungsrunden 
hatte die Arbeitgeberseite ihre ableh¬ 
nende Haltung damit begründet, dass 
sie branchenübliche Löhne zahle und 
deshalb keinerlei Veranlassung beste¬ 
he, dies zu ändern und sie jederzeit ge¬ 
nügend Beschäftigte finden würde. Das 
heißt: CFM-Mitarbeiter werden nicht 
nach dem Charite-Tarifvertrag bezahlt. 
Der Grundsatz „gleicher Lohn für glei¬ 
che Arbeit in einem Betrieb“ wird be¬ 
wusst verletzt. 

Zusätzlich ist die Tarifgestaltung 
der CFM bewusst unübersichtlich: 
von den 2 800 Beschäftigten arbeiten 
2 200 direkt in der Servicegesellschaft, 
600 sind so genannte „Gestellte“, die 
doch nach dem Charite-Tarifvertrag 
bezahlt werden. Hinzu kommt eine 
weitere Aufgabenverlagerung von 
der Charite Facility Management auf 
Drittanbieter. Zum Beispiel wurden 
Transporte von externen Unterneh¬ 
men erbracht, obwohl eigenes Per¬ 
sonal dafür zur Verfügung steht. Der 
Betriebsrat wurde erst auf Nachfrage 
über diesen Schritt informiert und hat 
deswegen juristische Schritte eingelei¬ 
tet, weil die betriebliche Mitbestim¬ 
mung übergangen wurde. Vermutlich 
will die Arbeitgeberseite damit Druck 
auf die Arbeitnehmerseite ausüben, 
denn gerade im Transportbereich sind 
viele Kollegen bei ver.di organisiert. 
Auch die Drohung wurde ausgespro¬ 
chen, den Transportbereich ganz aus 
der CFM auszulagern. 

Mit dem Streikaufruf am 7. 9. sollte 
vor der nächsten Verhandlungsrunde 
ein Signal gesetzt werden. Auch hoff¬ 


ten die Kolleginnen und Kollegen, mit 
dem Warnstreik an die Verantwortung 
des Berliner Senats zu appellieren: 51 
Prozent der CFM gehören der Chari¬ 
te und deren Eigentümer wiederum 
ist der Berliner Senat. Der Warnstreik 
wurde mit einer Demo zum Roten Rat¬ 
haus beendet. Die 2006-Ausgliederung 
der CFM wurde von der seinerzeit rot¬ 
roten Landesregierung von SPD und 
„Linken“ beschlossen. Die Streiken¬ 
den forderten vor dem Berliner Re¬ 
gierungssitz jetzt die Parteien auf, sich 
für die Rückführung der Tochtergesell¬ 
schaften zur Charite und für den dort 
geltenden Tarifvertrag für alle Beschäf¬ 
tigten und die Forderungen einzuset¬ 
zen: „Tarifvertrag der Charite für alle! 
Schluss mit befristeten Arbeitsverträ¬ 


gen und dem Recht auf Stundenauf¬ 
stockung!“ 

Die Beteiligung am Warnstreik 
wurde von der Streikleitung auf der 
Kundgebung am Mittwochmittag auf 
dem Campus Mitte als nicht ausrei¬ 
chend eingeschätzt, um den CFM- 
Betrieb empfindlich zu stören und 
um deutlich zu machen, dass ohne die 
CFM-Kolleginnen und -Kollegen bei 
der Charite nichts läuft. Der Betriebs¬ 
ratsvorsitzende der CFM, Maik Sos- 


nowsky, sagte auf der Kundgebung: „... 
Es ist extrem wichtig für die weiteren 
Verhandlungen, dass wir mehr Aktive 
werden, dass wir uns mehr abstimmen 
und organisieren, eine größere Vernet¬ 
zung ist extrem wichtig. Wer organisiert 
wie seinen Bereich. Deshalb appelliere 
ich nochmals an alle hier, noch akti¬ 
ver zu werden, nochmals zu überlegen: 
Ich bin der Vertrauensmann in meinem 
Bereich, ich gebe das Feedback an die 
Streikenden bzw. an die Tarifkommis¬ 
sion ... Nur über diesen Weg funkti¬ 
oniert die Organisation.“ Zur Sprache 
kam auch, dass eine Atmosphäre der 
Angst und Hoffnungslosigkeit unter 
den Beschäftigten herrsche. Sie glaub¬ 
ten, weil 2011 nicht das erreicht wor¬ 
den sei, wofür damals gestreikt wurde, 


lohne es sich auch dieses Mal nicht, auf 
die Straße zu gehen. „Deshalb ist es 
notwendig“, so Maik Sosnowsky „hier¬ 
über mit jedem einzelnen Kollegen 
und Kollegin zu sprechen“. Hierzu ga¬ 
ben auch einige Teilnehmer der Kund¬ 
gebung die notwendige Antwort. Ein 
Hebel sei der Krankentransport. Hier 
könnte der Betrieb wirklich lahmge¬ 
legt und der Arbeitgeber unter Druck 
gesetzt werden. 

Karin Mack 


Zeitung der DKP Berlin für die Charite- & Vivantes-Beschäftigten 


Extra-Ausgabl.. dkp ^ 

Schrittmacher 

„Die Gesundheit ist ein elementares Grundrecht aller Menschen", heißt es im 
Programm der DKP Berlin zur Wahl des Abgeordnetenhauses am 18. Septem¬ 
ber. Die Heilung und Genesung der Patientinnen und Patienten ist der Sinn 
der Arbeit im Gesundheitswesen. Aber für die Beschäftigten wird es von Jahr 
zu Jahr schwieriger, das Patientenwohl in den Mittelpunkt zu stellen, weil die 
Krankenhäuser in zunehmendem Maß Gewinn abwerfen müssen. Das ist die 
Logik des kapitalistischen Profisystems. 

„Berlinerinnen und Berliner für mehr Personal im Krankenhaus" heißt das 
Bündnis, in dem Patientinnen und Patienten die Arbeitskämpfe bei Vivantes 
und Charite, bei den therapeutischen Diensten und in den Tochterfirmen CFM 
und VSG unterstützen. Die Solidarität ist der Schlüssel zum Erfolg, das hat der 
Erfolg der Charite-Angestellten und der ver.di im Kampf um tarifliche Perso¬ 
nalstandards 2015 bewiesen. Die DKP wird das Bündnis, egal ob vor oder nach 
der Wahl, weiterhin nach Kräften unterstützen. 

Denn:„Wir Kommunisten denken, das Ziel der Gesundheitspolitik darf es nie¬ 
mals sein, dass es sich für private Krankenhauskonzerne, Pharmakonzerne, 
Krankenkassen und Hersteller von medizinischen Geräten ,rechnet' und Pro¬ 
fite eingefahren werden.“ 


Rohrkrepierer bei Covestro 

Von Bayer geerbte Gift-Pipeline hängt der Firma als Klotz am Bein 



Blick auf die CO-Pipeline-Trasse der Bayer-Covestro 


Am 1. September 2015 wurde die 
Bayer MaterialScience, eine Toch¬ 
ter der Bayer AG, in Covestro, eben¬ 
falls eine Bayer-Tochter, umgetauft. 
Das Kleinkind des Chemie-Riesen 
ist nicht irgendwer, sondern einer 
der größten Kunststoffhersteller der 
Welt. Die Entfernung aus der Bayer- 
Familie und gleichzeitige Wiederein¬ 
gliederung unter neuem Namen hat 
sich gelohnt: Zum letzten Jahres¬ 
wechsel wurde der Umsatz mit 11 
982 Mio. Euro angegeben, der Ge¬ 
winn vor Zinsen, Steuern und Ab¬ 
schreibungen mit 1 659 Mio. Euro. 
Auf dem Gabentisch des Geburts¬ 
tagskindes lag allerdings auch ein 
millionenschwerer Rohrkrepierer: 
die funktionslose CO-Pipeline zwi¬ 
schen Dormagen und Uerdingen. 

Die PR-Abteilung textete in schi¬ 
cker Optik, dass Covestro „durch¬ 
starten“ werde. Bezogen auf die Ge¬ 
winnerwartungen trifft das sicherlich 
zu. Bezogen auf die CO-Pipeline geht 
es aber eher, um einen beschönigen¬ 
den Begriff von Ex-Superminister 
Karl Schiller (SPD) aufzugreifen, 
um ein deutliches „Minuswachstum“, 
denn die Pipeline gleicht seit Jahren 
einem toten Gleis, weil die Inbetrieb¬ 
nahme durch den Protest von mehr 
als 110 000 Bürgern, zehn Städten 


und couragierte juristische Verfahren 
bisher erfolgreich verhindert wurde. 

Zur Entwicklung des Bayer-Akti¬ 
enkurses haben vor allem gesunkene 
Rohstoffpreise beigetragen und da¬ 
bei auch die besonders stark gefalle¬ 
nen Preise für den in der Uerdinger 
CO-Erzeugungsanlage verwendeten 
Koks. Die „Stopp Bayer-Covestro- 
Pipeline“-Initiativen stellen jedoch 
fest: „Wo Glanz ist, versucht man ger¬ 
ne die Schattenseiten zu verschwei¬ 
gen. 

Aber die CO-Pipeline-Projekte 
hängen der Firma weiter als Klotz am 
Bein: Die 67 Kilometer lange CO- 
Pipeline zwischen Dormagen und 
Krefeld-Uerdingen liegt schon lange 
auf Eis - aktuell wegen der ausstehen¬ 
den Entscheidung des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts in Karlsruhe.“ 

Für die Initiativen ist ebenfalls 
fraglich, wie lange die unsichere, ma¬ 
rode CO-Pipeline zwischen Dorma¬ 
gen und Leverkusen noch betrieben 
werden darf. Daran, so der Presseko¬ 
ordinator der Initiativen, Dieter Don¬ 
ner, haben der angekündigte neue 
Düker, eine Rohrunterführung un¬ 
ter dem Rhein und das kurze neue 
CO-Leitungsstück nichts geändert. 
Eine wirksame Problemlösung habe 
Covestro - wie bisher Bayer - nicht zu 


bieten. Als Rohrkrepierer erwies sich 
auch die Behauptung von Bayer, dass 
die Zukunft der gesamten Chemiein¬ 
dustrie am Rhein gefährdet sei, wenn 
die Leitung nicht freigegeben werde. 

Die Initiativen - und auch die 
DKP - werfen Konzernchef Patrick 
Thomas vor, dass er es versäumt habe, 
einen klaren Schlussstrich unter das 
unrühmliche Kapitel „Giftstofftrans¬ 


port in Pipelines“ zu ziehen. Donner: 
„Mit einem Stopp hätte er eine ge¬ 
fährliche Kinderkrankheit von Coves¬ 
tro gleich im ersten Lebensjahr kurie¬ 
ren und das Unternehmen strategisch 
gut aufstellen können.“ 

Die DKP unterstützt die Forde¬ 
rung, Kohlenmonoxid nur da einzu¬ 
setzen, wo es produziert wird. Eine 
„Lagerhaltung für Nachfragen just¬ 


in-time“ in der 67 Kilometer langen 
Pipeline sei ökonomisch unsinnig und 
logistisch hochgefährlich, zumal wenn 
das Rohr mitten durch Wohngebiete, 
dicht vorbei an Kindergärten und 
Schulen verlaufe. Bisherige Bomben¬ 
funde im Umfeld der Pipeline seien 
ein weiterer Beleg dafür, die Leitung 
nicht in Betrieb zu nehmen. 

Uwe Koopmann 
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Steuersenkung für Gutverdiener geplant 

Schäuble will 2017 sechs und nach der Bundestagswahl 18 AArd. Euro verteilen 

| I 



O ffenbar hat in der Bundesrepu¬ 
blik der Kampf um die Wähler¬ 
gunst begonnen. Im kommen¬ 
den Jahr sollen die Bürger über die 
Kandidaten für den Bundestag ent¬ 
scheiden, und die Christdemokraten 
beginnen, die Mittelschicht und gut 
verdienende Haushalte mit in Aussicht 
gestellten Steuergeschenken zu umgar¬ 
nen, während Geringverdiener nach 
Berechnung von Experten fast nichts 
von den geplanten Segnungen haben. 

Eine günstige Gelegenheit für der¬ 
artige Ankündigungen bot sich Ende 
August mit der Mitteilung des Sta¬ 
tistischen Bundesamtes: Bund, Län¬ 
der, Gemeinden und Sozialkassen 
hätten nach vorläufigen Berechnun¬ 
gen 18,5 Mrd. Euro mehr eingenom¬ 
men als ausgegeben wurden. Wäh¬ 
rend der Wirtschaftsflügel der Union 
sofort Steuerentlastungen für Bürger 
und Unternehmen forderte, lehnte 
die SPD Steuergeschenke für alle ab. 
Fraktionschef Thomas Oppermann 
sagte damals, dass gezielt kleine und 
mittlere Einkommen entlastet werden 
müssten. „Allgemeine Steuersenkun¬ 
gen, von denen auch Spitzenverdiener 
profitieren, sind nicht angesagt.“ 

Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) hat nun einen Plan 
vorgelegt. In der vergangenen Woche 
verkündete er, den Steuerzahler ab 
Anfang 2017 um rund sechs Milliarden 
Euro entlasten zu wollen. Und sollte 
seine Partei wieder die Regierung stel¬ 
len, gebe es in der nächsten Wahlpe¬ 
riode weitere Entlastungen von rund 
15 Milliarden Euro. Während bei den 
möglichen Koalitionspartnern der Uni¬ 
on, SPD und Grüne, offen über eine 
stärkere Belastung von Spitzenverdie¬ 
nern diskutiert wird, um die Entlastung 
geringer und mittlerer Einkommen 
gegenzufinanzieren, tut sich die CDU 
mit diesem Gedanken schwer. In der 
parteiinternen Debatte warnt zumin¬ 
dest Präsidiumsmitglied Jens Spahn 


vor Denkverboten. „Wir sollten nicht 
schon im Vorfeld Tabus aufbauen“, sag¬ 
te der Parlamentarische Staatsekretär 
im Bundesfinanzministerium in einem 
Interview mit der „Frankfurter Allge¬ 
meinen Sonntagszeitung“. „Das Ziel 
muss sein, die hart arbeitende Mit¬ 
telschicht zu entlasten“, sagte er. Man 
müsse deshalb schauen, welche Kom¬ 
promisse dafür nötig seien. 

Der Grundfreibetrag soll nach 
Schäubles Plänen 2017 von derzeit 
8652 Euro um 170 Euro steigen, ein 
Jahr später um weitere 200 Euro. Da¬ 
von profitierten alle Steuerzahler, 
heißt es. 

Das vorgegebene Ziel, geringe und 
mittlere Einkommen zu entlasten, wird 
damit aber klar verfehlt. Denn auf den 
Geldbeutel des Einzelnen wirken sich 
die Pläne nur wenig aus, wie der Berli¬ 
ner Steuerexperte Frank Hechtner laut 
Deutsche Presse-Agentur berechnet 
hat. Zwei Beispiele: 

Die zusätzliche Entlastung im Jahr 
2017 gegenüber 2016 für einen Sing¬ 
le ohne Kind bewegt sich demnach - 
je nach Bruttoeinkommen - zwischen 
jährlich 24 und 145 Euro. Bei einem 
Bruttoeinkommen von 1 000 Euro im 
Monat würde ein kinderloser Single 
jährlich um 24 Euro entlastet. Er hätte 
also jeden Monat zwei Euro mehr in 
der Kasse. Beim Bruttolohn von 4000 
Euro wären es jährlich 65 Euro, bei 
6000 würden 89 Euro mehr bleiben. 
Die maximale Entlastung trete nach 
Hechtners Berechnung erst ein, wenn 
das zu versteuernde Jahreseinkommen 
über 256227 Euro liegt. 

Ein Ehepaar mit zwei Kindern 
kann sich ebenfalls in Abhängigkeit 
vom Bruttoeinkommen über 48 bis 392 
Euro mehr Geld im Jahr freuen. Die 
geringste Entlastung ergibt sich, wenn 
nur ein Partner 1 500 Euro brutto im 
Monat bezieht. Verdient ein Partner 
2500 Euro monatlich und der andere 
2000 Euro, ergibt sich eine jährliche 


Schäuble beim Verband der Privatbanken 

Entlastung von 162 Euro. Die maxi¬ 
male Entlastung von 392 Euro im Jahr 
trete nach Hechtner erst ein, wenn das 
gemeinsam zu versteuernde Jahresein¬ 
kommen über 512 454 Euro liegt. 

Der Kinderfreibetrag von derzeit 
7 248 Euro wird im ersten Schritt um 
110 Euro, im zweiten um 100 Euro er¬ 
höht. Für Eltern bleibt dieser Betrag 
pro Kind und Jahr ihres Einkommens 
steuerfrei. Da dieser Freibetrag vor al¬ 
lem Familien mit höheren Einkommen 
zugutekommt, soll für die anderen Fa¬ 
milien auch das Kindergeld angehoben 
werden - um zwei Euro pro Monat. Für 
die ersten beiden Kinder beträgt es da¬ 
mit 190 Euro im Monat, für das dritte 
196 Euro, und für jedes weitere gibt es 
jeweils 221 Euro. 

„Der Plan, das Kindergeld um zwei 
Euro anzuheben, ist ein Hohn“, sagte 
Thomas Krüger, Präsident des Deut¬ 


schen Kinderhilfswerks, in einer Pres¬ 
semitteilung. „Wir müssen uns stärker 
als bisher um Familien mit Kindern 
kümmern, die unsere Unterstützung 
in besonderem Maße brauchen.“ 
Durch die steuerlichen Kinderfreibe¬ 
träge sei die monatliche Nettoentlas¬ 
tung für Spitzenverdiener bereits jetzt 
wesentlich höher als das Kindergeld. 
Durch die geplanten Erhöhungen des 
Kinderfreibetrages gehe diese Schere 
noch weiter auseinander. „Auch Fa¬ 
milien mit Kindern in Hartz-IV-Be- 
zug brauchen eine spürbare Verbes¬ 
serung ihrer finanziellen Lage. Bisher 
wird jede Kindergelderhöhung auf die 
Regelsätze angerechnet, so dass ihnen 
unter dem Strich nichts bleibt.“ Es dür¬ 
fe aber nicht sein, dass die Kinder, die 
es am nötigsten hätten, von einer Kin¬ 
dergelderhöhung gar nicht profitierten. 

Matthias Lindner 


Kinderarmut steigt 

Fast zwei Millionen Kinder in Deutsch¬ 
land sind auf Hartz IV angewiesen, teilt 
die Bertelsmann-Stiftung mit. Sie zitiert 
Berechnungen, wonach die Quote der un¬ 
ter 18-Jährigen in Hartz-IV-Haushalten in 
den westlichen Bundesländern von 12,4 
Prozent im Jahr 2011 auf 13,2 Prozent im 
Jahr 2015 gestiegen ist. Im Osten sank 
der Anteil armer Kinder im selben Zeit¬ 
raum zwar um 2,4 Prozentpunkte, blieb 
aber mit 21,6 Prozent vergleichsweise 
hoch. Damit wuchsen vergangenes Jahr 
in Deutschland insgesamt mehr als 1,9 
Millionen Kinder in Armut auf (14,7 Pro¬ 
zent) - 52 000 mehr als noch 2011. 

Die von Bertelsmann zitierten Sozio¬ 
logen stellten ferner fest, dass die Mehr¬ 
heit der betroffenen Kinder über längere 
Zeit in der Armut feststeckt: Im Schnitt 
seien 57,2 Prozent der betroffenen Kinder 
zwischen 7 und 15 Jahren mehr als drei 
Jahre auf Grundsicherungsleistungen an¬ 
gewiesen. Die Studie bestätigt eine lang 
bekannte Eigenheit dieser Gesellschaft: 
Armut vererbt sich ähnlich wie Reichtum. 

Geld für Gas-Leitung 
Richtung Osten 

Die EU-Kommission stellt 9,2 Mio. Euro 
für den Bau zweier Gasleitungen zwi¬ 
schen Deutschland und Polen bereit. Da¬ 
mit soll mehr Gas von Deutschland nach 
Polen exportiert werden können, teilte 
die Kommission mit. Das nach Osten 
exportierte Gas dürfte dabei ursprüng¬ 
lich noch weiter aus dem Osten, näm¬ 
lich Russland, stammen. Das Projekt, das 
auch einen Gasspeicher im polnischen 
Lasow umfasst, soll die „Energieunion“ 
der EU voranbringen, die das Ziel hat, 
die Abhängigkeit von russischen Gaslie¬ 
ferungen vor allem der osteuropäischen 
EU-Länder zu verringern. 

Lagarde vor Gericht 

Der Prozess, bei dem IWF-Chefin 
Christine Lagarde wegen Fahrlässig¬ 
keit in Frankreich vor Gericht steht, 
soll am 12. Dezember beginnen. Da¬ 
bei geht es um eine Millionenzahlung 
in ihrer Zeit als Wirtschaftsministerin. 


Aktionswoche in den Häfen Rekordüberschuss im Außenhandel 

Gegen Ausflaggen der Schiffe und Dumping der Löhne Lohnverzicht als Ursache und Verschuldung des Auslands als Folge 


ver.di, die Gewerkschaft, die auch See¬ 
leute organisiert, geht auf Konfronta¬ 
tionskurs zu deutschen und internati¬ 
onalen Reedern. Denn das Ausflaggen 
von Schiffen an Billigflaggen-Staaten 
geht unvermindert fort, Heuern für 
Seeleute werden häufig nicht bezahlt, 
Schiffsbesatzungen müssen tarifver¬ 
tragswidrige Arbeiten verrichten, ver. 
di hat darauf verschiedene Antworten 
parat. Erst in der vegangenen Woche 
halfen Gewerkschaftsmitglieder den 
Kontrolleuren der Internationalen 
Transportarbeiter-Föderation (ITF) 
bei einer Aktionswoche in den deut¬ 
schen Seehäfen. Sie bestiegen 42 Schif¬ 
fe, die in die Häfen einliefen und unter¬ 
suchten, ob die Tarifverträge der ITF 
eingehalten werden. 

Während der Besuche auf den See¬ 
schiffen brachten die ITF-Kontrolleu- 
re nicht nur in Erfahrung, ob die Be¬ 
zahlung stimmt und die Arbeitszeiten 
eingehalten werden. Sie erkundeten 
schwerpunktmäßig auch, ob die See¬ 
leute Containerbefestigungen lösten, 
um den Umschlag der Blechkisten im 
Hafen zu beschleunigen. Diese Lasch¬ 
arbeiten dürfen nur die Arbeiter an 
den Kaianlagen ausführen. Diese 
Praxis wird Hafenarbeiterprivileg ge¬ 
nannt. Sie hat den Zweck, die Sicher¬ 
heit der Seeleute vor ungesicherter 
Ladung und vor Überarbeitung zu ga¬ 
rantieren. „Wir haben uns letzte Wo¬ 
che auf Feeder-Schiffe konzentriert, 
das sind kleinere Frachter, die Waren 
aus den deutschen Seehäfen in die Ost¬ 
see bringen“, sagte der ver.di-Bundes- 
fachgruppenleiter Seeschiffahrt, Klaus 
Schroeter, auf UZ-Nachfrage, „fast die 
Hälfte dieser Schiffe hält sich nicht an 
die geltenden Tarifbestimmungen.“ 

Wenn es hart auf hart kommt, boy¬ 
kottieren die Hafenarbeiter gelegent¬ 
lich ganze Schiffe und entladen sie 
erst, wenn die Kapitäne die Tarifbe¬ 


stimmungen einhalten oder wenn Ta¬ 
rifverträge mit den Eignern noch am 
Liegeplatz abgeschlossen werden. So 
berichtet das aktuelle Seeleute-Bulle- 
tin der ITF von einer entsprechenden 
Aktion gegen ein Billigflaggenschiff 
im dänischen Hafen Esbjerg im letzten 
Jahr. Sie endete mit dem Abschluss ei¬ 
nes ITF-Tarifs. Auch in Bremen wurde 
ein türkisches Schiff letztes Jahr boy¬ 
kottiert, um nach sieben Stunden unter 
Tarifhoheit gebracht zu werden. Noch 
bleiben solch drastische Maßnahmen 
eine Ausnahme. Die ITF und die Eu¬ 
ropäische Transportarbeiter-Föderati¬ 
on (ETF) bereiten allerdings für den 
Herbst eine Europäische Laschenkam¬ 
pagne vor. Dann soll das Verbot von 
Laschertätigkeiten durch Seeleute mit 
weiteren Kontrollen und vor Gericht 
durchgesetzt werden, so Mendrzik auf 
einem Workshop, der bereits im Mai 
stattfand. 

Doch nicht nur an Bord der Han¬ 
delsschiffe hat sich der Ton verschärft. 
Auch auf politischem Parkett setzt ver. 
di auf Konfrontation. Ende Juni stieg 
die Gewerkschaft aus dem „Mariti¬ 
men Bündnis“ aus, einer Allianz mit 
den Reedern und der Bundesregie¬ 
rung. Dort seien nur die Interessen 
der Reeder von Belang gewesen sei¬ 
en, kritisierte Christine Behle vom ver. 
di-Bundesvorstand im jüngsten Schiff¬ 
fahrtsreport. So habe die Bundesregie¬ 
rung den Schiffseignern die Lohnsteu¬ 
er geschenkt, erlasse ihnen ab 2017 
die Sozialabgaben und senke die Min¬ 
destbesatzung mit deutschen Seeleu¬ 
ten auf deutschen Frachtern ab nächs¬ 
tem Sommer von vier Mann auf ein bis 
zwei Mann. Deutsche Schiffsmechani¬ 
ker werde es mittelfristig überhaupt 
nicht mehr geben, ver.di hatte sich 
vom Maritimen Bündnis den Erhalt 
von Arbeitsplätzen in der deutschen 
Seeschifffahrt erhofft. Mirko Knoche 


Deutschland wird 2016 seinen höchs¬ 
ten Exportüberschuss seit je erzielen 
und mit einem Plus im Außenhandel 
von mehr als einer Viertelbillion Euro 
sämtliche anderen Länder der Welt 
weit in den Schatten stellen. 

Dies sagt das Münchner ifo-Institut vo¬ 
raus. Bereits im ersten Halbjahr 2016 
verzeichneten deutsche Firmen ein Au¬ 
ßenhandelsplus von 142,6 Mrd. Euro, 
fast zehn Prozent mehr als im ersten 
Halbjahr 2015. International werden 
die jüngsten deutschen Rekorde scharf 
kritisiert: 

Dauerhafte Exportüberschüsse füh¬ 
ren in den Abnehmerländern häufig 
zu dauerhaften Außenhandelsdefizi¬ 
ten, die die be¬ 
troffenen Staa¬ 
ten häufig tief 
in die Verschul¬ 
dung treiben; 
aktuelle Bei¬ 
spiele sind die südlichen Eurostaaten, 
etwa Griechenland. Weil die Export¬ 
überschüsse jedoch deutschen Firmen 
Wohlstand und Einfluss in der Welt¬ 
wirtschaft sichern, kümmert Berlin 
sich nicht darum. 

Mit dem neuen Rekord-Außen¬ 
handelsplus setzt die Bundesrepublik 
die Serie ihrer Überschüsse aus den 
vergangenen eineinhalb Jahrzehnten 
fort. 

Die deutsche Wirtschaft verkauft 
seit 2001 mehr Waren ins Ausland, 
als sie selbst von dort beschafft. Ins¬ 
gesamt überstiegen die deutschen Ex¬ 
porte seit dem Jahr 2001 die Importe 
um gut zwei Billionen Euro - immen¬ 
se Reichtümer, die in Deutschland an¬ 
gehäuft wurden und dieses Jahr noch 
weiter wachsen. Möglich ist das, weil, 
wie die Bertelsmann-Stiftung in einer 
Ende 2015 publizierten Studie erläu¬ 
tert, die Lohnstückkosten in der Bun¬ 


desrepublik „von 1995 bis 2011 nahe¬ 
zu konstant“ blieben, während sie in 
den meisten anderen Industriestaa¬ 
ten im selben Zeitraum „um 30 bis 40 
Prozent“ stiegen.Das wiederum liegt, 
wie die Stiftung feststellt, nicht nur am 
technologischen Fortschritt, sondern 
vor allem auch an „einer zurückhal¬ 
tenden Lohnpolitik der Gewerkschaf¬ 
ten“: Lohnverzicht der abhängig Be¬ 
schäftigten führt dazu, dass deutsche 
Unternehmen sich im Ausland zuneh¬ 
mend gegen ihre internationale Kon¬ 
kurrenz durchsetzen und profitable 
Geschäfte abschließen können. Im 
Endergebnis füllt der Lohnverzicht 
also nicht nur die Konzernkassen, er 
kommt auch ei¬ 
ner Beihilfe für 
die deutsche In¬ 
dustrie zur Si¬ 
cherung einer 
machtvollen 
Position in der Weltwirtschaft gleich. 

Umgekehrt haben die anhaltenden 
deutschen Exportüberschüsse gravie¬ 
rende Nachteile für diejenigen Länder, 
die in ein dauerhaftes Handelsdefizit 
gegenüber der Bundesrepublik gera¬ 
ten. So müssen sich die betroffenen 
Volkswirtschaften zur Finanzierung 
ihrer Handelsdefizite in vielen Fällen 
im Ausland verschulden. In ein dauer¬ 
haftes Handelsdefizit gegenüber der 
Bundesrepublik sind unter anderem 
Frankreich, Italien, Spanien und Grie¬ 
chenland geraten. Allein von 2010 bis 
2015 flössen aus Italien und Spanien 
rund 60 Mrd. Euro nach Deutschland 
ab. Das in der Krise versinkende Grie¬ 
chenland zahlte im selben Zeitraum 
immerhin 19 Mrd. Euro netto in die 
Bundesrepublik. 

Aus Frankreich wurden von 2010 
bis 2015 sogar über 210 Mrd. Euro net¬ 
to an deutsche Unternehmen überwie¬ 


sen - riesige Summen, deren Verlust in 
allen vier Ländern deutlich krisenver¬ 
schärfend wirkt. 

Wegen der fatalen Folgen der dau¬ 
erhaften deutschen Exportüberschüs¬ 
se üben Experten schon lange scharfe 
Kritik an Berlin. Die EU-Kommission 
stuft Außenhandelsüberschüsse von 
mehr als sechs Prozent des Bruttoin¬ 
landsprodukts ausdrücklich als stabi¬ 
litätsgefährdend ein. Die Bundesrepu¬ 
blik überschreitet diese Schwelle be¬ 
reits seit 2006.2014 stieg der deutsche 
Überschuss auf 7,5 Prozent des Brut¬ 
toinlandsprodukts; in diesem Jahr wird 
er voraussichtlich rund 8,9 Prozent be¬ 
tragen. 

Bereits mehrmals hat die EU- 
Kommission sich offiziell darüber be¬ 
schwert - ohne Erfolg: Die Bundes¬ 
regierung leugnet regelmäßig die ne¬ 
gativen Auswirkungen der deutschen 
Exportwalze vor allem auf die Länder 
der südlichen Eurozone. Aus Anlass 
der jüngsten Vorhersage des ifo-Ins- 
tituts über den Anstieg des deutschen 
Exportüberschusses auf rund 8,9 Pro¬ 
zent des Bruttoinlandsprodukts hat 
sich nun zusätzlich die OECD gegen 
Berlin positioniert. „Wir sind besorgt 
wegen der globalen Ungleichgewichte“, 
wird ein OECD-Experte zitiert; diese 
drohten die Weltwirtschaft weiter aus 
dem Lot zu bringen. Die Bundesregie¬ 
rung ist jedoch, weil die Überschüsse 
die Weltstellung der deutschen Indus¬ 
trie stärken und ihr Wohlstand bringen, 
nicht zu Zugeständnissen bereit: Die 
verschuldeten südlichen Eurostaaten 
sollten per Austeritätspolitik Schulden 
abbauen und ihr Handelsdefizit gegen¬ 
über Deutschland mit Billigexporten 
in Drittländer finanzieren, heißt es; 
eine Verschuldung von Nicht-Eurolän¬ 
dern hingegen könne ignoriert werden. 

German-Foreign-Policy.com 


Lohnverzicht kommt einer 
Beihilfe für die deutsche 
Industrie gleich 
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Gegen staatliche 
Gängelung 

Bochum. Zunehmend setzten sich 
Flüchtlinge gegen das kürzlich verab¬ 
schiedete sogenannte Integrationsge¬ 
setz zur Wehr, welches seit 6. August 
dieses Jahres, jedoch rückwirkend 
ab dem 1. Januar 2016, gilt. Während 
die Betroffnenen bisher Freizügig¬ 
keit innerhalb des gesamten Bun¬ 
desgebietes genossen, sieht das Ge¬ 
setz nunmehr vor, dass anerkannte 
Flüchtlinge nun - mit wenigen Aus¬ 
nahmen - für drei Jahre in dem Bun¬ 
desland wohnen müssen, dem sie zur 
Durchführung ihrer Asylverfahren 
zugeteilt wurden. 

„Damit müssen Flüchtlinge, die 
bereits vor Monaten - legal - Woh¬ 
nungen im Bundesland ihrer Wahl 
bezogen haben, ihre Wohnungen ver¬ 
lassen und wieder zurück in das zu¬ 
ständige Bundesland“, beschreibt der 
Flüchtlingsrat NRW die schwierige 
Situation. Kämen sie dieser Auffor¬ 
derung nicht nach, drohe die Strei¬ 
chung der Sozialleistungen. Auffor¬ 
derungen seien außerdem „mit sehr 
kurzen Fristen von einer Woche oder 
14 Tagen versehen“, berichten die 
Flüchtlingsunterstützer weiter. 

„Es ist absolut unrealistisch, dass 
die Flüchtlinge innerhalb dieser kur¬ 
zen Zeiten eine neue Wohnung in 
einem anderen Bundesland finden. 
Wenn dieses Vorgehen nicht geändert 
wird, besteht für viele Flüchtlinge die 
Gefahr, erst einmal in der Obdachlo¬ 
sigkeit zu enden“ mahnte Birgit Nau- 
joks, Geschäftsführerin des Flücht¬ 
lingsrats NRW. 

Menschenjagd 

Göttingen. Die Initiative „Bürge¬ 
rinnen beobachten Polizei und Jus¬ 
tiz“ hat infolge einer Kundgebung 
von Neonazis, die am vergangenen 
Wochenende in Göttingen stattfand, 
schwere Vorwürfe gegen die Polizei 
erhoben. So hätten die Beamten „An¬ 
tifaschistinnen in den fließenden Ver¬ 
kehr“ gedrängt. „Ein Grund für diese 
Menschenjagd war für uns nicht er¬ 
sichtlich, da von den Antifaschistin¬ 
nen keine erkennbaren strafbaren 
Handlungen ausgingen. Für uns stellt 
sich der Zusammenhang so dar, dass 
der Platz freigemacht werden sollte 
für das, was sich kurz darauf abspiel¬ 
te: 10 Neonazis wurden mit einer gro¬ 
ßen Polizeieskorte aus dem Bahnhof 
zur Bushaltestelle begleitet und in ei¬ 
nen Linienbus nach Adelebsen ver¬ 
abschiedet“, kritisierte die Initiative. 

Aufruf veröffentlicht 

Berlin. Die Organisatoren der traditi¬ 
onellen Demonstration zu Ehren der 
Kommunisten Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht haben ihren Aufruf 
für die LL-Demo 2017 in Berlin ver¬ 
öffentlicht. 

Dieser kann ab sofort im Inter¬ 
net unterstützt werden. „Kriege und 
kriegerische Konflikte überziehen die 
Erde. 60 Millionen sind auf der Flucht 
vor Krieg, Terror und Hunger. Zynisch 
machen Nazis gerade diese geschunde¬ 
nen Menschen verantwortlich für die 
Sorgen derer hierzulande. Und die Aus¬ 
beuter teilen und herrschen, betreiben 
Sozialabbau, bauen am Überwachungs¬ 
staat, schnüren die Asylpakete, liefern 
Waffen in Krisengebiete, lassen töten 
mittels Drohnen, schicken Soldaten - 
machen so Profit“, heißt es darin unter 
anderem. 

Die Demonstration startet am 
15. Januar 2017 ab 10 Uhr vom U- 
Bahnhof Frankfurter Tor. 

wwwJI-demo.de 

Gegen rechte Gewalt 

Dortmund. Unter dem Motto „Es 
reicht - Rechte Gewalt stoppen“ ru¬ 
fen mittlerweile rund 30 Organisati¬ 
onen, Gewerkschaften, Parteien und 
Verbände erneut zu einer antifaschis¬ 
tischen Demonstration in Dortmund 
auf. Diese soll am 24. September statt¬ 
finden und richtet sich gegen die wei¬ 
terhin ansteigende Anzahl rechter 
Übergriffe in der westdeutschen Na¬ 
zihochburg. 
www.blockado.info 


„Wir leben in einem Unrechtsstaat“ 

DKP demonstriert für Aufhebung des KPD-Verbots 



A m Samstag, dem 10. Septem¬ 
ber, demonstrierten 250 Mit¬ 
glieder und Freunde der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei (DKP) 
in Karlsruhe, dem Sitz des Bundesver¬ 
fassungsgerichtes, für die Aufhebung 
des KPD-Verbots. Vor 60 Jahren hatte 
das Bundesverfassungsgericht die Kom¬ 
munistische Partei Deutschlands (KPD) 
verboten, weil sie Widerstand gegen die 
von Bundeskanzler Adenauer geplante 
Wiederbewaffnung der Bundesrepublik 
organisierte. Auf der Demonstration for¬ 
derte die Bundestagsabgeordnete Karin 
Binder („Die Linke“), das KPD-Ver- 
bot aufzuheben, an der Demonstration 
nahm ein Vertreter der verfolgten Kom¬ 
munistischen Partei der Ukraine teil. 

Bei der Kundgebung und der fol¬ 
genden Veranstaltung zeigten ein Jurist, 
Vertreter der DKP und ehemalige KPD- 
Funktionäre, dass das Verbot mit den 
Maßstäben des Grundgesetzes nichts 
zu tun hatte. Der DKP-Vorsitzende Pa- 
trik Köbele sagte bei der Kundgebung: 
„Wir leben in einem Unrechtsstaat“. 
Das Gericht habe die KPD nicht wegen 
tatsächlicher Vergehen, sondern wegen 
ihres Widerstands gegen die Wiederbe¬ 
waffnung verboten. Der stellvertretende 
DKP-Vorsitzende Hans-Peter Brenner 
belegte, dass das Gericht nicht nur die 
Organisation der Kommunisten verbot, 
sondern auch die Weltanschauung der 
Kommunisten - den Marxismus-Leni¬ 
nismus - unter Strafe stellte. 


Bei der Veranstaltung erzählten 
drei frühere KPD- und heutige DKP- 
Mitglieder vom Kampf ihrer Partei ge¬ 
gen das Verbot, von ihrer Zeit im Ge¬ 
fängnis, der illegalen Arbeit und dem 
Weg zur Bildung einer neuen legalen 
kommunistischen Partei - der DKP. 
Heidi Hummler, frühere FDJ- und 
KPD-Funktionärin, die unter Adenau¬ 
er im Gefängnis saß, sagte: „Für Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten heißt 
ein Verbot nie, dass dann die Welt zu 
Ende ist.“ Sie berichtete, wie die KPD- 
Mitglieder trotz Verfolgung in Gewerk¬ 
schaften und Friedensbewegung mitar¬ 
beiteten. Außerdem sprachen der frü¬ 
here DKP-Vorsitzende Herbert Mies 
und der kommunistische Theoretiker 
und Praktiker Willi Gerns, die auch in 
FDJ und KPD hohe Funktionen hatten, 
über ihre Erfahrungen. 

Für das ZK der Kommunistischen 
Partei der Ukraine (KPU) berichtete 
Wladimir Aleksij davon, wie das Ki- 
ewer Regime Kommunisten verfolgt, 
die Geschichte der Sowjetunion fälscht 
und faschistischen Schlägern freie 
Hand lässt. Aleksij verglich den Ver¬ 
botsprozess gegen die KPU mit dem 
Verbot der KPD. Patrik Köbele sag¬ 
te, die DKP sei mit den ukrainischen 
Kommunisten solidarisch. Er stellte 
fest, dass die Kommunisten auch heu¬ 
te noch gezwungen seien, gegen Verfol¬ 
gung und Bespitzelung durch den bür¬ 
gerlichen Staat zu kämpfen. 



Bild ganz oben: 250 demonstrierten für die Aufhebung des KPD-Verbotes durch 
die Karlsruher Innenstadt. Auf der folgenden Veranstaltung (Foto oben) sprach 
auch der langjährige Vorsitzende der DKP, Herbert Mies. 


Kommunalwahlen in Niedersachsen 


DKP erzielt Achtungserfolge in zwei Stadtbezirken in Hannover 


A m vergangenen Sonntag konn¬ 
ten die rund 6,5 Millionen 
Bürger von Niedersachsen 
ihre kommunalen Parlamente wäh¬ 
len. 55 Prozent - etwa drei Prozent 
mehr als bei den zurückliegenden 
Wahlen im Jahr 2011 - machten von 
ihrem Wahlrecht Gebrauch. Und die 
gesteigerte Wahlbeteiligung ist nicht 
der Kandidatur der AfD geschuldet. 
Auch dort, wo die Rechtspopulisten 
nicht antraten, wie beispielsweise in 
der Stadt Göttingen, gingen sechs 
Prozent mehr Wählerinnen und Wäh¬ 
ler an die Urnen. 

Als stärkste Partei ging landesweit 
die CDU aus den Wahlen hervor. Mit 
34,4 Prozent der abgegebenen Stim¬ 
men lag sie 3,2 Prozent vor der SPD 
Die SPD musste diesmal in Städ¬ 
ten und Kreisen teils deutliche Ver¬ 
luste hinnehmen. Die AfD blieb hin¬ 
ter den Ergebnissen bei ihrer letzten 
Kommunalwahl in Hessen zurück. So 
erhielt sie in der Landeshauptstadt 
Hannover 8,6 Prozent, 8,9 Prozent 
wurden es in Braunschweig und 4,7 
in Oldenburg. In Städten wie Göttin¬ 
gen und Osnabrück stellten die rechte 
Partei keine Listen auf. 

Die Partei „Die Linke“ konnte ihre 
Ergebnisse merklich steigern, so in 
Hannover von 4,3 auf 7 Prozent und 
in Oldenburg von 6,1 auf 9,9 Prozent. 


Zugewinne gab es für die Linkspartei 
überall in den Städten. 

Die DKP hatte in der Landeshaupt¬ 
stadt mit einer DKP/Offenen Liste 
für den Stadtrat sowie in zwei Stadt¬ 
bezirken kandidiert. 1 827 Stimmen 
(0,3 Prozent) erhielten die Kommu¬ 
nisten bei der Stadtratswahl, 1,6 Pro¬ 
zent im Stadtbezirk Linden-Limmer 
und 1,1 Prozent im Stadtbezirk Her¬ 
renhausen-Stöcken. 

In einer ersten Erklärung zum Aus¬ 
gang der Wahl bezeichnete die DKP 
Hannover das Ergebnis, „so bescheiden 
es sich im Vergleich zu den etablier¬ 
ten Parteien ausnimmt“, als einen po¬ 
litischen Erfolg. Weiter heißt es: „Die 
Helferinnen und Helfer der DKP/Of¬ 
fenen Liste sammelten 700 Unterstüt¬ 
zungsunterschriften, hängten 1 800 Pla¬ 
kate im Stadtgebiet auf und verteilten 
15 000 Exemplare der Extra-Ausgabe 
des Hannoverschen Volksblattes. Sie 
führten hunderte Gespräche mit Bür¬ 
gerinnen und Bürgern in den Stadttei¬ 
len. 

Die dominierenden Themen des 
Kommunalwahlkampfes in Hannover 
waren Wohnungsnot und steigende 
Mieten. Nahezu alle etablierten Partei¬ 
en konnten sich dem wachsenden Druck 
aus der Bevölkerung nicht entziehen 
und mussten zumindest scheinbare Lö¬ 
sungen für das Problem anbieten. 


Parteien wie SPD und Grüne, seit 
Jahren auf allen politischen Ebenen - 
auch örtlich - für die schlechte Miet- 
und Wohnungssituation mitverant¬ 
wortlich, stellten sich als Interessen¬ 
vertreter der Mieterinnen und Mieter 
dar. Die DKP/Offene Liste hatte deren 
Wohnungspolitik stets als Politik im In¬ 
teresse der Investoren und der Immo¬ 
bilienwirtschaft scharf kritisiert.“ 

Die DKP Hannover will in den 
nächsten Jahren die verantwortlichen 
Parteien genau beobachten, ob und wie 
sie ihre „Wahlversprechen“ umsetzen. 


Sie wird weiterhin gemeinsam mit 
ihren Mitstreiterinnen und Mitstreitern 
Widerstand gegen die Politik im Inter¬ 
esse der Banken und Konzerne leisten, 
erklärte die DKP. „Für diese Kämpfe 
haben die Hannoverschen Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten im Wahl¬ 
kampf neue Kontakte geknüpft, Sym¬ 
pathisanten gewonnen und insbeson¬ 
dere in den Schwerpunktstadtteilen 
Linden-Limmer und Herrenhausen- 
Stöcken ihren Bekanntheitsgrad stark 
erhöht.“ 

Werner Sarbok 



Kommunalwahl 2016 

Kommunalwahl 2011 

CDU 

34,4 

37,o 

SPD 

31,2 

34,9 

Grüne 

10,9 

14,3 

FDP 

4-8 

3,4 

Partei „Die Linke“ 

3-3 

2,4 

AfD 

7,8 

- 


Ergebnisse der Kommunalwahlen in den Landkreisen und kreisfreien Städten 
in Niedersachsen, Angaben in Prozent. Die übrigen Stimmanteile gingen 
überwiegend an unterschiedliche Wählerinitiativen. Insgesamt beteiligten sich 
25 Parteien an den Kommunalwahlen sowie viele lokale Wählergruppen und 
Einzelbewerber. 
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Politik 


Freitag, 16. September 2016 


Im Schlussspurt 


Am Wochenende wird in Berlin gewählt. Ein 


„rot-rot-grüne“ Koalition wird immer wahrscheinlicher 


K ürzlich wurde noch einmal pla¬ 
katiert, die großen Werbeflä¬ 
chen neu gestaltet - und gleich 
wieder bemalt. Der „Schlussspurt“ 
hat begonnen, auch wenn wohl das 
Wahlfieber nicht viele erfasst hat: 
Jedenfalls war der Besuch auf den 
„Sommerfesten“ von CDU und SPD 
in meinem Kiez in den letzten Wo¬ 
chen recht mäßig. 

Tage vor den Berliner Wahlen ver¬ 
öffentlichten Infratest, die Forschungs¬ 
gruppe Wahlen sowie INSA noch ein¬ 
mal Umfrageergebnisse. Es gilt als fast 
sicher, dass keine Partei die 30-Prozent- 
Marke erreichen wird. Die FDP wäre 
wieder im Abgeordnetenhaus vertre¬ 
ten, die „Sonstigen“, unter ihnen auch 
die DKP, erhielten 8 bzw. 9 Prozent. 

Die Umfragen verweisen zudem da¬ 
rauf, dass es - wie schon vor Wochen 
prognostiziert - nach dem 18. Septem¬ 
ber in Berlin eine Dreierkoalition ge¬ 
ben wird: Vermutlich mit der SPD als 
stärkster Kraft. Die aktuellen Umfra¬ 
gen sehen sie zwischen 21 (Infratest), 
22 (INSA) und 24 Prozent (Forschungs¬ 
gruppe Wahlen). Die Wahrscheinlich¬ 
keit ist groß, dass im kommenden Senat 
neben den Grünen auch die Partei „Die 
Linke“ vertreten sein wird. Die Links¬ 
partei könnte im Abgeordnetenhaus 
bis zu fünf Sitzen dazugewinnen. 

Da hat es nichts genutzt, dass die 
CDU unter Frank Henkel auf Wahl¬ 
plakaten unter dem Motto „Keine 
Experimente“ aufforderte, „Rot-Rot- 
Grün“ zu verhindern. In Umfragen 
hegt die CDU derzeit bei 18 bzw. 
19 Prozent. 

Die Forschungsgruppe Wahlen 
stellte fest, aktuell gebe es unter den 
Wählerinnen und Wählern eine Zu¬ 
stimmung von 43 Prozent für eine 
Dreierkoalition aus SPD, Grünen und 
Linkspartei. Eine SPD-CDU-Koaliti- 
on favorisieren 37 Prozent. 

Wenn es nach dem 18. September 
tatsächlich zu einem rot-rot-grünen 
Senat kommt, dann steht die Koali¬ 
tion vor einem Riesenberg Arbeit, 
denn die soziale Spaltung in der Stadt 
nimmt zu (siehe auch den Beitrag un¬ 
ten). Berlin ist das Bundesland mit 
der höchsten Kinderarmut. Die Zahl 
der Arbeitslosen hegt über dem Bun¬ 
desdurchschnitt. Noch immer leben 
viele Flüchtlinge in Notunterkünften. 


Investitionsbedarf gibt es bei 
Schulen, Kitas. Nicht nur für die Sa¬ 
nierung maroder Bauten. Wegen des 
anhaltenden Zuzugs in die Stadt 
muss neu gebaut werden. Ausgebil¬ 
dete Lehrer und Erzieher werden ge¬ 


braucht. Die Lage des akademischen 
„Mittelbaus“ an den Universitäten 
und Hochschulen der Stadt müsste 
verbessert werden; es geht zunächst 
ersteinmal nur um längerfristige Ver¬ 
träge. 

Insbesondere der Ausbau des öf¬ 
fentlichen Nahverkehrs ist erforder¬ 


lich. Reparaturen von Verkehrswe¬ 
gen und Brücken sind nötig. Die Par¬ 
tei „Die Linke“ und die Grünen sind 
aber strikt gegen einen Weiterbau der 
A 100 vom Treptower Park bis zur 
Frankfurter Allee und darüber hin¬ 


aus. Nicht nur aus ökologischen oder 
Kostengründen, sondern auch, weil 
Menschen von ihren Gartenparzellen 
verdrängt oder aus ihren Wohnungen 
gedrängt wurden - ein Problem, das 
beim Weiterbau noch weitaus mehr 
Berlinerinnen und Berliner treffen 
würde. 


Der BER, dessen Bau schon Mil¬ 
liarden aus dem Bund und den Län¬ 
dern Brandenburg sowie Berlin ver¬ 
schlungen hat und dessen Eröffnungs¬ 
termin „in den Sternen“ steht, bleibt 
ein Streitpunkt. Die Modernisierung 


der Bürgerämter und mehr Personal 
für diese sind erforderlich: Denn wer 
hier beispielsweise einen neuen Per¬ 
sonalausweis beantragen will, muss¬ 
te noch vor Kurzem teilweise bis zu 
drei Monate oder sogar mehr.auf ei¬ 
nen Termin warten - es sei denn, man 
reiste durch die halbe Stadt. 



Triste Stimmung: Am schönen Spätsommer allein kann es nicht liegen, dass der Wahlkampf vor sich „hindümpelt“ (SPD- 
Wahlkampfveranstaltung am 13. August) 


Druck von unten ist nötig 

Am 18. September DKP wählen! 


In der Hauptstadt des reichsten Landes 
Europas, in der die soziale Spaltung 
der Gesellschaft besonders deutlich 
ist, finden am kommenden Sonntag, 
18. September, Wahlen zum Abgeord¬ 
netenhaus und zu den Bezirks Vertre¬ 
tungen (BVV) statt. 

Die DKP-Berlin tritt zu diesen 
Wahlen mit einer eigenen Landesliste, 
einer BVV-Liste sowie einem Direkt¬ 
kandidaten im Bezirk Friedrichshain- 
Kreuzberg an. 

Die Umstände, unter denen die¬ 
se Wahl stattfindet, sind durch soziale 
und räumliche Polarisierung gekenn¬ 
zeichnet. Dazu kommen zehntausende 
von Schutz suchenden Geflüchteten, 
die von den bürgerlichen Parteien im 
Wahlkampf als politische Manövrier¬ 
masse benutzt werden. 

Wie in kaum einer anderen Stadt 
der BRD werden in Berlin durch Kon¬ 
zentration von Einkommen und Ver¬ 
mögen bei einigen Wenigen immer 
größere Teile der Bevölkerung ausge¬ 
grenzt und marginalisiert. Der Anteil 
der Kinder, deren Familien auf Hartz 
IV angewiesen sind, ist in den vergan¬ 
genen fünf Jahren weiter gestiegen. 
Laut einer Untersuchung der Bertels¬ 
mann-Stiftung leben hier im Vergleich 
zum Jahr 2011 sogar mehr Kinder in 
Familien, die staatliche Grundsiche¬ 
rung bekommen. Im Bundesdurch¬ 
schnitt sind es 14,7 Prozent der unter 
18-Jährigen, die auf Hartz IV angewie¬ 


sen sind, im Jahr 2011 waren es noch 
14,3 Prozent. 

Fast zwei Millionen Kinder wach¬ 
sen bundesweit laut der Studie so auf. 
Von allen betroffenen Minderjährigen 
lebten dabei 50 Prozent bei alleiner¬ 
ziehenden Müttern oder Vätern sowie 
36 Prozent in Familien mit drei oder 
mehr Kindern. 

Ist es im Bundesgebiet jedes sieb¬ 
te Kind, welches in Armutsverhältnis¬ 
sen aufwächst, so ist es in Berlin inzwi¬ 
schen jedes dritte Kind. 

SPD, CDU, Grüne und FDP über¬ 
bieten sich gegenseitig in Verspre¬ 
chungen wie der Misere beizukom¬ 
men wäre. Sie gaukeln dem Wähler 
vor, dass diese Widersprüche im be¬ 
stehenden System und im Konkreten 
in Berlin zu lösen wären. Viele Men¬ 
schen glauben diese Versprechen al¬ 
lerdings nicht mehr und sind von den 
etablierten Parteien enttäuscht - was 
wiederum der AfD nutzt, die mit dem 
Verdruss der Menschen hausieren geht 
und die Schuld für die miserablen Zu¬ 
stände der Regierung bzw. dem Senat 
und seiner sogenannten „Flüchtlings- 
politik“ gibt. 

Die einzige politische Kraft, die in 
dieser Situation den Ursprung der Pro¬ 
bleme konsequent benennt und nach¬ 
weist, dass das kapitalistische Gesell¬ 
schaftssystem die soziale Polarisierung 
sowie Kriege und Flüchtlinge notwen¬ 
digerweise hervorbringt, ist die DKP. 


Im Jahr 2006 hieß es treffend - mit 
Blick auf die Linkspartei und nach 
den Erfahrungen von fast fünf Jahren 
Regierungsbeteiligung der PDS bzw. 
Linkspartei.PDS in Berlin, im Wahl¬ 
programm der WASG zu den Abge¬ 
ordnetenhauswahlen: „Eine Politik, 
die Umverteilung von unten nach 
oben brav akzeptiert und umsetzt, leis¬ 
tet keinen Beitrag zum Aufbau gesell¬ 
schaftlicher Gegenmacht und zur Ver¬ 
änderung der Kräfteverhältnisse. (...) 
Das ist nicht links, das ist nicht sozi¬ 
al - sondern neoliberale Sachzwang- 
Politik.“ 

Verbesserungen wurden in der Ver¬ 
gangenheit und werden in Zukunft 
nicht durch geschicktes Regierungs¬ 
handeln, sondern durch Druck von 
unten durchgesetzt. Die Antikapitalis- 
tische Linke Berlin kommentierte am 
11. März 2016: „Die These, dass ,Die 
Linke’ den Kapitalismus besser verwal¬ 
ten könne als andere neoliberale Par¬ 
teien, ist falsch. (...) ,DieLinke’ würde, 
wenn sie nur mitspielt, statt die Bedin¬ 
gungen der Ausbeutung anzugreifen, 
überflüssig, und sie würde das Vertrau¬ 
en derer verlieren, die heute noch ,Die 
Linke’ unterstützen. Wir müssen uns 
fortan von dem Gedanken lösen, dass 
der demokratische Sozialismus zu er¬ 
reichen sei mit Anträgen und Beschlüs¬ 
sen im Parlament ohne gesellschaftli¬ 
che Brüche und ohne eine wirkungs¬ 
volle Gegenmacht.“ 


Die DKP Berlin hat eindeutige 
Positionen, sie will eben nicht mit¬ 
spielen und verbreitet in dieser Hin¬ 
sicht auch keine Illusionen, was sie in 
ihrem Wahlprogramm deutlich macht, 
in dem es unter anderem im Abschnitt 
der Mietenpolitik heißt: „Wir Kommu¬ 
nisten wissen: 

Staat und bürgerliche Parteien wol¬ 
len das Wohnungsproblem nicht lösen, 
weil sie aufs engste mit dem Kapital 
verbunden sind und so die wirtschaft¬ 
lich Herrschenden auch politisch das 
Sagen haben. 

Trotzdem können auch innerhalb 
des kapitalistischen Systems bessere 
Wohnmöglichkeiten verwirklicht wer¬ 
den. Das geschieht, wenn die lohn¬ 
abhängigen Menschen die politische 
Kraft entwickeln, entgegen den kapita¬ 
listischen Gesetzen eine soziale Stadt¬ 
planung und einen sozialen Wohnungs¬ 
bau durchzusetzen. 

Darum: Raus auf die Straße für 
bezahlbare Mieten! Kommunistinnen 
und Kommunisten rein ins Abgeord¬ 
netenhaus!“ 

Im Wahlprogramm der Linkspar¬ 
tei heißt es dagegen: „Wir können das. 
Wir Politikerinnen und Politiker, ge¬ 
meinsam mit Ihnen, den Berlinerinnen 
und Berlinern. Wir können Berlin so¬ 
zialer und menschlicher machen. Mit 
Jobs, von denen man leben, mit Mie¬ 
ten, die man bezahlen und mit Zeit, die 
man genießen kann. Und ohne Nazis 


Der soziale Wohnungsbau muss 
massiv gefördert werden. Usw. usf. 

Dass die Linkspartei in der Regie¬ 
rung wieder einknicken künnte und 
von wichtigen Wahlforderungen ab¬ 
rückt, befürchten hier nicht wenige. Im 
aktuellen Wahlprogramm wird jeden¬ 
falls die Regierungsbeteiligung an der 
Seite der SPD in Berlin von 2002 bis 
2011 verklärt. 

Befürchtet wird, dass auch in Berlin 
die AfD nicht wenige bisherige Nicht¬ 
wählerinnen und -Wähler erreicht, vor 
allem Ausgegrenzte, „Abgehängte“, 
aber auch Arbeiter. Aber anders als in 
Mecklenburg-Vorpommern oder Sach¬ 
sen-Anhalt kann sie hier die 20-Pro- 
zent-Hürde wohl nicht überschreiten. 
Allerdings sind die 14 bzw. 15 Prozent 
für die AfD, die die jüngsten Umfragen 
Vorhersagen, besorgniserregend. Das 
heißt, die Rechtsaußenpartei kann für 
das Abgeordnetenhaus etwa 22 Man¬ 
date erringen, in den Bezirksverord¬ 
netenversammlungen mindestens 86, 
wobei es vor allem die östlichen (bis zu 
20 Prozent) und die westlichen Wohn¬ 
gebiete am Stadtrand sind, in denen sie 
derzeit die höchsten Ergebnisse in der 
Fläche erreicht. Ganz anders sieht es 
in der Innenstadt aus. Die AfD könn¬ 
te nach dem 18. September Stadträte 
in Bezirken mit mehr als 300 000 Ein¬ 
wohnern stellen. 

Bei der „Elefantenrunde“ am 
6. September, zu der das „rbb“ SPD, 
CDU, Grüne, die Linkspartei und die 
AfD geladen hatte, waren sich die Ver¬ 
treter der bisher im Abgeordnetenhaus 
vertretenen Parteien einig: Kein Ent¬ 
gegenkommen für die AfD! Und Tage 
später, bei der Runde der „kleinen Par¬ 
teien“, hatten auch Pro Deutschland 
und die NPD einen schweren Stand: 
Die „rbb“-Journalisten fragten genau 
und scharf nach, unterbrachen, wenn 
beispielsweise der NPD-Spitzenkan- 
didat versuchte gegen Flüchtlinge zu 
hetzen. 

Schon jetzt wird von einigen Be- 
zirkspolitikern diskutiert, wie man die 
Wahl von AfD-Abgeordneten in ein 
Bezirksamt verhindern könne. Doch 
es gibt auch gegenteilige Meinungen, 
die juristische Konsequenzen fürchten 
oder meinen, man müsse die AfD „ent¬ 
zaubern“ ... 

Nina Hager 


...“, so Klaus Lederer in der Wahl¬ 
kampfzeitung der Partei. 

Damit wird unseres Erachtens sug¬ 
geriert, es könne eine Lösung der Pro¬ 
bleme, die den Lohnabhängigen so¬ 
wie den Erwerbslosen auf den Nägeln 
brennen, innerhalb des bestehenden 
kapitalistischen Systems geben - wenn 
man nur „Die Linke“ wählt. 

Weil wir keine Illusionen wecken, 
ruft die DKP zum Widerstand gegen 
die herrschende Politik auf und zwar 
an „allen Ecken und Enden“ wie es im 
Wahlprogramm heißt: 

★ im Kampf für eine bezahlbare öf¬ 
fentliche Daseinsvorsorge (Strom, 
Gas, Wasser, Verkehr) und gegen ihre 
Privatisierung 

★ im Kampf für mehr Personal im Ge¬ 
sundheitswesen und gegen seine ren¬ 
diteorientierte Ausrichtung 

★ im Kampf für bezahlbare Wohnun¬ 
gen und gegen die Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen 

★ bei der Verteidigung demokrati¬ 
scher Rechte gegen Polizeigewalt und 
gegen rassistische und faschistische 
Umtriebe 

★ gerade in der deutschen Hauptstadt 
im Kampf gegen die steigende Kriegs¬ 
gefahr durch die aggressive NATO-Po- 
litik gegen Russland. 

Nicht mitspielen sondern aufmischen! 
Am 18. September DKP, Liste 12 wäh¬ 
len!“ 

Stefan Natke 














6 Freitag, 16. September 2016 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Mord gegen den 
Friedensprozess 

Die Bäuerin und Mitglied der Landar¬ 
beiterorganisation FENSUAGRO, Ceci- 
lia Coicue, ist in Corinto (Provinz Cau- 
ca) am 7. September - nur wenige Tage 
nach der Ermordung von drei Bauern¬ 
führern der Region - gefoltert und getö¬ 
tet worden. Sie hatte der Regierung und 
den FARC im Rahmen der Vereinbarun¬ 
gen für einen Friedensschluss 70 Hektar 
Land angeboten. Die Ermordung wird 
als Torpedierung des Prozesses angese¬ 
hen. 

293 Festnahmen 
in Frankreich 

In Frankreich sind seit Beginn dieses Jah¬ 
res 293 Personen festgenommen worden, 
denen eine „Mitgliedschaft in einer ter¬ 
roristischen Organisation“ vorgeworfen 
wird. Innenminister Bernard Cazeneuve 
setzte diese Zahl am Samstag der Anzahl 
der durch die Verhaftungen verhinderten 
Anschläge gleich. 

Wasserproteste 
in Südindien 

Nach gewaltsamen Protesten in der in¬ 
dischen „IT-Hauptstadt“ Bangalore hat 
die Polizei eine teilweise Ausgangssperre 
verhängt. Versammlungen von mehr als 
zehn Personen sind deshalb seit Montag¬ 
nachmittag untersagt. Schulen, Universi¬ 
täten und andere öffentliche Einrichtun¬ 
gen schlossen vorzeitig, öffentliche Ver¬ 
kehrsmittel wie die Metro in Bangalore 
stellten den Betrieb ein. 

Auslöser waren gewaltsame Protes¬ 
te im Bundesstaat Karnataka, dessen 
Hauptstadt Bangalore ist, und im an¬ 
grenzenden Bundesstaat Tamil Nadu. 
Die Proteste entzündeten sich an einem 
Gerichtsbeschluss, der Karnataka ver¬ 
pflichtet, große Mengen Wasser aus dem 
Fluss Cauvery in den Nachbarstaat um¬ 
zuleiten. Der Streit zwischen Karnataka 
und Tamil Nadu um die Wasserentnahme 
besteht schon seit mehr als 100 Jahren 
und flammt immer wieder auf. 

Venezuela führt Blockfreie 

Nach dem Iran, der dem größten UN- 
Staatenbündnis seit 2013 Vorstand, wird 
in dieser Woche Venezuela den Vorsitz 
der blockfreien Staaten bis 2019 über¬ 
nehmen. Der Gipfel auf der venezolani¬ 
schen Insel Margarita findet vom 13. bis 
18. September in drei Abschnitten statt, 
wobei nach Funktionärs- und Minister¬ 
runden ein Treffen der Präsidenten aus 
den 116 Mitgliedstaaten den Abschluss 
bildet. 

Die Blockfreien hielten 1961 in Bel¬ 
grad ihr erstes Treffen mit 25 Teilnehmer¬ 
ländern ab; einziges aus Lateinamerika 
war damals Kuba, das bereits zwei Mal 
den Vorsitz der Gruppe innehatte. 

Großkundgebung 
in Barcelona 

Zehntausende Demonstranten haben 
sich am Sonntag in Barcelona und vier 
anderen Städten Kataloniens zu Groß¬ 
kundgebungen für die Loslösung der 
Region von Spanien versammelt. Nach 
Angaben der Veranstalter waren es mehr 
als 370 000 Menschen. Viele schwenkten 
die gelb-rote „Senyera“, die Flagge der 
Autonomen Gemeinschaft Katalonien. 

Südsudans Macht¬ 
haberstecken ein 

Nach Angaben der Nichtregierungsorga¬ 
nisation „The Sentry“ sollen unter ande¬ 
rem Präsident Salva Kiir und seine Ver¬ 
wandten sowie Ex-Vizepräsident Riek 
Machar vom Bürgerkrieg im Südsudan 
profitiert haben. Der Bürgerkrieg wurden 
Ende 2013 in dem ostafrikanischen Se¬ 
paratstaat begonnen. Dem Konflikt, der 
einem Machtkampf zwischen Kiir und 
Machar folgte, fielen Zehntausende Men¬ 
schen zum Opfer, mehr als 2,5 Millionen 
Menschen befinden sich auf der Flucht. 

Neben dem Präsidenten und seinem 
Ex-Vize sollen auch hochrangige Mili¬ 
tärangehörige luxuriöse Immobilien im 
benachbarten Kenia, aber auch in Aus¬ 
tralien besitzen. Auch erhebt die NGO 
Vorwürfe wegen illegaler Beteiligungen 
an privaten Unternehmen unter ande¬ 
rem in Südsudans Ölindustrie. 


Temer räumt ab 

Die neue brasilianische Regierung weitet den Angriff auf die Bevölkerung aus 



ie Töne, die der alte Vize und jet¬ 
zige neue Präsident Brasiliens 
Michel Temer nach dem erfolg¬ 
reichen Amtsenthebungsverfahren ge¬ 
gen die Ex-Präsidentin Brasiliens, Dil- 
ma Rousseff, spuckt, sind groß: Die be¬ 
reits während der Übergangsregierung 
begonnenen Maßnahmen sollen darauf 
abzielen, „die öffentliche Verschuldung 
zu reduzieren und das wirtschaftliche 
Wachstum des Landes wieder anzu¬ 
kurbeln“ In feinster kapitalistischer 
Manier geht das vor allem über einen 
Hebel: Alle Lasten auf die Schultern 
der Werktätigen und der Ärmsten der 
Armen zu laden. 

So wurden schon vor der endgül¬ 
tigen Amtsenthebung Rousseffs neun 
Ministerien abgewickelt und knapp 
4000 Stellen im öffentlichen Dienst 
vernichtet. Zudem wurde ein Gesetz 
verabschiedet, welches die Nutzung 
privater Dienstleistungen durch den 
Staat ermöglicht und öffentliche Gel¬ 
der für Finanzgeschäfte bereitstellt. 

Aktuell noch in Bearbeitung durch 
den Kongress ist ein Gesetzesvorschlag, 
der die Deckelung öffentlicher Ausga¬ 
ben vorsieht. So sollen die Etats für 
Gesundheit und Bildung für 20 Jahre 
auf dem aktuellen Stand gedeckelt und 
neue öffentliche (Stellen-)Ausschrei- 
bungen unterbunden werden. Diese 
Maßnahmen zielen im Wesentlichen 
darauf ab, öffentliche Gelder, welche 
nach Meinung des Präsidenten Temer 
„stillliegen“, für die „Ankurbelung“ der 
Wirtschaft durch die Regierung nutz¬ 
bar zu machen. 

Doch ein Ende ist nicht absehbar. 
Nach endgültiger Übernahme der Re¬ 
gierungsgeschäfte kündigte Temer noch 
weiterreichende Maßnahmen an: Die 
Reform des Arbeitsrechts soll eine Erhö¬ 
hung der Arbeitszeit von aktuell 44 auf 
48 Wochenstunden beinhalten sowie die 
Abschaffung des 8-Stunden-Tags durch 


eine Ausweitung der täglichen maxima¬ 
len Arbeitszeit auf 12 Stunden. Des Wei¬ 
teren ist die Einführung neuer Teilzeit- 
Arbeitsverhältnisse geplant: Hier sollen 
sich die Löhne flexibel nicht nur anhand 
der Arbeitszeit, sondern auch anhand 
der Produktivität bestimmen lassen. 

Bereits durch den Kongress gebil¬ 
ligt und derzeit im Senat diskutiert 
ist die Ausweitung des „Outsourcing“. 
Bisher durften nur Dienstleistungen 
an Dritte vergeben werden, die nicht 
direkt mit dem Produkt des Unterneh¬ 
mens Zusammenhängen - jetzt soll die¬ 
se Schranke fallen. Hinzu kommt die 
weitgehende Befreiung des Unterneh¬ 
mens von einer Haftung vor Gericht, 
falls der beauftragte Dritte Arbeiter¬ 
rechte etc. nicht beachten sollte. 


Von besonderer Brisanz ist auch die 
aktuell im Parlament diskutierte Än¬ 
derung des Tarifrechts: Nach dem Wil¬ 
len der Unternehmen und ihrer regie¬ 
renden Handlanger sollen in Zukunft 
auch gesetzliche Regelungen des Ar¬ 
beitsrechts in Tarifverhandlungen zur 
Diskussion stehen dürfen. Dem Gan¬ 
zen wird die Krone durch die geplan¬ 
te Rentenreform aufgesetzt: Erhöhung 
des Renteneintrittalters auf mindesten 
65 Jahre und die Kopplung der Renten 
an den Mindestlohn, sodass sich in Zu¬ 
kunft die Erhöhung der Renten ma¬ 
ximal auf den Inflationsausgleich be¬ 
schränkt. 

Das alles ist nichts Neues: Die 
Rentenreform wurde bereits wäh¬ 
rend der Regierung Rousseff geplant 


und auch die Haushaltsanpassung 
im Jahr 2015 bedeutete große Ein¬ 
schnitte in den Sozialprogrammen 
des Staates. Ob der Name Rousseff 
oder Temer lautet, bedeutet letztlich 
höchstens einen graduellen Unter¬ 
schied: Der Angriff auf die Werk¬ 
tätigen Brasiliens ist notwendiger 
Ausdruck der Verwaltung der Krise 
und fundamentales Klasseninteresse 
der Herrschenden. Doch einen lang¬ 
fristigen Ausweg für die Herrschen¬ 
den bedeutet der Angriff mitnichten: 
Entgegen der offiziellen Rhetorik 
der „nationalen Rettung“ wird jede 
dieser Maßnahmen langfristig die 
Krise des kapitalistischen Systems 
verschärfen. 

Maria Galväo und Antonio Veiga 


Zukunft geht anders 

ln Griechenland laufen der Regierung Tsipras die kleinen Leute weg 


Politische Stimmungen sind in Grie¬ 
chenland so stabil wie Wetterberichte. 
Doch dass die Partei des griechischen 
Ministerpräsidenten Alexis Tsipras 
Spitzenwerte verzeichnen konnte, 
hegt nun schon eine Weile zurück. 

Die letzte Parlamentswahl brachte 
Syriza immerhin noch 35,46 Prozent, 
ein Verlust von 0,88 Prozentpunkten. 
Durch den Bonus von 50 Sitzen für 
den „Sieger“ bekam sie 145 der 300 
Sitze. Die Mehrheit im Parlament 
brachte ihr die Koalition mit den 
Rechtspopulisten der ANEL (3,69 
Prozent, 10 Sitze). 

Die 35,46 Prozent waren nur ein 
kleiner Rückschritt gegenüber den 
Wahlen am 25. Januar (36,34 Pro¬ 
zent), aber bereits ein großer gegen¬ 
über den 61 Prozent, mit denen die 
Wähler am 5. Juli im Referendum 
das Nein (Ochi) der Regierung ge¬ 
gen die „Spar- und Reformvorschlä¬ 
ge“ der EU unterstützt hatten. Das 
wurde vielfach damit erklärt, dass Sy¬ 
riza den „kleinen Leuten“ alles ver¬ 
sprochen habe, aber nichts halte. Die 
„Großen“ blieben ungeschoren. Hilf¬ 
los wirkten die Erklärungen von Gi- 
orgos Chondros aus dem Syriza-Vor¬ 
stand bei seinem Auftritt in der deut¬ 
schen Polit-Talkshow „Anne Will“, 
warum die Steuerflüchtlinge gemäß 
der Lagarde-Liste nicht konsequent 
zur Kasse gebeten wurden. Kritik hat¬ 
te es auch innerhalb von Syriza gege¬ 
ben, in deren Folge 24 Abgeordnete 
und der Ex-Minister Panagiotis Lafa- 
zanis die Partei verließen. 

Inzwischen ist die Stimmung noch 
schlechter. Das Meinungsforschungs¬ 
institut Puls ermittelte bereits im Juni 
2016, dass die Regierungspartei auf 
23,5 Prozent abgeglitten sei. Die Ta¬ 
geszeitung „Kathimerini“ attestierte 
sogar nur 17,5 Prozent. Stimmungs¬ 
schwankungen auch bei den Konser¬ 
vativen, aber in entgegengesetzter 


Richtung: Die Nea Dimokratia (ND) 
stieg auf 30 Prozent. Sie wäre damit 
größte Partei und bekäme nach der 
Wahl den Bonus von 50 Sitzen. Um 
das zu verhindern, möchte Minister¬ 
präsident Alexis Tsipras diesen Zu¬ 


schlag wieder abschaffen. Die Strei¬ 
chung des Bonus tritt aber erst mit 
der übernächsten Wahl in Kraft, weil 
dafür nicht die notwendige Zweidrit¬ 
telmehrheit erreicht wurde. 

Die Zeit läuft zwischen Kreta, 
Alexandroupolis und Korfu gegen 
Tsipras. Aktuell wird die Arbeitslo¬ 
sigkeit mit etwa 25 Prozent angege¬ 
ben und bleibt damit seit fünf Jahren 
annähernd konstant hoch. Griechen¬ 
land bleibt Spitzenreiter in der EU 
bei der Jugendarbeitslosigkeit mit 
derzeit rund 50 Prozent. Trotz - oder 
gerade wegen - des Ausverkaufs von 


gewinnbringenden Unternehmen wie 
etwa griechischer Flughäfen an die 
Frankfurter FRAPORT-Gesellschaft 
gibt es keine signifikante Zunahme 
der Arbeitsplätze. 

Michalis (Name von der Redak¬ 


tion geändert) studiert in Heraklion 
Biologie und Chemie. Auf die Frage, 
wie er sich seine berufliche Zukunft 
vorstellt, gibt es eine kurze Antwort: 
Es gibt keine in Hellas. Vermutlich 
müsse er nach Deutschland auswan¬ 
dern. Da sei das anders. Sein Vorteil: 
Er spricht leidlich Deutsch. 

Eleni (Name von der Redaktion 
geändert) arbeitet abends in der prop¬ 
penvollen „Sportsbar“ gegenüber der 
Präfektur am Politechniou-Platz, der 
mit EU-Förderung fürchterlich post¬ 
modern „aufgehübscht“ wurde. An sie 
die Frage, ob sie sich als Studentin der 


Universität Rethymnon hier den Le¬ 
bensunterhalt sichere. Die Antwort 
fällt nicht überraschend aus: Sie hat 
ihr Examen bereits abgelegt. Statt So¬ 
ziologin ist sie jetzt Serviererin. Zeit 
für ein längeres Gespräch bleibt nicht. 
Der Job ist knochenhart. 

Abdal (Name von der Redakti¬ 
on geändert) hat es übers Libysche 
Meer in die griechische Zukunftslo- 
sigkeit geschafft. Bei Timbaki, in der 
Nähe der ehemaligen Hippie-Hoch¬ 
burg Matala, verdingt er sich früh am 
Morgen und spätnachmittags in den 
Gewächshäusern - für drei Euro die 
Stunde. Er hat einen Verschlag, in 
dem er schläft. Eine Familie wie zu 
Hause kann sich der Mann nicht leis¬ 
ten. Einen „Vorteil“ hat Abdals Si¬ 
tuation: Die neue Immobiliensteuer, 
die es vor der Wahl nicht geben sollte, 
muss er nicht zahlen. 

Manolis Kalergis (Syriza) ist seit 
der letzten Kommunalwahl Bürger¬ 
meister von Anogia, sein Vorgänger 
war Sokratis Kefalogiannis (ND). Bei¬ 
de zeigen sich als liebenswürdige Leu¬ 
te, Antifaschisten. Der eine kommt 
wie 2000 andere selbstverständlich 
zur Hochzeit von Giannis, dem Sohn 
des Kommunisten Nikos. Und auch 
Kefalogiannis hat keine Berührungs¬ 
ängste mit deutschen Kommunisten. 
Eben: nette Leute, die ihr kommunal¬ 
politisches Geschäft verstehen. Inter¬ 
essant dürfte es sein, ob Kefalogiannis 
den Schreibtisch von Kalergis bei der 
kommenden Wahl wieder einnimmt. 
Aber auch irgendwie belanglos. 

Die großen Geschäfte werden 
nicht auf dem Lande gemacht. Das 
wissen auch die Schäfer und Musiker, 
die sich vielfach einen Kopf zerbre¬ 
chen, wie sie überleben können und 
ihren Kindern eine Zukunft absi¬ 
chern möchten. Das ist ihnen mit dem 
städtischen Proletariat gemeinsam. 

Uwe Koopmann 



Ernstes Gespräch in krisenhafter Zeit: Der Lyraspieler Nikiforos Aerakis (rechts) 
und Myron Mavroudis (Laute) vor ihrem Auftritt in dem ehemaligen Wider¬ 
standsdorf Anogeia. 
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Frontfrau der Demokraten 

Unbeliebt beim Volk, beliebt bei der Rüstungsindustrie - Hillary Clinton 


B eim milliardenschweren Projekt 
„Hillary for America“ läuft es 
derzeit eher suboptimal. Zwar 
führt die gern HRC genannte Kandida¬ 
tin der Demokraten noch den von „Re- 
alClearPolitics“ errechneten Durch¬ 
schnitt aller Umfragen an. Aber das 
Plus von 2,7 Prozent durfte knapp den 
statistischen Unschärfenbereich abde¬ 
cken. Noch sitzt Frau Clinton nicht im 
Weißen Haus. 

Clinton gelang das Kunststück ihre 
ohnehin miserablen Popularitätswerte 
während des Wahlkampfes noch weiter 
nach unten zu drücken. So weit, dass 
selbst ein Donald Trump dagegen noch 
als respektabler Kandidat erscheint. Ei¬ 
gentlich war Szenario umgedreht an¬ 
gelegt. Die „unbeliebteste Präsident¬ 
schaftskandidatin der jüngeren ame¬ 
rikanischen Geschichte“ (Washington 
Post) gilt nicht nur - zu Recht - als 
Kandidatin des Großen Geldes und des 
Washingtoner Establishments. Ihr kle¬ 
ben auch zahlreiche Affären wie Pech 
an ihrer 12 000-Dollar-Armani-Jacke. 
Sie ist für die dem Neoliberalismus ge¬ 
opferte, ehemals gehätschelte US-Mit- 
telschicht schlicht nicht wählbar. 

Wall-Street-Analyst Charles Ortei 
hat in seiner umfangreichen Untersu¬ 
chung der milliardenschweren Clinton- 
Foundation ziemlich Unerfreuliches 
herausgefunden: Die Stiftung verfolge 
keine gemeinnützigen Zwecke, son¬ 
dern sei „eine Fallstudie in internati¬ 
onalem Spendenbetrug von Mammut- 
Dimensionen“. Das alles erscheint noch 
vergleichsweise unbedeutend gegen 
die Rolle, die Clinton bei den diver¬ 
sen Waffendeals an die Terrorpaten in 
Nordafrika und im Großraum Mittle¬ 
rer Osten gespielt hat. Hier ging es um 
Waffenlieferungen, teilweise im Wert 
von hohen zweistelligen Milliarden-Be- 
trägen, mit denen dann unter anderem 
die gehätschelten islamistischen Sturm¬ 
abteilungen in ihrem „Freiheitskampf“ 
aufmunitioniert wurden. 

Bekanntlich wäscht eine Hand 
den anderen Fuß und auch die US- 
Rüstungsindustrie weiß, was sie wem 
schuldig ist. Oder besser formuliert, 
sie weiß, aus welcher Richtung auch 
zukünftig die fettesten Milliardenauf¬ 
träge zu erwarten sind. Austin Wright 
und Jeremy Herb haben in einem Bei¬ 
trag für „Marxism-Leninism Today“ 
herausgearbeitet, dass die finanzielle 
Unterstützung der Clinton-Kampag¬ 
ne durch Angestellte der US-Waffen- 


Unicef arbeitet auch heute in Syrien 
und eine Sprecherin der Organisa¬ 
tion erklärte in einem Interview mit 
der „Süddeutschen Zeitung“, dass im 
Westteil von Aleppo, in dem Unicef 
tätig ist, immer wieder die Strom- und 
Wasserversorgung unterbrochen wer¬ 
de. Wer dafür verantwortlich ist, kön¬ 
ne man nicht abschließend beurteilen. 
Da es hier um Regierungsgebiet geht, 
wird man dem vorigen Gouverneur 
von Aleppo nicht widersprechen wol¬ 
len, der in einem Interview erklärte, es 
seien IS und al-Nusra, die Wasser- und 
Stromversorgung unterbrechen. 

Im Regierungsteil von Aleppo le¬ 
ben ungefähr fünf Mal so viele Men¬ 
schen wie im Ostteil der Stadt. Strom, 
Wasser, Gas, Öl und Lebensmittel - die 
Liste des Mangels ist lang. Angriffe mit 
Raketen und Granaten aus dem Ostteil 
der Stadt sind an der Tagesordnung. 

Die Versorgungslage hat immer 
wieder zu Kritik aus der Bevölkerung 
geführt. Es war aber auch besonders 
schwierig, die Versorgung sicherzu¬ 
stellen. Der Zugang zum Westteil der 
Stadt war in Teilen unter Kontrolle der 
Dschihadisten und nur in Konvois mög¬ 
lich. 


industrie die Trumps um das Doppelte 
übertrifft. 

Parteizugehörigkeit spielt hier er¬ 
kennbar keine Rolle. Clintons Kriegs¬ 
bilanz als US-Außenministerin und 
-Waffenhändlerin und erklärte Pro- 
tegee der Falken Kissinger und Ka- 
gan kann sich sehen lassen. Sie gilt als 
hartnäckige Advokatin der jeweils ag¬ 
gressivsten Handlungsoptionen, die 
in Obamas Sicherheitsteam erwogen 
wurden. Vor allem der Krieg gegen 
den souveränen Staat Libyen geht zu 
einem erheblichen Teil auf ihr Konto. 
Ebenso befeuerte Clinton die Kriege 
in Afghanistan und Irak und forderte 


den Einsatz von US-Militär auch ge¬ 
gen Syrien und Iran. Charakteristisch 
ist ihre Reaktion auf die brutale Er¬ 
mordung Muammar al-Gaddafis: „We 
came, we saw, he died“. Und ihr zyni¬ 
sches Gelächter. Dafür sammelten die 
„Super-PACS“ genannten Lobbyisten- 
Organisationen für ihren Wahlkampf 
435 Millionen Dollar. 

Nicht nur die Republikaner, auch 
Clinton steht für die Rücknahme des 
Iran-Deals. Sie betreibt offen die mili¬ 
tärische Option gegen Iran. Damit wä¬ 
ren dann alle Kernstaaten des „schiiti- 
schen Halbmondes“, Syrien, Libanon, 



Die Offensive der Armee im Juli, 
die zunächst den Ostteil der Stadt von 
der Versorgung abschnitt, brachte Er¬ 
leichterungen für den Westteil. Mehr 
Versorgungskonvois erreichten die 
Stadt. Dann kam eine Gegenoffensi¬ 
ve. IS, al-Nusra und ihre Verbündeten 
konnten eine Versorgungsstraße zu ih¬ 
ren Kämpfern im Ostteil von Aleppo 
öffnen. Doch dies war nur ein kurzfris¬ 
tiger Erfolg. Die syrische Armee hat IS 
und al-Nusra aus ihren Stellungen im 
Süden von Aleppo vertrieben. Sie war 
damit so erfolgreich, dass nun sogar ein 
direkter Versorgungsweg aus dem Sü¬ 
den nach Aleppo besteht. mz 


Iran, Irak, Jemen unter Führerschaft, 
oder mit Billigung der USA in brutal¬ 
zerstörerische Kriege hineingestürzt. 
Und damit rückte auch die Kriegsge¬ 
fahr gegen Russland nicht nur vom 
Westen, der Ukraine, sondern auch 
vom Süden her in unmittelbare Nähe. 

Am 14. Oktober 2011 erklärte die 
damalige US-Außenministerin das 21. 
Jahrhundert zum „pazifischen Jahrhun¬ 
dert der Vereinigten Staaten“. Nicht in 
Afghanistan, sondern in Südostasien 
werde „die Zukunft entschieden“. In 
den kommenden zehn Jahren müssten 
die USA „entscheiden, wie wir unsere 
Zeit und Energie investieren, um unse¬ 


re Führungsmacht zu erhalten, unsere 
Interessen zu wahren und unsere Wer¬ 
te zu fördern“. Das Pentagon hat be¬ 
reits mit der strategischen Verlegung 
von Truppen in den pazifischen Raum, 
genauer, mit der Einkreisung Chinas 
begonnen. Die Spannungen im Südchi¬ 
nesischen Meer sind ein unmittelbares 
Ergebnis. Die südostasiatische Flanke 
komplettiert die westliche (Baltikum, 
Ukraine, Südossetien) und die südliche 
(Iran, Irak, Afghanistan, Pakistan). Die¬ 
se konzentrisch vorgetriebene Stoßrich¬ 
tung soll den Zugriff des US-Imperia- 
lismus auf den geostrategisch zentralen 


Außenminister Frank-Walter Stein¬ 
meier hat den Waffenstillstand zwar 
als „echte, neue Chance für den so 
dringend benötigten humanitären Zu¬ 
gang zu Hunderttausenden Menschen 
in Not“ gelobt und dazu aufgerufen, 
„die jetzt zwischen Washington und 
Moskau getroffenen Vereinbarungen 
einzuhalten und das Kämpfen spätes¬ 
tens am Montag einzustellen“. Rein 
machtpolitisch betrachtet ist das Ab¬ 
kommen jedoch ein Dämpfer für die 
Bundesregierung. Die Feuerpause zwi¬ 
schen Washington und Moskau ist ohne 
Beteiligung Berlins ausgehandelt wor¬ 
den - ein Rückschlag für die deutschen 
Bestrebungen, allgemein in der Welt¬ 
politik und besonders im „Krisengür¬ 
tel“ rings um Europa machtpolitisch 
eine stärkere Rolle zu spielen. Russ¬ 
land hingegen kann einen zumindest 
punktuellen Wiederaufstieg zur „Ord¬ 
nungsmacht“ in Nah- und Mittelost 
verzeichnen. 

Vor rund vier Jahren schien Berlin 
seinen machtpolitischen Zielen näher 
als heute: Während Experten die Re¬ 
gierung Assad damals kurz vor dem 
Sturz sahen, kamen regelmäßig syri¬ 
sche Exilpolitiker in der deutschen 
Hauptstadt zusammen, um - angeleitet 
von Regierungsberatern und Fachleu- 


eurasischen Kontinent ermöglichen und 
seine Weltherrschaft stabilisieren. 

Der neokonservative Think Tank 
„Project for a New American Century“ 
(PNAC), heute „Foreign Policy Initiati¬ 
ve“, dem auch Hillary Clinton nahesteht, 
vertritt einen hemdsärmligen globalen 
Zivilisationsimperialismus. Die US- 
amerikanische „Führerschaft“ ist gut 
für die USA und gut für die ganze Welt. 
Daher ist die „unangefochtene Überle¬ 
genheit“ der USA mit allen Mitteln, ein¬ 
schließlich der militärischen, zu sichern. 

Die für dieses „Project“ erforderli¬ 
che gigantische Aufrüstung einschließ¬ 
lich der „Modernisierung“ genannten 


Neuerstellung der kompletten Nu- 
clear-Triade (Land, Wasser, Luft) in 
Größenordnung von Billionen Dol¬ 
lar ist unter Barack Obama schon ein¬ 
geleitet worden. 348 Milliarden sind 
schon verplant. Sie steht den Rüs¬ 
tungsprogrammen des Kalten Krieges 
in Größenordnung und Gefährlichkeit 
nichts nach. 

Die erklärte Frontfrau dieses glo¬ 
balen Herrschaftsanspruchs heißt Hil¬ 
lary Rodham Clinton. Hätte sie dessen 
schauspielerische Fähigkeiten, hätte sie 
das Zeug dazu, der Ronald Reagan der 
Demokraten zu werden. Klaus Wagener 


ten aus dem Auswärtigen Amt - Pläne 
für den Wiederaufbau Syriens zu er¬ 
stellen. 

Die Bundesregierung wird ihre Ein¬ 
flussaktivitäten im Nahen und Mittle¬ 
ren Osten ausweiten. Als mutmaßlich 
nächster Schritt gilt die Entsendung 
deutscher Soldaten zur Bedienung 
von NATO-Awacs-Flugzeugen auf die 
Luftwaffenbasis im türkischen Incirlik. 
Dort sind bereits jetzt rund 240 Solda¬ 
ten der Bundeswehr stationiert, die mit 
„Tornado“-Kampfjets und einem Tank¬ 
flugzeug Einsätze im Krieg gegen den 
IS vorbereiten und begleiten. 

Die Luftwaffe richtet sich in Incirlik 
nun mit Baumaßnahmen langfristig ein. 
Berichtet wird, das Verteidigungsminis¬ 
terium habe 58 Millionen Euro freige¬ 
geben, mit denen ein eigenes Flugfeld 
für die Tornados sowie Unterkünfte für 
die deutschen Soldaten errichtet wer¬ 
den sollen. Zudem werde man einen 
mobilen Gefechtsstand für Incirlik be¬ 
schaffen, teilt die Bundeswehr mit. 

Die kontinuierlich zunehmenden 
Militäroperationen sind das Mittel und 
der Preis der neuen deutschen Weltpoli¬ 
tik, die Berlin dem noch nicht erreichten 
Ziel, im „Krisengürtel“ rings um die EU 
zur führenden Macht zu werden, näher¬ 
bringen soll. german-foreign-policy.com 


Traditionelles 

Riesengebirgstreffen 

Im tschechisch-polnischen Grenzort 
Mala Üpa fand am 27. und 28. August auf 
Einladung der KP Böhmens und Mäh¬ 
rens (KSCM) und mitorganisiert vom 
Revolutionären Freundschaftsbund das 
jährliche antifaschistische Treffen statt. 
Diese Tradition besteht seit 1927, als sich 
deutsche und tschechische KP-Mitglie- 
der in Kralovec erstmals trafen und - so 
auch in diesem Jahr - gemeinsam die 
Schneekoppe bestiegen. 

Neben antifaschistischen Gruppen 
waren tschechische, polnische und deut¬ 
sche Kommunist/inn/en anwesend; aus 
Deutschland von DKP und KPD, aber 
auch Mitglieder der Kommunistischen 
Plattform der Partei „Die Linke“. Seitens 
der KSCM nahm unter anderem der EU- 
Abgeordnete Jaromir Kohlicek teil. Für 
die KP Polens thematisierte die stellver¬ 
tretende Vorsitzende der KP Polens, Be- 
ata Karön, die aktuelle Verfolgung ihrer 
Partei durch die Behörden. Günter Pohl 
verwies in seinem Redebeitrag für die 
DKP in diesem Zusammenhang auf die 
fortdauernde Bespitzelung in Deutsch¬ 
land, die immer auch unter Bezugnah¬ 
me auf das bestehende KPD-Verbot be¬ 
gründet ist. 

Kommunistenverfolgung 
in der Ukraine 

Auf der DKP-Veranstaltung zum KPD- 
Verbot am letzten Samstag in Karlsruhe 
wies Wladimir Alexij, Mitglied des ZK 
der KP der Ukraine,auf die Verfolgung 
der KPU durch die ukrainische Regie¬ 
rung hin: „Nach dem Staatsstreich im Fe¬ 
bruar 2014 sind die aggressivsten rechts¬ 
radikalen Kräfte, die in all den Jahren 
der Unabhängigkeit der Ukraine her¬ 
angewachsen sind, an die Macht gekom¬ 
men, die nun versuchen, die KPU aus 
der politischen Arena zu entfernen, die 
kommunistische Ideologie vollständig zu 
verbieten.“ 

Zu den ersten Maßnahmen der Re¬ 
gierung zählten die „ungesetzliche Auflö¬ 
sung der Fraktion der KPU in der Obers¬ 
ten Rada, das Redeverbot für Kommu¬ 
nisten von der Tribüne des Parlaments, 
Erpressung, Drohungen und gewalttätige 
Überfälle auf die Führer der Partei“, so 
Alexij. 

Die vollständige Rede ist unter news. 
dkp.de abrufbar. 

Öcalan ruft zu Frieden auf 

Der inhaftierte Vorsitzende der Arbei¬ 
terpartei Kurdistans PKK, Abdullah 
Öcalan, hat zu Frieden mit der türki¬ 
schen Regierung aufgerufen. „Das Blut, 
die Tränen, das soll nun aufhören“, teilte 
Öcalan in einer von seinem Bruder in Di- 
yarbakir verlesenen Nachricht mit. 

Öcalan machte deutlich, dass er zu 
einer Wiederaufnahme von Gesprächen 
bereit sei. „Wenn der Staat bereit ist, 
schickt er zwei Leute hierher.“ 

Monatelang war Öcalan, der seit 1999 
auf der Gefängnisinsel Imrali inhaftiert 
ist, ohne Außenkontakt. 

Atomtest in Korea 

Die KDVR hat einen zweiten Atomtest 
in diesem Jahr gemeldet. USA-Präsident 
Barack Obama drohte daraufhin in Rich¬ 
tung Pjöngjang mit „ernsthaften Konse¬ 
quenzen“. Der UNO-Sicherheitsrat wur¬ 
de am Freitagabend zu einer Sondersit¬ 
zung einberufen. 

Das nordkoreanische Fernsehen 
hatte gemeldet, ein Atomsprengkopf sei 
am Freitag, dem 68. Jahrestag der Staats¬ 
gründung, erfolgreich zur Explosion ge¬ 
bracht worden. Südkoreas Militär sprach 
von der bislang gewaltigsten Explosion 
bei einem Atomtest des Nachbarlandes. 

In einer Erklärung des nordkoreani¬ 
schen Instituts für Atomwaffen hieß es, 
mit dem Test sollte die „Leistung eines 
Nuklearsprengkopfs“ überprüft werden. 
Die KDVR sei in der Lage, standardisier¬ 
te Sprengköpfe zu bauen, die auf stra¬ 
tegische ballistische Raketen montiert 
werden können. 

In Südkorea wurde die Alarmbereit¬ 
schaft der Streitkräfte verstärkt. China 
protestierte gegen den Test. Auch der rus¬ 
sische Außenminister Sergej Lawrow hat 
den erneuten Atomtest verurteilt. Die Be¬ 
schlüsse der UNO müssten genau einge¬ 
halten werden, sagte er am Freitag in Genf. 



Syrische Armee sichert 
Versorgungswege 

Bessere Versorgung für den Westteil Aleppos 


Nicht am Tisch 

Der zwischen Russland und USA vereinbarte 
Waffenstillstand lässt Deutschland außen vor 
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Das Fest des portugiesischen Volkes 



Die 40. Festa do Avante 


Als Jerönimo de Sousa, der Generalsekretär 
der Portugiesischen Kommunistischen Partei, 
am Sonntag Abend vor einer unüberschauba¬ 
ren Menschenmenge und einem Meer von roten 
Fahnen - darunter auch Fahnen unserer Partei, 
der DKP, und des Jugendverbandes SDAJ - seine 
Abschlussrede hielt, konnten er und die PCP auf 
eine wieder einmal sehr gut besuchte, spannende 
und bunte Festa do Avante zurückblicken. Ob¬ 
wohl man eigentlich denken sollte, dass sich die 
Menschen auf dem noch einmal um fast 50 Pro¬ 
zent vergrößerten Festa-Gelände etwas stärker 
verlaufen würden, drängten sich am Samstag Mit¬ 
tag bei Temperaturen von 35 Grad im Schatten 
die Menschen dicht an dicht. 

Alle Parteibezirke Portugals hatten wieder 
ihre Spezialitäten aufgefahren und präsentier¬ 
ten auf ihren Bühnen die regionale Kultur des 
Landes, sodass dieses Gelände an diesem Wo¬ 
chenende einer Miniausgabe von Portugal glich. 


Aber nicht nur das leibliche Wohl und die Kultur 
standen im Mittelpunkt: Überall Diskussionen, 
entweder auf den Bühnen oder spontan an den 
Ständen. 

Die Vorschläge der PCP für ein Portugal des 
Volkes stießen auf großes Interesse und die volks¬ 
freundliche Politik der PCP wurde überall aner¬ 
kannt und gelobt. 

Im Internationalen Bereich präsentierten sich 
über 30 kommunistische und andere fortschrittli¬ 
che Parteien und Organisationen aus gut 25 Län¬ 
dern. Auch hier im Internationalen Bereich stand 
neben Kulinarischem und Kultur die Information 
über die Situation in den jeweiligen Ländern im 
Vordergrund. 

Unsere Partei war wieder mit einem Stand 
und einer UZ-Extra auf Portugiesisch präsent, in 
der wir über die Kämpfe in unserem Land be¬ 
richteten und unser Sofortforderungsprogramm 
vorstellten. Peter Lommes 




Avante! (Vorwärts!), 
ist die Zeitung der 
Portugiesischen 
Kommunistischen 
Partei (PCP), erstmals 
erschienen 1931. Seit 
der Nelkenrevolution 
1974 erscheint die 
„Avante!“ wöchentlich. 
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Neoliberales Regime braucht TTIP 

Die EU-Verträge sind bei Investorenschutz und Privatisierung Vorbild • 
Von Lucas Zeise 


TTIP wurde offiziell im Juni 2013 auf 
dem Treffen der G-8 (damals noch inklu¬ 
sive des russischen Präsidenten) im nord¬ 
irischen Enniskillen aus der Taufe geho¬ 
ben. Man konnte meinen, die großen und 
bedeutenden Regierungschefs brauchten 
einen öffentlich wirksamen Coup für die 
Öffentlichkeit. Denn nach der großen 
Rezession 2008/09 und der kleinen Erho¬ 
lung danach fehlte der Weltwirtschaft - 
genauer: den Volkswirtschaften der gro¬ 
ßen Industrieländer - jeder Schwung. Im 
Kommunique des Treffens spielte denn 
auch die von TTIP ausgehende Belebung 
des Handels zwischen den beiden stärks¬ 
ten Wirtschaftsräumen der Welt, Nord¬ 
amerika und EU, eine prominente Rolle. 

Noch ehe die Verhandlungen began¬ 
nen und noch bevor der Europäische Rat 
2014 die EU-Kommission offiziell zu ver¬ 
handeln beauftragte, erschienen ausführ¬ 
liche Studien, die „streng wissenschaft¬ 
lich“ vorhersagten, um wie viel Prozent¬ 
punkte stärker das Wirtschaftswachstum 
der EU ausfallen werde, wenn TTIP in 


von Verbrauchern, Arbeitern oder Um¬ 
welt sinnvoll sind, ist doch offensichtlich, 
dass es bei den Verhandlungen zu TTIP 
auch um den Abbau solcher sinnvollen 
Regeln geht. Die Menschen auf beiden 
Seiten des Atlantik haben dabei nichts 
zu gewinnen. 

Dass es bei TTIP nur in zweiter Linie 
um die Liberalisierung des Handels geht, 
hat die demokratische Öffentlichkeit 
schnell begriffen. In erster Linie geht es 
um den „Investitionsschutz“. Die Abkür¬ 
zung TTIP steht schließlich für „Transat- 
lantic Trade and Investment Partnership“, 
also deutsch ausführlich eine „Vereinba¬ 
rung zwischen Partnern auf beiden Seiten 
des Atlantiks über Handel und Investi¬ 
tionen“. Nicht nur der bilaterale Handel 
soll belebt werden, sondern vor allem die 
bilateralen Investitionen, anders ausge¬ 
drückt der Kapitalverkehr über den At¬ 
lantik hinweg. Investoren sind scheu. Sie 
mögen es nicht, wenn sie in ihren Ge¬ 
schäften gestört, beschränkt oder gar 
frech besteuert werden. Sie bedürfen 


der Summe sind mit TTIP und TPP mehr 
Staaten erfasst als einst mit dem MAI. 
Wie damals bilden die USA das Zentrum 
des Systems. Das aktuell so umstrittene 
CETA (Comprehensive Economic and 
Trade Agreement) zwischen Kanada und 
der EU ergänzt die Großabkommen und 
ersetzt TTIP, sollte es scheitern. 

Der Investorenschutz, der in diesen 
Abkommen mittels der berüchtigten 
Schiedsgerichte durchgesetzt werden 
soll, ist, wie gesagt, der Kern der ganzen 
Angelegenheit. Er soll das, was noch vor 
einigen Jahren als „Globalisierung“ be¬ 
zeichnet wurde, zur Vollendung bringen. 
Es wäre das perfekt abgesicherte neoli¬ 
berale Weltregime. Die Investoren wä¬ 
ren auf breiter Front in der Lage, nicht 
nur über ökonomischen Druck wie bis¬ 
lang, sondern mit rechtlichen Mitteln die 
Staaten und ihre Regierungen an Maß¬ 
nahmen gegen sie zu hindern. Umwelt¬ 
schutz, Arbeitsschutzvorschriften, An¬ 
timonopolgesetze können angefochten 
werden, Schadenersatz für entgangene 




Karikatur: Stuttman 


Kraft trete. Diese Prognosen wurden 
zwar eifrig in der Presse breitgetreten. 
Aber es war auch für jene, sich mit der¬ 
lei Dingen nur oberflächlich erkennbar, 
dass die Prognosen aus der Luft gegrif¬ 
fen waren. Der Handel zwischen der EU 
und den USA ist bereits sehr weitgehend 
liberalisiert. Die Zölle zwischen dem ge¬ 
meinsamen Markt EU und den USA, die 
heute noch erhoben werden, belaufen 
sich nach offiziellen Angaben im Durch¬ 
schnitt auf 5 bis 7 Prozent. Wenn ein Teil 
davon wegfällt, kann das auch bei lebhaf¬ 
ter volkswirtschaftlicher Phantasie keine 
nennenswerte Belebung des Warenver¬ 
kehrs und der beiden volkswirtschaftli¬ 
chen Räume bewirken. 

Nichts zu gewinnen 

Schon daraus kann man schlussfolgern, 
dass die Initiatoren des Vorhabens ande¬ 
res im Sinn hatten. Das sind zum einen die 
so genannten „nichttarifären Handels¬ 
hemmnisse“. Also Regeln und Normen, 
die in den beiden großen Wirtschafts¬ 
räumen unterschiedlich sind. Gleicht 
man sie an, wird es den Exporteuren auf 
beiden Seiten leichter gemacht, ihre auf 
dem Heimatmarkt normierten und zu¬ 
gelassenen Waren im jeweils anderen 
Markt ohne Probleme abzusetzen. Sol¬ 
che Normen sind oft Schutzvorschriften 
für die Konsumenten. Aber es geht auch 
um Arbeitsschutzvorschriften für die Be¬ 
schäftigten. Die US-Agrarwirtschaft hat 
erkennbar ein großes Interesse daran, in 
den USA zugelassene genmanipulierte 
Nahrungsmittel auch in der EU prob¬ 
lemlos abzusetzen. Umgekehrt möchten 
die deutschen Autofirmen ihre schnel¬ 
len und übermotorisierten Fahrzeuge 
ohne die für die USA typischen Abgas- 
und Sicherheitsvorschriften verkaufen. 
Selbst wenn man annimmt, dass nicht 
alle Vorschriften wirklich zum Nutzen 


des Schutzes. Deswegen vor allem brau¬ 
chen sie die „Investment Partnership“ 
des TTIP. Das ist, auf einen ganz kleinen 
Nenner gebracht, die Absicht derer, die 
TTIP haben wollen und die Regierung 
der USA und die EU-Kommission dazu 
veranlasst haben, den Vertrag auszuhan¬ 
deln. 

Scheitern des MAI 

TTIP ist nicht der erste Versuch, dem 
Kapital einen garantierten Investitions¬ 
freiraum zu schaffen. Der letzte ist 1998 
gescheitert. Er hieß Multilaterales Inves¬ 
titionsschutzabkommen (MAI) und soll¬ 
te zwischen allen entwickelten Industrie¬ 
staaten ausgehandelt werden. Geplant 
war unter diesem Abkommen, was jetzt 
auch für TTIP geplant ist: Schutz vor Ent¬ 
eignung, Garantien dafür, Gewinne zu¬ 
rückführen zu können, Garantien gegen 
jede Form der Benachteiligung durch 
den Gaststaat und dessen Regierung. 
Das sind die Schutzmechanismen. Dazu 
kommt eine wichtiger, „proaktiver“ juris¬ 
tischer Hebel. Es ist die Garantie, dass In¬ 
vestoren im Gastland auch in öffentliches 
Eigentum investieren können. Es ist die 
in MAI und TTIP eingebaute Privatisie¬ 
rungsverfügung. Formal ist MAI 1998 am 
Einspruch Frankreichs gescheitert. Tat¬ 
sächlich aber auch am Widerstand der 
Öffentlichkeit in vielen Ländern. Dazu 
kam die Asienkrise, die das Fiasko des 
freien Kapitalverkehrs offenlegte. Der 
jetzt verhandelte TTIP-Vertrag ist nur 
der Form nach bilateral. Denn über den 
Pazifik hinweg ist ein TTIP-ähnliches Ab¬ 
kommen, die „Trans-Pacific Partnership 
(TPP)“ fertig verhandelt, schon unter¬ 
zeichnet und harrt nur noch der Ratifi¬ 
zierung. Die östlichen Partner sind hier 
die USA und Kanada, auf der westli¬ 
chen Seite ist der wichtigste Partner Ja¬ 
pan. China ist dagegen nicht beteiligt. In 


Gewinne kann eingefordert werden. Be¬ 
sonders krass erscheint der eingebaute 
Privatisierungsdrall. Die Investoren kön¬ 
nen verlangen, dass ihnen Geschäftsfel¬ 
der geöffnet werden, die bis dato vor al¬ 
lem staatlich organisiert waren. Sie kön¬ 
nen auch einklagen, dass staatliche oder 
teilstaatliche Wettbewerber des Vorteils 
beraubt werden, im Staatsbesitz zu sein 
und deshalb besonders gute Kreditkon¬ 
ditionen zu erhalten. 

Manches davon kommt einem wie 
schon bekannte Realität vor. Man könnte 
sich zum Beispiel an die Klage der deut¬ 
schen Privatbanken gegen die WestLB in 
den frühen 90er Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts erinnern. Diese öffentliche 
Bank war damals die drittgrößte Bank in 
Deutschland. Sie wurde wie der gesamte 
Sparkassensektor von den privaten Ban¬ 
ken als lästig und sogar als Bedrohung ge¬ 
sehen. Die Klage der Privatbanken wur¬ 
de der EU-Kommission vorgetragen, die 
als Wettbewerbsaufsicht in der EU fun¬ 
giert und damit als Oberschiedsgericht. 
Der Vorwurf lautete, dass die WestLB als 
staatliche Bank billigeren Kredit als die 
Privatbanken erhielt. Die Bank wurde in 
einem zwölf Jahre dauernden politischen 
und Rechtskrieg kleingemacht und zer¬ 
schlagen. Sie gibt es heute nicht mehr. 
Das ist EU-Recht in Anwendung. In¬ 
vestorenschutz für das Privatkapital und 
Privatisierungsdrall sind in der EU nicht 
weniger verankert als sie es im TTIP-Ab¬ 
kommen sein werden. 

Beim Kampf gegen TTIP und CETA 
sollte man nicht vergessen, dass die EU 
eine Freihandels- und Investitionsschutz¬ 
zone bildet, die Vorbildcharakter für die¬ 
se Abkommen hat. Die in den EU-Ver¬ 
trägen garantierte und quasi heilig ge¬ 
sprochene Freiheit des Kapitalverkehrs 
gibt das Modell für die weit ausgreifende 
neoliberale Weltordnung ab. 


Manfred Idler zum ewigen Deutschland 


Dies für den 
und das für jene 


Ein Satz wie in Pudding gemeißelt: 
Deutschland wird Deutschland bleiben. 
Mit allem, was uns daran lieb und teuer 
ist.“ Da ist es wieder, das klassenüber- 
greifende „Wir“, das alle Unterschiede 
der Interessen einebnet. Eben: Wir. Ge¬ 
nauer: Deutsche. 

In dem Satz, von Kanzlerin Merkel 
vorgetragen bei der Generaldebatte 
im Bundestag, weht der Geist der Frei¬ 
heitsideologie Gauckscher Prägung. 
Er täuscht Gleichheit vor und lädt zur 
freien Interpretation ein. Wir, damit 
sind nach der Wahl in Mecklenburg- 
Vorpommern zuallererst die gemeint, 
die sich bedroht fühlen durch Verände¬ 
rungen, die sie nicht durchschauen, die 
anfällig sind für Hetze gegen Migranten 
und die den Kopf voll haben mit völki¬ 
schem Ideologiemüll: „Hier im Innern 
des Landes leben sie noch/nach den al¬ 
ten Sitten und alten Gebräuchen,/kaum 
dezimiert durch Kriege und Seuchen“, 
wie Franz Josef Degenhardt sang. Für 
sie ist der Satz als Sedativ gedacht - ihr 
braucht nicht die AfD zu wählen, alles 
bleibt anders und wird wie es war. 

Beruhigend wirken soll der Satz 
aber auch auf die, die sich gegen die 
aktuelle Militarisierung, gegen sozia¬ 
les Unrecht und gegen den neuen deut¬ 
schen Chauvinismus mit der EU-Maske 
wenden. 

Für die Herren und Quotendamen 
des Kapitals heißt „Deutschland bleibt 
Deutschland“: Wir machen die Gren¬ 
zen nicht dicht. Ein Zustrom von jun¬ 
gen, oft gut ausgebildeten Menschen, 
deren Arbeitskraft ihr vernutzen dürft. 
Und ihr habt die Option, sie als Mittel 



zu verwenden, um Druck auf die Lohn¬ 
quote auszuüben. 

Und natürlich soll der Satz die Wel¬ 
len der Diskussion innerhalb der CDU 
und der Koalition glätten. An die Ad¬ 
ressen Seehofers und Gabriels bedeutet 
er: „Versucht euch ruhig zu profilieren. 
Die Richtlinien der Politik bestimmt 
die Kanzlerin. Und das bin ich.“ 

Für jeden ist was drin, das macht 
diesen tautologischen Satz so unpoli¬ 
tisch wie „Brautkleid bleibt Brautkleid 
und Blaukraut bleibt Blaukraut“. Die 
„Grünen“ als Fachleute für gutgemein¬ 
tes Geplapper hatten verstanden, und 
ihre Fraktionschefin Göring-Eckardt 
wies die Kanzlerin in der Debatte dar¬ 
auf hin: „Den meisten Applaus haben 
Sie von den Grünen bekommen, den 
wenigsten von der CSU. Das sollte Ih¬ 
nen zu denken geben.“ 


Aus Norbert Härings Blog zum Kampf um CETA 


Vorlä ufige Wir ksa m keit 
angestrebt 


Dass das Handels- und Investitions¬ 
schutzabkommen CETA mit Kanada 
in Gänze verabschiedet wird, ist in¬ 
zwischen unwahrscheinlich. Dass es in 
weiten Teilen „vorläufig“ in Kraft ge¬ 
setzt werden wird, aber auch. Mit einer 
Kombination aus künstlichem Zeit¬ 
druck und Vernebelung wird versucht, 
möglichst viel von dem unnötigen Ab¬ 
kommen dauerhaft vorläufig Geltung 
zu verschaffen. 

Dass CETA irgendwann als Ganzes 
verabschiedet wird, ist unwahrschein¬ 
lich, weil dafür alle Regierungen und 
Parlamente zustimmen müssten. Das 
ist auch gut so. Die speziellen Schieds¬ 
gerichte für Investoren in CETA sind 
weniger schlecht als die Schiedsstellen, 
die es bisher gibt. Die Anreize, zuguns¬ 
ten der Investoren zu entscheiden, sind 
deutlich weniger krass und offensicht¬ 
lich, aber sie sind immer noch da. Dort 
wo EU-Länder bereits Abkommen mit 
Kanada haben, brächte der Abschluss 
von CETA in dieser Hinsicht eine Ver¬ 
besserung. Aber die kann man auch ha¬ 
ben, indem man das alte schlechte Ab¬ 
kommen kündigt. 

Die EU-Kommission und die 
Mehrheit der nationalen Regierungen, 
einschließlich der von SPD-Minister 
Gabriel vertretenen Bundesregierung, 
wollen die Teile von CETA, die nach 
ihrer Ansicht keine nationalen Zustän¬ 
digkeiten berühren, im Schnellverfah¬ 
ren vorläufig in Kraft setzen. Die na¬ 
tionalen Parlamente würden dann 
nicht gefragt. Nur das willfährige EU- 
Parlament darf seinen Segen geben. 
Formal wäre das dann ein korrektes 
Vorgehen, wenn einerseits sicherge¬ 
stellt wäre, dass diese Teile auch wirk¬ 
lich nicht nationale Zuständigkeiten 
berühren, und außerdem die verfas¬ 
sungsrechtlichen Voraussetzungen für 
eine vorläufige Anwendung gegeben 
wären. Das zweite ist nicht der Fall. 
Über die erste Bedingungen kann es 


keine ernsthafte politische und juristi¬ 
sche Diskussion mehr geben, wenn der 
künstliche Zeitdruck akzeptiert wird, 
dass der EU-Ministerrat die vorläufige 
Inkraftsetzung bereits Anfang Oktober 
beschließen soll, damit sie bei einem 
Gipfel mit Kanada Ende Oktober un¬ 
terschrieben werden kann. 

Die Investorengerichte hat die 
Kommission fürs Erste aufgegeben. Sie 
sollen vorläufig nicht kommen. Aber 
das Investitionskapitel zur Gänze will 
die Kommission nicht fahren lassen. 
Insbesondere die Regeln zum freien 
Marktzugang sollen vorläufig ange¬ 
wendet werden. Das gibt den Investo¬ 
ren dann Rechte, die sie bei normalen 
Gerichten durchsetzen können. Diese 
Investorenrechte gehen weit über ein 
Diskriminierungsverbot hinaus. Sie 
schließen aus, dass zum Beispiel Kom¬ 
munen oder Länder die Erlaubnis zu ei¬ 
nem Unternehmenskauf von Auflagen 
abhängig machen. Kapitalverkehrskon¬ 
trollen werden ausgeschlossen. Das ist 
eine beträchtliche Einschränkung der 
staatlichen Gestaltungsfreiheit. Die 
Kommission räumt selbst ein, dass es 
schwer sein wird, die Marktzugangs¬ 
rechte und die Investorenrechte zu 
trennen, verlangt aber von den Mit¬ 
gliedstaaten hier „Pragmatismus“ bei 
der Beurteilung, ob nationale Vorrech¬ 
te tangiert sind. Schließlich habe die 
Kommission ja auch Pragmatismus be¬ 
wiesen, indem sie von ihrer (rechtlich 
völlig unhaltbaren) Position abgerückt 
sei, CETA sei ein Abkommen, das voll¬ 
ständig und ausschließlich in EU-Zu- 
ständigkeit falle. „Pragmatismus“ darf 
man in solchen Umständen ohne weite¬ 
res als „Bereitschaft zum Rechtsbruch“ 
übersetzen. 

Norbert Häring ist Redakteur des 
„Handelsblatt“. Der Text ist seinem 
Blog „Geld und mehr“ unter „nor- 
berthaering.de“ entnommen. 
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Alte Fragen im neuen Gewand? 

Beiträge zur aktuellen Transformationsdebatte • Rezension von Nina Hager 


E in Schwerpunkt des September¬ 
hefts der Zeitschrift „Z. - Zeit¬ 
schrift für marxistische Erneue¬ 
rung“ mit Beiträgen von Frank Deppe, 
Jürgen Reusch/Jörg Goldberg, Micha¬ 
el Zander und Christina Kaindl lautet 
„Transformationsdebatte - aktuelle As¬ 
pekte“ Ein weiterer trägt die Überschrift 
„Postkapitalismus und Commons“ 
(Commons = gemeinsam-kooperative 
Verwaltung von Gemeingütern) und 
führt die Debatte in den Beiträgen zur 
„Transformationsdebatte ...“in gewis¬ 
sem Sinne weiter, denn die „anhalten¬ 
den Krisenerscheinungen stärken jen¬ 
seits der Debatte über Reformstrategien 
Positionen, die von Entwicklungen in¬ 
nerhalb des Kapitalismus systemüber¬ 
windende Effekte erwarten“ ( Editorial ). 

Jedoch schon mit den Beiträgen zum 
ersten Thema ergeben sich für Marxis¬ 
tinnen und Marxisten eine ganze Reihe 
von grundsätzlichen Fragen - aber auch 
viele Anregungen. 

Es geht dort unter anderem dar¬ 
um, die „Transformationsforschung“ 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung - bzw. 
die Positionen einiger Hauptprotago¬ 
nisten - kritisch zu sichten. Christina 
Kaindl versucht dann, den Transforma¬ 
tionsbegriff näher zu bestimmen und 
„Pfade der Transformation“ aufzuzei¬ 
gen. 

Die „Reformalternative“ 

Ein Ausgangspunkt der Betrachtung 
ist - anlässlich des 20. Todestages von 
Heinz Jung, dem langjährigen Leiter des 
Instituts für Marxistische Studien und 
Forschungen (IMSF) - bei Frank Deppe 
und bei Reusch/Goldberg, die „Reform¬ 
alternative“. Dieses Dokument wurde 
1988 - inmitten von sich immer deutli¬ 
cher abzeichnenden Krisenerscheinun¬ 
gen in den sozialistischen Staaten Euro¬ 
pas, der Gorbatschowschen Politik von 
„Glasnost“ und „Perestroika“ sowie zu¬ 
nehmenden Auseinandersetzungen in 
der DKP um die Einschätzung der ge¬ 
sellschaftlichen Situation und die Stra¬ 
tegie der Partei („Erneuererdebatte“) 
von Heinz Jung und Jörg Huffschmid 
vorgelegt. 

Nach Frank Deppe hätten beide da¬ 
mals versucht, ein innovatives Konzept 
politischer Veränderungen zu entwi¬ 
ckeln. Sie stützten sich auf eine „zeit¬ 
gemäße Kapitalismusanalyse“ und kri¬ 
tisierten theoretische Schwächen sowie 
politische Fehler der „traditionellen 
Parteien der Arbeiterbewegung“, die sie 
nicht auf der „Höhe“ der Herausforde¬ 
rungen jener Zeit sahen. Sie hätten ver¬ 
sucht - wie Huffschmid 1995 schrieb -, 
„eine Art Zwischenbilanz ihrer empi¬ 
rischen Untersuchungen und theoreti¬ 
schen Überlegungen über den gegen¬ 
wärtigen Kapitalismus zu ziehen“ und 
diese gleichzeitig mit politischen und 
strategischen Reflexionen über die Po¬ 
litik der kommunistischen Bewegung zu 
verbinden 

Huffschmid und Jung forderten da¬ 
mals angesichts einer veränderten Si¬ 
tuation, von Stagnation im Fortschritts¬ 
prozess, „konzeptionelle und politische 
Energie vorrangig auf reformerische 
Veränderungen innerhalb des Kapi¬ 
talismus zu richten: alternative Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik, Einführung 
umweltgerechter Produktions- und Re¬ 
produktionsformen, reale Gleichstellung 
der Frau und Demokratie in allen Be¬ 
reichen der Gesellschaft“. Der „Kampf 
für die Demokratie sowie für die Ver¬ 
besserung der Arbeits- und Lebensbe¬ 
dingungen der Lohnabhängigen (...), 
gegen Reaktion und Faschismus“ galt 
ihnen als Kampf um „Veränderungen 
in den Eigentums- und Machtverhält¬ 
nissen entwickelter kapitalistischer Ge¬ 
sellschaften“. 

Allerdings betonte Huffschmid auch, 
dass in den Jahren ab 1989, als die Kri¬ 
se der staatssozialistischen Systeme sich 
dramatisierte, der Zusammenbruch der 
UdSSR und der DDR sich immer deut¬ 
licher abzeichnete, auch das Konzept 
der „Reformalternative“ in den „Stru¬ 
del“ des Zusammenbruchs einbezogen 
wurde und „in der Versenkung“ ver¬ 
schwand. Für Reusch/Goldberg hat das 


noch andere Gründe: Die Autoren der 
„Reformalternative“ gingen wohl unter 
anderem - wie die heutigen Transfor¬ 
mationsforscher in der Rosa-Luxem- 
burg-Stiftung unter ganz anderen Be¬ 
dingungen - davon aus, der damalige 
Kapitalismus sei grundsätzlich politisch 
regulier- und steuerbar gewesen ... 

Reusch und Goldberg fragen aber, 
ob die „Reformalternative“ heute noch 
Sinnvolles zur Debatte über linke Ver¬ 


änderungsstrategien beitragen kann. 
Obgleich sich die Rahmenbedingungen 
grundlegend verändert haben, gebe es 
doch Parallelen. 

Heinz Jung korrigierte übrigens 
1989/90 sein zunächst positives Ur¬ 
teil über Gorbatschow radikal. Darauf 
macht Frank Deppe aufmerksam. Und - 
Robert Steigerwald hat darauf oft ver¬ 
wiesen - Heinz Jung suchte Wege zur 
Verständigung und Gespräche mit Ge¬ 
nossen der DKP, der Partei, die er 1990 
nach langjähriger Mitgliedschaft verlas¬ 
sen hatte (mit 14 war er 1948 in die KPD 
eingetreten). 

„Jörg Huffschmid (...)“, so Frank 
Deppe „vertrat bis zu seinem Tod im 
Jahre 2009 Positionen der ,Reformal¬ 
ternative’ u.a. in der Programmkom¬ 
mission der Partei ,Die Linke? 4 

Es fehlt die Sicht 
der „Traditionalisten“ 

Es ist schade, dass im Zusammenhang 
mit der „Reformalternative“ nicht auch 
die Einschätzung ihrer damaligen Kriti¬ 
ker, der sogenannten „Traditionalisten“ 
(Reusch/Goldberg), berücksichtigt wird. 
Das hätte die kritische Sicht auf die „Re¬ 
formalternative“ vertiefen können. Da 
ich aus der DDR komme und zudem auf 
einem anderen Wissenschaftsgebiet ge¬ 
arbeitet habe, habe ich nur von Ferne 
und nur am Rande die damaligen Aus¬ 
einandersetzungen verfolgt. 

So bleibt - nach meiner Auffassung - 
die Einschätzung letztlich einseitig. Und 
auch die Debatten in der DKP um die 
Ursachen der Niederlage des Sozialis¬ 
mus in Europa, über Schlussfolgerun¬ 
gen - auch für Reformkämpfe unter den 
neuen Bedingungen nach der Niederla¬ 
ge von 1989/90 -, die nach 1990 geführt 
wurden und außerdem programmatisch 
Niederschlag fanden (so im 2006 be¬ 
schlossenen Parteiprogramm), bleiben 
außen vor. 

Und zur Einschätzung gehört wohl 
auch, worauf Willi Gerns in der aktuel¬ 
len Ausgabe der Marxistischen Blätter 
verweist: In der damaligen, von Wolf¬ 
gang Gehrcke formulierten Plattform 
„Marxismus und moderne kommunisti¬ 
sche Partei - Befreiungstheorie und Be¬ 
freiungsbewegung“ hieß es unter ande¬ 
rem unter Berufung auf die „Reformal¬ 
ternative“ bzw. in ihrer „Interpretation“: 
„In der Konzeption der Reformalterna¬ 
tive führen durchgehaltene und schritt¬ 
weise erweiterte demokratische Refor¬ 
men zunächst zu einer anderen, für das 
Leben der Menschen günstigeren Ent¬ 
wicklungsrichtung des staatsmonopolis¬ 
tischen Kapitalismus. Sie öffnen zugleich 
die Tore für weitere Veränderungen “ 

Und dann weiter „Im Durchschrei¬ 
ten dieser Tore werden die formations¬ 
bedingten Ausbeutungs- und Unter¬ 


drückungsmerkmale zurückgedrängt, 
gleichzeitig wesentliche Elemente eines 
modernen Sozialismus herausgebildet. 
Das heißt, es wird der Weg des realen 
Übergangs vom Kapitalismus zum So¬ 
zialismus beschritten.“ Und, dass durch 
diese „Reformalternative“ „bestimm¬ 
te wesentliche Strukturmerkmale des 
Kapitalismus durch demokratische Be¬ 
wegungen erst etwas, dann mehr und 
schließlich so weit eingeschränkt wer¬ 


den, dass sie real nur noch eine unterge¬ 
ordnete Rolle spielen, während gleich¬ 
zeitig durch demokratische Reformen 
Momente des Sozialismus zunächst nur 
wenig, dann mehr und schließlich so weit 
durchgesetzt werden, dass sie zu domi¬ 
nanten Momenten der Struktur und 
Entwicklung der Gesellschaft werden.“ 
(Zitiert nach: Willi Gerns, „ Die Dialektik 
von Reform und Revolution “ Marxisti¬ 
sche Blätter 5_2 016, S. 91)- Ein klassisch 
reformistisches Konzept, an dem Prota¬ 
gonisten aus der SED wie Rolf Reißig 
und Dieter Klein Ende der 80er Jahre 
wohl nicht unbeteiligt waren. 

Reform und Revolution 

Die Reformalternative, so Deppe in sei¬ 
nem Beitrag, hatte sich „von der klassi¬ 
schen Unterscheidung von Reform und 
Revolution“ gelöst. 

Deppe beschreibt Veränderungen 
seit 1989/90 und betont, dass im „Kon¬ 
text der Großen Krise seit 2008“ sich 
„das Verhältnis von Reform im Kapi¬ 
talismus und der Perspektive sozialis¬ 
tischer Veränderungen wiederum neu 
konfiguriert“ habe. 

Da ergibt sich bei mir erstens die Fra¬ 
ge, was denn die „klassische Unterschei¬ 
dung“ ist. Sind vereinfachte Vorstellun¬ 
gen über den historischen Prozess und 
den Formationswechsel gemeint? Oder 
Verabsolutierungen eines „Revolutions¬ 
typs“? Davon gab es sicher auch viele. 
In der marxistischen Forschung gab es 
aber damals sehr grundsätzliche Arbei¬ 
ten, die zeigten, dass Revolutionen in 
der Geschichte nie nach einem einzi¬ 
gen „Muster“ bzw. Vorbild „verlaufen“. 
Auch das Verhältnis von „Revolution“ 
und „Reform“ wurde im historischen 
Kontext und für verschiedene Epochen 
untersucht. Die neue Gesellschaftsfor¬ 
mation hat sich nie nur auf reformeri- 
schen Weg durchgesetzt, aber auch nie 
nur auf revolutionärem Weg allein. Der 
Leipziger Revolutionsforscher Manfred 
Kossok machte zudem darauf aufmerk¬ 
sam, dass im Verlauf der Geschichte das 
quantitative und qualitative Verhältnis 
von Revolution und Reform wechselt 
(vgl. z. B. M. Kossok, „In Tyrannos“, Leip¬ 
zig 1989, S. 11). 

Und zweitens : Gehört der Revolu¬ 
tionsbegriff seines Erachtens also noch 
zu einer „zeitgemäßen Sicht“? Das wird 
nicht deutlich. 

Für Christina Kaindl ist das offenbar 
geklärt: Die beiden „Großtheoreme ge¬ 
sellschaftlicher Veränderung“ im linken 
Denken, Reform und Revolution, seien 
„beide unterschiedlich, doch gleicherma¬ 
ßen an ihre historischen Grenzen gesto¬ 
ßen^...) Durchaus sind sie gescheitert 
an ihrem eigenen Anspruch, die Welt auf 
Dauer und unumkehrbar von Ausbeu¬ 
tung und Unterdrückung zu befreien.“ 


Eine überzeugende Begründung da¬ 
für, das die Begriffe „Revolution“ und 
„Reform“ heute nicht mehr anwendbar 
seien, gibt es nicht. Denn sie vergisst da¬ 
bei, dass es sich eben nicht nur um „Ide¬ 
en“ bzw. theoretische Konzepte handelt. 
Diese Begriffe spiegeln zunächst allge¬ 
meine Merkmale (Eigenschaften, Bezie¬ 
hungen) objektiv realer Geschichtspro¬ 
zesse wider. 

Ein Einschub: Revolutionen sind 
Ausdruck objektiv-realer, radikaler ge¬ 
sellschaftlicher Umbrüche. Der Revo¬ 
lutionshegriff orientiert auf die grund¬ 
legende Veränderung der bestehenden 
gesellschaftlichen Verhältnisse, auf den 
Prozess der Ablösung einer bestehenden 
und die Entstehung einer neuen Gesell¬ 
schaft, in dem Menschen in Bewegung 
geraten, die mit den bestehenden öko¬ 
nomischen, sozialen und politischen Ver¬ 
hältnissen brechen wollen. Der Revolu¬ 
tionsbegriff ist also ein Begriff, der ei¬ 
nen grundlegenden qualitativen Wandel 
in der gesellschaftlichen Entwicklung 
durch das aktive Handeln der Menschen 
kennzeichnet, die „Geschichte machen“. 
Ist das heute veraltet? 

Transformationsbegriff... 

Aber warum soll an die Stelle revolu¬ 
tionstheoretischen Denkens das Nach¬ 
denken über „Transformation“ treten? 
Ist „Transformation“ nur ein Modewort, 
oder hat das etwas damit zu tun, dass 
hier Stränge zum Marxismus gekappt 
werden? 

Doch man muss hier behutsam sein, 
denn auch die Beiträge des Schwer¬ 
punkts „Transformationsdebatte - ak¬ 
tuelle Aspekte“ verweisen darauf, dass 
nicht alle Linken, die über „Transforma¬ 
tion“ reden, Gleiches meinen. Manche 
unterscheiden nämlich durchaus „revo¬ 
lutionäre“ und „reformerische Transfor¬ 
mationen“ und verweisen mittel- oder 
unmittelbar auf die marxistische Revo¬ 
lutionstheorie. Auch Kossok sprach im 
Zusammenhang von Revolution und 
Reform von „zwei Haupt- oder Grund¬ 
varianten gesellschaftlicher Transfor¬ 
mation: entweder durch die Revolution 
oder auf reformerischen Wege“ (siehe 
ebenda), wobei Revolutionen eben Aus¬ 
druck radikaler gesellschaftlicher Um¬ 
brüche sind, vermied aber die Dopplung. 

„Transformation“ bedeutet allge¬ 
mein „umformen“, „verwandeln“. Was in 
der Mathematik oder Physik eine klare 
Bedeutung hat, ist bezogen auf die Ge¬ 
sellschaft - wie die Literatur zeigt - aus¬ 
deutbar. Man muss schon genau definie¬ 
ren, was man damit meint. „Transforma¬ 
tion“ ist ein sehr schwammiger Begriff. 

Christina Kaindl meint, Transforma¬ 
tion sei ein relativ neuer Begriff in der 
linken Theorie- und Strategiebildung. 
„Das Problem, das er zu fassen versucht, 
ist dagegen alt, mindestens so alt wie der 
, Revisionismusstreit’: Wie lässt sich der 
Übergang in eine andere Gesellschaft, 
eine andere Zukunft denken und gestal¬ 
ten? Woran lässt sich ansetzen, was muss 
zerschlagen werden, was sind die Ele¬ 
mente einer zukünftigen Gesellschaft, 
die im Schoße der alten entstehen?“ 
Dass ein Bruch mit dem Bestehenden 
nötig ist, ist auch für sie klar. 

Braucht man dafür wirklich neue 
Begriffe? Die Gefahr besteht darin, zu¬ 
gleich vieles vom bisherigen weiteren 
theoretischen (marxistischen) „Inven¬ 
tar“ mit zu entsorgen. 

... und -forschung 

Im Beitrag von Reusch und Goldberg 
„Reformalternative und Transformati¬ 
onsdebatte“ analysieren beide die Trans¬ 
formationsvorstellungen von Dieter 
Klein, Michael Brie und anderen und 
verweisen auf wesentliche Defizite. Ihr 
Ausgangspunkt ist - mit positivem Be¬ 
zug auf die „Reformalternative“: „Eine 
systemkritische und politikfähige Linke 
muss angesichts der bestehenden nati¬ 
onalen und internationalen Kräftever¬ 
hältnisse auf demokratische, soziale, 
friedenssichernde und ökologische Re¬ 
formen innerhalb des kapitalistischen 
Systems orientieren. Erst im Kampf für 
solche Veränderungen kann es über¬ 
haupt in den Bereich des Möglichen 


rücken, die Überwindung des Kapita¬ 
lismus auf die Tagesordnung zu setzen.“ 

Leisten zumindest das die Transfor¬ 
mationsforscher um Dieter Klein? 

Jürgen Reusch und Jörg Goldberg 
argumentieren (wie auch Michael Zan¬ 
der) fundiert zu einer ganzen Reihe von 
Punkten. Dazu gehören - um nur einige 
zu nennen: 

★ Sie kritisieren, dass die Transformati¬ 
onsforscher der Rosa-Luxemburg-Stif- 
tung sich auf Karl Polanyi beziehen, der 
„für die Transformationstheoretiker eine 
Schlüsselrolle“ spielt. Auch wohl in der 
Sozialismusauffassung. Von ihm stamme 
nicht nur der Begriff der „Großen Trans¬ 
formation“, den dieser für den Übergang 
zum industriellen Kapitalismus verwen¬ 
det, „sondern auch dessen Verständnis 
als ,eine Marktwirtschaft (...), ein öko¬ 
nomisches System, das ausschließlich 
von Märkten kontrolliert, geregelt und 
gesteuert wird 4 (...) 44 

Die Frage des gesellschaftlichen Ei¬ 
gentums, der in den Produktionsver¬ 
hältnissen und der Produktionssphäre 
wurzelnden Machtverhältnisse und der 
Wechselbeziehungen zwischen Produk¬ 
tions- und Zirkulationssphäre spielt 
demgegenüber für das Gesellschaftsden¬ 
ken Polanyis keine zentrale Rolle. 

★ Zander kritisiert, dass sich der Begriff 
der Transformation bei Dieter Klein auf 
höchst unterschiedliche gesellschaftliche 
Prozesse beziehe. Der Begriff werde für 
Systembrüche wie für Veränderungen 
innerhalb des Kapitalismus verwendet. 

★ Die Kapitalismusanalyse ist unzu¬ 
reichend (siehe auch oben). - Zander 
beanstandet, dass die Datengrundlage 
und die Methoden der Identifizierung 
von Trends in der Gesellschaft unklar 
bleiben. Er wünscht sich die „Durch¬ 
leuchtung“ der Widerspruchskonstel¬ 
lationen in der heutigen Gesellschaft 
in ihrer „ganzen Vielfalt und Kompli¬ 
ziertheit“. 

★ Im Zusammenhang mit möglichen 
Umbrüchen tauche immer wieder die 
Formulierung „gegen Profitdominanz“ 
auf, Reusch und Goldberg verweisen 
(unter Berufung auf den marxistischen 
Imperialismusforscher Horst Heininger) 
darauf, dass es aus Sicht der marxisti¬ 
schen politischen Ökonomie nicht ein¬ 
fach um Profite großer kapitalistischer 
Konzerne gehe, „sondern ist das ,einzig 
Entscheidende ..., ob der Profit das vor¬ 
herrschende, regelnde Prinzip ökono¬ 
mischer Entwicklung ist oder nicht.’ So 
lange also kapitalistisches Eigentum die 
herrschende Eigentumsform ist, bleibt 
die ,Profitdominanz 4 als Zielstellung 
und regelndes Prinzip wirtschaftlicher 
Entwicklung erhalten. Soll,Profitdomi¬ 
nanz’ eingeschränkt oder überwunden 
werden, muss das mit Eingriffen in die 
kapitalistischen Eigentumsverhältnisse 
verbunden’ sein (...).“ 

★ Es fehlt die konkrete Analyse der ka¬ 
pitalistischen Klassen-, Macht- und In¬ 
teressenkonstellationen. Gesellschaft¬ 
liche Konflikte werden kaum konkret 
benannt. 

★ Die möglichen Gegenkräfte bleiben 
unbestimmt: Es gäbe kein „fixierbares 
Subjekt“ der Veränderung wie einst die 
Arbeiterklasse (Reißig), an deren Stel¬ 
le träten „plurale Kräfte“ (Reißig), die 
durch ein „Mitte-Unten-Bündnis“ (Brie) 
formiert werden können usw. Michael 
Zander meint, Brie u.a. würden die Lin¬ 
ken nur in der „Mitte“ (der Gesellschaft) 
wahrnehmen. Er kritisiert den Begriff 
der „Mosaik-Linken“ (Brie mit Bezug 
auf Hans-Joachim Urban). Linke Partei¬ 
en kommen in der Literatur zur Trans¬ 
formationsforschung eher selten vor. 

★ Es fehle überhaupt in diesem Trans¬ 
formationskonzept die Zuspitzung auf 
zentrale Bruchpunkte, „die die gesell¬ 
schaftsverändernden Kräfte interventi¬ 
onsfähig machen könnten, wo Mobilisie¬ 
rung möglich und wahrscheinlich wird“. 

Es lohnt sich, die Beiträge zu le¬ 
sen, Anregungen aufzunehmen, aber 
sich auch auseinanderzusetzen. Bei al¬ 
ler Unterschiede und auch der unglei¬ 
chen Sicht auf die Geschichte (Rolle der 
„Reformalternative“): Die Belebung der 
streitbaren Debatte unter Marxistinnen 
und Marxisten ist dringend nötig. 



Nischni-Nowgorod, Blagowecki-Platz, Oktober 1917: Auftakt der revolutionären 
Aktionen vor Ort. 
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Schlag-Worte 

Im Zusammenhang der Erinnerung an 
das KPD-Verbot vor 60 Jahren und die 
Hetzjagden auf Kommunistinnen und 
Kommunisten bis hin zu den Berufsver¬ 
boten taucht die „freiheitlich-demokra¬ 
tische Grundordnung“ bis heute auf und 
wird als Keule gebraucht. Ein neueres 
Wortungetüm dieser Art und von der 
CSU in Umlauf gebracht ist der „abend¬ 
ländisch-christliche Kulturkreis“. Jetzt 
geht es weniger gegen Andersdenkende 
und -handelnde, sondern um ideologi¬ 
sche Grenzsicherung und die Eindäm¬ 
mung der vorher selbst geschaffenen 
Angst- und Wutpotentiale. 

Ein bisschen nachgefragt: Was hat das 
Christentum in 2000 Jahren im „Abend¬ 
land“ an Werten und Aufforderungen 
zum Handeln vorgeschlagen und produ¬ 
ziert? Nach den dumpfen tausend Jahren 
des Mittelalters, in denen sich nichts an 
Entwicklung zu Humanität und Freiheit 
verfolgen lässt, half arabisch-muslimische 
Kunst und Wissenschaft der Renaissance 
auf die Beine. Ohne sie wären Toleranz, 
eine erste Vorstellung von Persönlich¬ 
keit und freiem Willen, die Trennung von 
Wissenschaft und Religion nicht denk¬ 
bar. Jahrhunderte später waren es jüdi¬ 
sche und/oder atheistische Philosophen 
und Künstler, die die Aufklärung bis zu 
den Werten der Französischen Revoluti¬ 
on entwickelten, christliche Denker und 
Potentaten sind bei einer Spurensuche 
zum „Abendland“ kaum zu finden. Na¬ 
türlich sind solche Schlag-Worte von ih¬ 
ren Urhebern und Nachbetern nicht dazu 
gedacht, ernsthafte Debatten zu führen, 
vielmehr soll Kritik an politischem Han¬ 
deln und eigenständigem Denken mit sol¬ 
chen Keulen plattgemacht werden. 

Auch ein Manifest 

Der Bayerische Lehrer- und Lehrerin¬ 
nenverband hat dieser Tage ein von ihm 
so genanntes „Manifest Haltung zählt“ 
veröffentlicht. In der Tradition bekann¬ 
ter römischer Schreiben, die gerne mit 
„In großer Sorge“ beginnen, formuliert 
dieser Verband seine Sicht. Er konsta¬ 
tiert eine Aggressivität der Sprache, des 
Hasses, der Geringschätzung und Dis¬ 
kriminierung. Er beobachtet, wie die 
Gesellschaft gespalten und Menschen 
aufgehetzt werden. Die Schuldigen da¬ 
ran seien extreme Gruppierungen und 
Repräsentanten der Rechtspopulisten 
und der Rechtsextremen. Der Lösungs¬ 
vorschlag dieser Lehrerinnen und Lehrer 
lautet, sich nicht einschüchtern zu lassen, 
die Gesellschaft zu schützen und die De¬ 
mokratie zu bewahren. 

Man schüttelt den Kopf ob solcher 
Naivität. Eingestanden sei, dass der Ver¬ 
band davor zurückschreckt, die tatsächli¬ 
chen Urheber mit Namen und Hausnum¬ 
mern zu nennen, aber muss es deshalb 
so ein Larifari sein? Unsere Kinder und 
Kindeskinder vertrauen wir einem Per¬ 
sonal an, das die Grundbedingungen ex¬ 
akten Herangehens nicht erfüllt, obwohl 
sie sicher in ihren Schulklassen genau 
dies einfordern. Bei allem Zugeständnis, 
dass sie es ja gut gemeint haben, aber bei 
Brecht heißt es „Das Gegenteil von Gut 
ist nicht Böse, sondern gut gemeint“. 

SPD-Liebling der Woche 

Nachdem der langjährige und hoch ge¬ 
schätzte Intendant des Berliner Staats¬ 
balletts, Vladimir Malakhov, geschasst 
worden war, ging man im Roten Rat¬ 
haus auf Suche und wurde fündig: Ein 
Hätschelkind der Erregungs- und Event¬ 
kultur, die Choreographin Sasha Waltz, 
übernimmt den Job gemeinsam mit Jo¬ 
hannes Öhmann, der für den Alltagsbe¬ 
trieb und besonders für die Finanzen zu¬ 
ständig sein wird. 

Die Einstudierungen der Sasha Wal¬ 
tz wurden gerne spektakulär angekün¬ 
digt, gingen aber danach ins Archiv, da 
oft eher voyeuristisch und populistisch. 
Für die Regierenden in Berlin inklusive 
Schickeria hat Sasha Waltz ihre Meriten 
und ihre nunmehrige Belohnung durch 
eine andere „künstlerische“ Präsentation 
verdient: Sie zeichnet verantwortlich für 
den preisgekrönten Entwurf des „Frei- 
heits- und Einheitsdenkmals“ zu Berlin. 
Wer sich erinnert: Das sieht aus wie eine 
überdimensionale Wippe oder Schaukel, 
soll begehbar sein und uns ein Gefühl für 
Ausgleich der Interessen, für Miteinan¬ 
der geben. Herbert Becker 


Chronist des Widerstands 

Christian-Geissler-Werkausgabe und Arbeitstagung in Berlin 



Im Verbrecher-Verlag erscheint eine Christian-Geissler- Werkausgabe - lie¬ 
ferbar sind bisher der Roman „Wird Zeit, dass wir leben“, der Doppelband 
„Schlachtvieh/Kalte Zeiten“ und, soeben erschienen,„Das Brot mit der Feile“. 
Vom 6.-8. Oktober 2016 veranstaltet die Christian-Geissler-Gesellschaft mit 
dem Literaturforum im Brechthaus Berlin eine Arbeitstagung über den Autor. 
Infos: http://christian-geissler.net und http://lfbrecht.de/ 


C hristian Geissler wollte dazugehö¬ 
ren - aber er war auch ein Zerris¬ 
sener. Das fing in seiner Kindheit 
in den 1930er Jahren an: der liebevolle 
Vater steckte ihn in eine HJ-Uniform, 
die Mutter begleitete er zum Bahnhof 
Dammtor, wo sie sich von ihren jüdi¬ 
schen Freunden verabschiedete, die das 
Land noch früh genug verlassen konn¬ 
ten. Später erfuhr er vom Schicksal sei¬ 
ner beiden Onkel: Alfred und Heinrich 
Kurella. Die beiden Kommunisten wa¬ 
ren ins Exil nach Moskau gegangen. 
Heinrich wurde dort im Oktober 1937 
erschossen. Alfred kehrte 1954 in die 
DDR zurück und wurde dort führender 
Kulturfunktionär. 

Dazugehören? Wozu? Wer ist die 
Partei?, diese Fragen beschäftigen 
auch Robert Beck, einen Kommunis¬ 
ten im Roman „Das Brot mit der Feile“. 
Beck war schon beim Hafenarbeiter¬ 
streik 1955 dabei, soll in Hamburg die 
Kämpfe organisieren, seine Direktiven 
erhält er aber aus dem fernen Ost-Ber¬ 
lin. „Wir im Betrieb. Das ist die Partei“, 
so lautet Becks Resümee, legt sich mit 
der Leitung an und wird an den Rand 
gedrängt. 

„Da ist kein kluger freundlicher 
Platz zwischen Mündungsfeuer und 
Aufschlag“, heißt es in Geisslers Roman 
„Wird Zeit, dass wir leben“ (1976). Der 
Roman geht zurück in die Zeit des Ham¬ 
burger Aufstands und erzählt vom Jahr¬ 
zehnt bis Weihnachten 1933. Entweder - 
oder. Den Platz dazwischen gibt es nicht. 
Am Ende des Romans gelingt es einer 
Gruppe von Genossen, den KP-Funkti- 
onär Schlosser aus der Haft zu befreien. 
Der Roman ist inspiriert von den realen 
Erfahrungen des Genossen und Polizis¬ 
ten Bruno Meyer, der 1934 denVersuch 
unternommen hat, Fiete Schulze und Et- 
kar Andre aus der Nazi-Haft zu befrei¬ 
en. Bei ihm ging die Sache schief. Mey¬ 
er kam dafür selbst ins KZ, 1952 war er 
kurz Sekretär für Agit-Prop des Bezirks 
Waterkant, dann endete seine Parteikar¬ 
riere abrupt in den Auseinandersetzun¬ 
gen um Titoismus und Abweichlertum. 
Später trat er der DKP bei und enga¬ 
gierte sich im Ku¬ 
ratorium der Ge¬ 
denkstätte Ernst 
Thälmann. Hatte 
Meyer damals im 
Auftrag der KPD 
gehandelt oder ge¬ 
gen deren Willen? 

Seine auf Tonband 
erhaltenen Erinne¬ 
rungen (zitiert im 
Nachwort der Neuausgabe) legen das 
zweite nahe - vielleicht hat er deshalb 
später nie darüber gesprochen. 

Christian Geissler, geboren 1928, hat 
sich in den 1960er Jahren für die Partei 
entschieden. 1960 hat er seinen ersten 
Roman - „Anfrage“ - veröffentlicht. 
„Wo war Ihr Herr Vater am 9. Novem¬ 
ber 1938, nachts?“ - so genau will sein 
Protagonist Köhler es wissen. Er arbeitet 
als Assistent im Physikalischen Institut 
der Uni und recherchiert die „Arisie¬ 
rung“ des Gebäudes, in dem es unter¬ 
gebracht ist. Er will herausbekommen, 
wer mitgemacht und von der Judenver¬ 
folgung profitiert hat, wie sich die Schul¬ 
digen in der Nachkriegsgesellschaft 
um ihre Verantwortung drücken. Nach 
„Anfrage“ schrieb Geissler den Roman 
„Kalte Zeiten“: ein Freitag im Leben 
eines jungen Arbeiterpaares Ahlers in 
Hamburg-Wilhelmsburg. Sie sind keine 
Kämpfer, passen sich an, wollen teilha¬ 
ben am Wirtschaftswunder. Warum ver¬ 
spielen sie ihren Traum vom Glück und 
verraten ihre Zukunft, so wie es dreißig 
Jahre vorher die Mitläufer der NSDAP 
getan haben? Mit seiner in der DDR er¬ 
schienenen Reportage „Ende der Anfra¬ 
ge“ (1966) über ein SS-Heim in Öster¬ 
reich gibt Geissler es auf, Antworten von 
der Nachkriegsgesellschaft zu erwarten. 
Längst engagierte er sich in der Oster¬ 
marschbewegung, im Kampf gegen Re¬ 
militarisierung und Notstandsgesetze. Er 
wurde Redakteur des KPD-nahen „Kür¬ 
biskern“, trat der KPD bei. Von jetzt an 
richteten sich seine Fragen an seine Ge¬ 
nossinnen und Kampfgefährtinnen: Wer 


bedroht uns? Gegen wen kämpfen wir? 
Wie führen wir den Kampf? 

Von dieser Politisierung in den 1960er 
Jahren erzählt der Roman „Das Brot 
mit der Feile“ (1973). Geissler knüpft 
an „Kalte Zeiten“ an, gibt dem Arbei¬ 
ter Ahlers Her¬ 
kunft, Geschichte 
und ein Umfeld: 
Er lebt bei der 
Großmutter, weil 
seine Mutter von 
einem SS-Mann 
erschossen wor¬ 
den ist, als sie als 
Rotkreuzschwes¬ 
ter Juden in einem 
Eisenbahnwaggon etwas zu trinken brin¬ 
gen wollte. Dann sind da seine Kumpel, 
halbstarke Rabauken, Draufgänger aus 
der Nachbarschaft und die Kameraden 
bei der Bundeswehr, ein französischer 
Soldat, der ein ziemlich realistisches Bild 
vom Kolonialkrieg in Algerien gibt. Da 
ist seine Freundin Rita, seine erste gro¬ 
ße Liebe, mit ihrer Verwandtschaft, die 
weit ins linke, kommunistische Umfeld 
reicht; ein Armenarzt, der schwarz eine 
Gangsterbande behandelt, die Kollegen 
an den verschiedenen Arbeitsstellen, un¬ 
ter ihnen der Kommunist Beck. Als Aus¬ 
hilfsfahrer lernt Ahlers „Aneken 104“ 
kennen, eine an Ulrike Meinhof ange¬ 
lehnte Figur, die über den Widerstand 
von Frauen schreibt. Später kommt der 
NDR-Journalist Proff dazu, das Alter 
ego des Autors. Was die Figuren eint, ist 
der Druck von außen, von oben. Sie sind 
abhängig, erleben die herrschende Ge¬ 
walt handfest real oder „strukturell“. Für 
Ahlers wird sie verkörpert durch Ober¬ 
leutnant Ratjen, seinen Ausbilder bei 
der Bundeswehr, später Bauunterneh¬ 
mer und sein Chef, der ihn korrumpiert, 
protegiert und auspresst wie eine Zitro¬ 
ne. Geissler-Leser kennen Ratjen schon 
aus „Kalte Zeiten“, in „Wird Zeit, dass 
wir leben“ spielt sein Vater eine ähnliche 
Rolle. Das ist nur ein Beispiel, wie Geis¬ 
sler von Roman zu Roman ein breit ge¬ 
fächertes Figurengeflecht entwickelt, mit 
dem er gleichsam durch die Zeit geht, 
zum Chronisten wird. 

Auf die Gewalt von oben reagieren 
seine Figuren ganz unterschiedlich: mit 
Hass und Wut, mit Opportunismus und 


Widerstand, mit Organisation: KPD. 
Geissler nimmt all diese Wege ernst, die 
Erfahrungen der einzelnen Figuren sind 
authentisch. Die Leserinnen sind mit¬ 
tendrin, die Schreibweise fordert ihnen 
eine eigene Haltungen ab. Das zeichnet 
Geisslers Prosa insgesamt aus: Er erzählt 
nicht, wie es geht, wie es richtig ist, son¬ 
dern bleibt ein Fragender, öffnet in sei¬ 


ner Poetologie des Widerstands einen 
Raum, in dem seine Leserinnen ihre ei¬ 
genen Schlüsse ziehen müssen. 

Als Kurt Bachmann im Septem¬ 
ber 1968 die Konstituierung der DKP 
bekannt gab, war dies für die meisten 
Genossinnen der illegalen KPD eine 
Überraschung. Für viele auch die Tatsa¬ 
che, dass sich die DKP auf das Grundge¬ 
setz der BRD verpflichtete, das „Grund¬ 
gesetz des Eigentums“, wie Geissler es 
nannte. Er verließ die Partei, sympathi¬ 
sierte mit der RAF und rückte die Frage 
nach einer politischen Gewalt von unten 
ins Zentrum seines Schreibens, einer Ge¬ 
walt, die als ultima ratio auf die Gewalt 
von oben reagiert. Der Roman „kama- 
latta“ begleitet seine Figuren durch die 
1970er Jahr - erzählt das Jahrzehnt aus 
der Perspektive des Scheiterns. So wie 
Peter Weiss seine „Ästhetik des Wider¬ 
stands“ aus der Perspektive von Plöt¬ 
zensee geschrieben hat, schreibt Geis¬ 
sler „kamalatta“ aus der Perspektive 
von Stammheim. Was haben wir falsch 
gemacht? 

Bei Geissler bildeten politisches 
Handeln und Schreiben eine Einheit. Er 
hat neben seinem Romanen auch Ge¬ 
dichte und Hörspiele geschrieben, ist als 
politischer Redner aufgetreten und war 
auch an einem Stück Fernsehgeschichte 
beteiligt: Als der Brecht-Schüler Egon 
Monk für den NDR das Format des 
Fernsehspiels „erfand“, wählte er Geis¬ 
slers „Anfrage“ aus, um die Reihe 1961 
mit einem Paukenschlag zu eröffnen. 
Geissler wurde Hausautor des NDR, 
verfasste Fernsehspiele (u.a. „Schlacht¬ 
vieh“ und „Wilhelmsburger Freitag“) 
und ab 1969 zahlreiche Dokumentar¬ 
filme. Mit dem Roman „kamalatta“ ge¬ 
riet er zunehmend in die Isolation, als 
er 2008 in Hamburg starb, war er fast 
vergessen. 

Die Christian-Geissler-Gesellschaft, 
zu deren Gründungsmitgliedern Diet¬ 
mar Dath, Georg Fülberth, Doris Ger- 
cke, Sabine Peters und Michael Wil¬ 
denhain gehören, will das Werk dieses 
bedeutenden Autors wieder zugänglich 
machen und eine Diskussion darüber 
anregen, welcher Stellenwert und wel¬ 
che Aktualität ihm heute zukommt. 

Detlef Grumbach 


Kai Degenhardt 

Er bezeichnet sich selbst als politischer 
Liedermacher - was sonst -, und stellt 
sich damit in die Tradition des Gen¬ 
res, welche das deutschsprachige Lied 
in den 60er Jahren des letzten Jahr¬ 
hunderts erst wieder singbar mach¬ 
te. Nämlich durch eine textlich kla¬ 
re antifaschistische Haltung und eine 
selbstverständliche Bezugnahme auf 
das konkret Gesellschaftliche und die 
darin wirkenden Herrschaftsverhält¬ 
nisse. Ein Ansatz, der heute wieder 
besonders aktuell anmutet, da der eu¬ 
ropaweite Aufmarsch rechter Parteien 
und Bewegungen den Faschismus als 
äußerstes Mittel zur Rettung bürgerlicher Herrschaft in der Krise wieder als 
reale Option erscheinen lässt. 

Kai Degenhardt - Sohn und langjähriger musikalischer Mitstreiter der 2011 
verstorbenen Liedermacher-Legende Franz Josef Degenhardt - spielt in sei¬ 
nem aktuellen Programm zudem viele Lieder aus dem „Familien-Fundus“ 
wie er das selbst nennt; dem guten alten Degenhardt also. Aus den „guten al¬ 
ten Zeiten“, in denen alte und neue Nazis wieder in westdeutsche Parlamente 
einzogen, August der Schäfer die „Wölfe mitten im Mai“ hörte, während der 
Fremdarbeiter und Wirtschaftsasylant „Tonio Schiavo“ sein Paradies in Herne 
suchte und die Schmuddelkinder die geschichtsvergessenen Aufsteiger- und 
Leistungsträgerhoffnungen der Adenauer-Wohlständigkeit in den Kaninchen¬ 
ställen zersägten. Lieder, die auf fast unheimliche Weise heute wieder von er¬ 
schütternder Aktualität sind. Diese verblüffende Brisanz sowie der Verschnitt 
des alten Materials mit seinen eigenen Songs aus dem neoliberalen Hier und 
Jetzt sorgen dafür, dass - trotz allem Wiedererkennungseffekt - keine falsche 
Nostalgie aufkommt, vielmehr eine bewusste Konnotation mit den herrschen¬ 
den Zuständen stattfindet. 

Lieder gegen den rechten Aufmarsch - 
von damals und 
von dieser Zeit - 

Samstag, 17. September 2016 
Polittbüro - 20.00 Uhr 
Steindamm 45,20 099 Hamburg 
Eintritt: i5,-/erm. 10,- Euro 



Von jetzt an richteten sich 
seine Fragen an seine 
Genossinnen und Kampf¬ 
gefährtinnen: Wer bedroht 
uns? Gegen wen kämpfen 
wir? Wie führen wir 
den Kampf? 
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Betrieb und Gewerkschaft 


unsere zeit m 


Mehr Personal erstreiken 

Die Frage der Personalbemessung im Gesundheitswesen ist von strategischer Bedeutung. 
Rede von Olaf Harms auf dem gewerkschaftspolitischen Forum der DKP 



I n 200 Krankenhäusern führte ver.di 
im Jahr 2013 einen Personalcheck 
durch. Das Ergebnis der Beschäftig- 
tenbefragung ist so erschütternd wie 
eindeutig: hochgerechnet auf die Ge¬ 
samtzahl der Beschäftigten und Kran¬ 
kenhäuser fehlen bundesweit 162 000 
Vollzeitstellen, das sind knapp 20 Pro¬ 
zent aller Vollzeitstellen in Kranken¬ 
häusern in Deutschland. Auf die Pflege 
entfallen 70 000, unter allen anderen 
Dienstarten, also zum Beispiel im ärzt¬ 
lichen Dienst, im medizinisch-techni¬ 
schen Dienst oder in der Haustechnik 
92 000 Stellen. 

2015 besuchte ver.di 237 Kranken¬ 
häuser mit insgesamt etwa 2 800 Be¬ 
reichen, in denen regelmäßig Nacht¬ 
dienst geleistet wird, damit wurden 
etwas mehr als 11 Prozent aller Kli¬ 
niken erreicht. Und auch hier sind die 
Ergebnisse mehr als erschreckend. Auf 
fast 56 Prozent der Stationen arbeitete 
eine Fachkraft allein, sie musste durch¬ 
schnittlich 25 Patientinnen versorgen. 
Knapp 60 Prozent der Beschäftigten 
zeigten auf, dass durch mehr Perso¬ 
nal gefährliche Situationen hätten ver¬ 
hindert werden können. Mehr als drei 
Viertel aller Befragten gaben an, in der 
letzten Nachtschicht keine ungestörte 
Pause gehabt zu haben. Und auch der 
Fachstandard, dass eine Fachkraft in 
der Intensivpflege zwei Patientinnen 
betreut, wird nur auf wenigen Intensiv¬ 
stationen (8 Prozent) eingehalten. Auf 
rund 92 Prozent der Stationen musste 
eine Pflegekraft drei und mehr Patien¬ 
tinnen betreuen. 

Nur wenige Monate alt ist die ak¬ 
tuellste Untersuchung. Hier wurden 
die Beschäftigten in 295 Krankenhäu¬ 
sern zum Thema Überstunden befragt. 
Das Ergebnis: Die Beschäftigten in den 
Krankenhäusern schieben 35,7 Millio¬ 
nen Überstunden vor sich her, also 32,5 
Überstunden pro Person. Ursache ist 
ein Personalmangel, der dazu führt, 
dass zur Aufrechterhaltung der Versor¬ 
gung im Durchschnitt vier Überstun¬ 
den pro Beschäftigten schon im Voraus 
in die Dienstpläne eingestellt werden. 
Hinzu kommen zwölf unvorhersehba¬ 
re Überstunden pro Beschäftigten und 
Monat. Anders ausgedrückt: die Pflege¬ 
kräfte müssen 10 Prozent ihrer Arbeits¬ 
zeit Monat für Monat zu einem nicht 
planbaren Zeitpunkt erbringen. Ohne 
das zusätzliche Engagement des Pflege¬ 
personals würde das System Kranken¬ 
haus nicht mehr funktionieren. Nach 
Berechnungen von ver.di sind 17 800 
zusätzliche Stellen in den Krankenhäu¬ 
sern notwendig, um Überstunden dau¬ 
erhaft zu vermeiden. Gleichzeitig wird 
das Pflegestellenförderprogramm der 
Bundesregierung kritisiert, mit dem in 
den nächsten Jahren lediglich nur bis 
zu 6 200 zusätzliche Stellen finanziert 
werden sollen. 

System der 
Fallpauschalen: DRG 

Eine Ursache liegt in dem im Jahr 
2003/2004 eingeführten sogenann¬ 
ten DRG-System (Diagnosis Related 
Groups) bzw. den diagnosebezogenen 
Fallgruppen/Fallpauschalen. Diese Fall¬ 
gruppen werden gebildet durch medi¬ 
zinische sowie demographische Daten 
von Patienten im Zusammenhang mit 
den durchgeführten Tätigkeiten im 
Krankenhaus und sind Grundlage für 
die Abrechnung mit den jeweils zustän¬ 
digen Kostenträgern, letztlich ist es ein 
Klassifikationssystem für eine Fall-ba- 
sierte pauschalierte Abrechnung. 

Die Einführung dieses Systems hat¬ 
te letztlich zum Ziel, einen wesentli¬ 
chen Teil des Gesundheitswesens, hier 
die Krankenhäuser, markt- und wett¬ 
bewerbsfähig zu machen. Ein wesent¬ 
licher Bestandteil war das Ziel, den 
bis zu diesem Zeitpunkt vorhandenen 
Anstieg der Ausgaben nicht nur zu be¬ 
grenzen, sondern durch Wettbewerb 
der Krankenhäuser untereinander zu 
reduzieren. Dazu galt es, gesetzliche 
Regelungen zum Beispiel bei Perso¬ 


nalzahlen abzubauen sowie einen An¬ 
reiz zur früheren Entlassung zu bieten, 
oder anders ausgedrückt, die Verweil¬ 
dauer der Patientinnen im Kranken¬ 
haus zu verkürzen. Mithin sollten 
Überkapazitäten durch Bettenabbau 
und Krankenhausschließungen abge¬ 
baut und mehr Effizienz durch Kon¬ 
kurrenz untereinander erzielt werden. 
Um eine Konkurrenz zu ermöglichen, 
mussten einheitliche Fallgruppen defi¬ 
niert werden. Hinzu kommt, dass tat¬ 
sächlich nur erfolgte Behandlungen 
vergütet werden, nicht jedoch Vorhal¬ 
tekosten, wie zum Beispiel Raum- und 
Gerätekosten sowie Kosten der Ver¬ 
waltung. Bei diesen Fallgruppen bzw. 
Fallpauschalen handelt es sich noch um 
Festpreise, also nicht um Marktpreise. 
Tariferhöhungen, steigende Energie¬ 
kosten oder zusätzliches Verwaltungs¬ 
personal wirken sich nicht auf diese 
Festpreise aus. Die Folge ist, dass das 


Preisniveau nicht den tatsächlichen 
Behandlungskosten entspricht und 
damit zusätzlichen Druck zur Kosten¬ 
reduzierung, hier im Wesentlichen im 
Personalbereich, ausübt. 

Hinzu kommt der so genannte Kel¬ 
lertreppeneffekt, welche der Logik der 
DRGs entspricht. Diese werden auf der 
Grundlage der aktuellen Kosten einer 
geringen Anzahl von Referenz-Kran¬ 


kenhäusern errechnet. Krankenhäu¬ 
ser mit überdurchschnittlichen Kosten 
werden zur Absenkung ihrer Ausgaben 
gezwungen. Der größte „Kostenfaktor“ 
ist die Pflege und als Folge ein Perso¬ 
nalabbau. Wenn dann nach erfolgrei¬ 
chen Rationalisierungsmaßnahmen 
und Kostensenkungen die DRGs er¬ 
neut berechnet werden und im Preis 
sinken, bedeutet das wiederum, dass 
diese DRGs Maßstab werden und er¬ 
neut zu Kostensenkungen zwingen. 
So dreht sich die Spirale immer weiter 
nach unten zulasten von Beschäftigten 
und Patientinnen. 

Aus heutiger Sicht kann festgestellt 
werden, dass das Ziel der Begrenzung 
des Ausgabenanstiegs nicht erreicht 
wurde, im Gegenteil, die Ausgaben¬ 
steigerungen sind größer als vor der 
Einführung. 

Hingegen wurde die Verweildau¬ 
er erheblich verkürzt. Betrug sie noch 


im Jahre 1991 14 Tage, sind es im Jahre 
2014 nur noch 7,4 Tage, was einer nega¬ 
tiven Veränderung von rund 47 Prozent 
entspricht. Diese Verkürzung ist aber 
eben nicht patientengerecht, sondern 
nach ökonomischen Vorgaben ausge¬ 
richtet. Und auch die Effizienz konnte 
durch Konkurrenz gesteigert werden. 
Auch hierzu nur einige wenige Zahlen 
für den Zeitraum 1991 bis 2014. 


Hier können wir zwar einen Anstieg 
der Beschäftigtenzahlen von rund 6 
Prozent feststellen. Werden diese aber 
in Vollzeitäquivalente umgerechnet, 
so ergibt sich ein Rückgang von rund 
2 Prozent. Das bedeutet also nichts an¬ 
deres, als dass auch hier mehr und mehr 
Arbeitsverhältnisse in Form von Teil¬ 
zeit und Befristungen mit allen negati¬ 
ven Folgen Einzug halten. 

Diesem gering anmutenden Defizit 
steht aber eine gewaltige Steigerung 
der Fallzahlen von über 31 Prozent ge¬ 
genüber, also immer mehr Patientinnen 
werden von immer weniger Pflegekräf¬ 
ten betreut. 

Drei Formen der Privatisierung 

Eine andere Ursache für die eingangs 
erwähnten Untersuchungsergebnisse 
von ver.di liegt in der Privatisierung 
von Krankenhäusern. Hier können wir 
drei Formen unterscheiden: 

Erstens eine formale Privatisierung, 
bei der der Staat noch die öffentliche 
Trägerschaft besitzt bei einer weitge¬ 
henden Autonomie des Managements. 
Hier werden die Krankenhäuser unter 
eigenständige und (oft) private Rechts¬ 
formen gestellt. Im Zeitraum von 2002 
bis 2014 wuchs der Anteil der privat¬ 
rechtlich organisierten öffentlichen 
Krankenhäuser um über 50 Prozent 
(von 231 auf 350). 

Zweitens die Auslagerung von 
Dienstleistungen an andere Unterneh¬ 
men, sowohl extern an eine Fremdfirma 
als auch intern an ein Tochterunterneh¬ 
men. Im Zeitraum von 2004 bis 2007 
wurden in allen Krankenhäusern fol¬ 
gende beispielhaft genannte Bereiche 
outgesourct: die Reinigung mit über 
53 Prozent, Küche mit über 40 Prozent 
und Labore mit rund 27 Prozent. 

Und drittens die materielle Priva¬ 
tisierung, also der Verkauf öffentlicher 
Krankenhäuser an private Träger. Hier 
können wir zeitlich zwei Entwicklun¬ 
gen feststellen. Zum einen ab 1991 eine 
Privatisierungswelle vorwiegend in Ost¬ 
deutschland, die sich in einer zweiten 
Welle auf die ganze Bundesrepublik 
ausdehnte, wobei Kennzeichen dieser 
Welle vor allem die Privatisierung von 


großen Krankenhäusern bzw. die Über¬ 
nahme von oder Fusionen mit privaten 
Krankenhäusern ist. Betrachten wir 
uns die Zeitachse von 1991 bis 2014, so 
sind folgende Kennzahlen signifikant: 
1991 gab es 1110 Krankenhäuser in öf¬ 
fentlicher Hand und 358 private Kran¬ 
kenhäuser. Die Steuerung des Gesund¬ 
heitswesens und damit der staatlichen 
Daseinsvorsorge hatte damit auch auf¬ 
grund dieses Zahlenverhältnisses posi¬ 
tive Auswirkungen. Das hat sich grund¬ 
sätzlich verändert. So können wir im 
Jahre 2014 feststellen, dass sich zum ei¬ 
nen die Anzahl der Krankenhäuser um 
12,5 Prozent reduziert hat. Und auch 
das Verhältnis zwischen privat und öf¬ 
fentlich hat sich grundlegend geändert. 
So waren zu diesem Zeitpunkt nur noch 
589 Krankenhäuser unter staatlicher 
Trägerschaft, während die Anzahl der 
privaten auf 695 gestiegen ist. 

Doch neben den öffentlichen und 
privaten Krankenhäusern gibt es noch 
einen dritten Träger, nämlich die freige¬ 
meinnützigen Krankenhäuser. Von den 
insgesamt 1980 Krankenhäusern ent¬ 
fallen rund 35,2 Prozent (696) auf im 
Wesentlichen christliche Träger. 

Ursache für die Privatisierung war 
und ist die Unterfinanzierung von 
Krankenhäusern, verstärkt durch die 
Steigerung der Kosten im Gesundheits¬ 
wesen beispielhaft durch die Pharma- 
und Geräteindustrie und nicht zuletzt 
durch das Instrument der Schulden¬ 
bremse. Dies hatte einen kontinuierli¬ 
chen Rückgang der öffentlichen Kran¬ 
kenhausinvestitionen von 3,6 Milliar¬ 
den Euro in 1991 auf 2,8 Milliarden 
Euro in 2009 zur Folge. 

Hinzu kommt die Neuregelung der 
Krankenhausfinanzierung. Seit 1993 
wurde vom Kostendeckungsprinzip zu 
gedeckelten Budgets umgestellt und 
2003/2004 wurden die DRGs/Fallpau- 
schalen eingeführt. Folge war eine Zu¬ 
nahme defizitärer Krankenhäuser. 

Folgen von DRG und 
Privatisierung 

Die politisch gewollte und geförderte 
Ökonomisierung von Krankenhaus¬ 
leistungen hat Folgen, sowohl für die 
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Patientinnen als auch für die Beschäf¬ 
tigten, mithin für weite Teile der Arbei¬ 
terklasse. 

Die Steuerung des Gesundheitswe¬ 
sens, hier der Krankenhäuser, durch 
das Primat der Finanzen führt dazu, 
dass der ökonomisch rational handelt, 
der erstens möglichst wenig Kosten pro 
Fall produziert, denn dann ist der Ge¬ 
winn am höchsten; zweitens möglichst 
viele Fälle behandelt, bei denen ein Ge¬ 
winn sicher ist, und drittens möglichst 
Fälle vermeidet, bei denen ein Verlust 
wahrscheinlich ist. 

Patientinnen werden Mittel zum 
Zweck; überspitzt ausgedrückt: der 
Mensch wird zum bloßen Objekt, zur 
Ware. Nicht der medizinisch notwen¬ 
dige Bedarf steht im Vordergrund, son¬ 
dern das Ziel, Kosten zu reduzieren 
bzw. Profite zu erzielen. Das einzige In¬ 
teresse besteht darin, die Patientinnen 
entsprechend der geltenden Fallgrup¬ 
pen zu klassifizieren, entsprechend zu 
versorgen und pauschal abzurechnen. 
Das führt zwangsläufig zu kürzeren 
Krankenhausaufenthalten, oder mit 
anderen Worten ausgedrückt, zu bluti¬ 
gen Entlassungen. Die Fallpauschalen 
sind Basis für die Strukturierung aller 
Teilprozesse im Krankenhaus. Sie füh¬ 
ren in Fällen mit hohem pflegerischen/ 
therapeutischen Betreuungsbedarf zu 
Unterversorgung, weil dieser in den 
Fallpauschalen kaum abgebildet wird. 
Sie führen zu einer Fehlversorgung auf¬ 
grund von medizinisch nicht indizierten 
Fallzahlsteigerungen bei Operationen. 

Die Privatisierung von Kranken¬ 
häusern führt zu schlechteren Personal¬ 
schlüsseln von Ärzten/Pflegepersonal 
zu Patienten bis hin zur Gefährdung ei¬ 
ner wohnortnahen Versorgung, da nur 
die Krankenhäuser überlebensfähig 
sind, die Gewinn erwirtschaften. 

Für die Beschäftigten kann festge- 
stellt werden: 

Eine enorme Arbeitsverdichtung 
dadurch, dass mit weniger Personal 
mehr Patienten bei kürzeren Verweil¬ 
dauer gepflegt/betreut werden müs¬ 
sen. Durch die Kommerzialisierung 
wird das Krankenhaus zur Fabrik, in 
dessen Folge Arbeitsprozesse zerlegt 


(taylorisiert) werden und die Arbeit 
am und mit dem Menschen mehr und 
mehr einer Fließbandarbeit gleicht. 
Die Spaltung der Belegschaften wird 
durch Outsourcing und Leiharbeit, 
aber auch durch das Ausspielen von 
lukrativen zu defizitären Abteilungen 
bewusst und gewollt befördert. Der oh¬ 
nehin vorhandene Arbeitsdruck wird 
durch drohende Privatisierungen er¬ 


höht, was wiederum deutliche Auswir¬ 
kungen auf Tarifbindung und Tarifni¬ 
veau ausübt. Deutlich wird das darin, 
dass im Jahr 2007 nur 0,5 Prozent der 
öffentlichen Krankenhäuser keinen Ta¬ 
rifvertrag hatten, während es bei den 
privaten 24 Prozent waren. Wir können 
davon ausgehen, dass sich diese Zahlen 
bis zum heutigen Tag durch Tarifflucht 
nicht verbessert haben. 

Widerstand mit ökonomischer 
Wirkung: „Bettenstreik“ 

Vielen von uns ist der erfolgreiche 
Kampf der Belegschaft der Berliner 
Charite für mehr Personal bekannt. 
Dort ging es um weit mehr als nur eine 
„normale“ Tarifauseinandersetzung. 
Dieser Erfolg basiert im Wesentlichen 
auf Veränderung der Streiktaktik. 

Früher scheiterte die Mobilisierung 
für den Streik bzw. die Streikteilnah¬ 
me am Pflegeethos. Die Beschäftigten 
wollten sich zwar für die Verbesserung 
ihrer Arbeitsbedingungen einsetzen, 
dieses aber nicht zulasten von Pati¬ 
entinnen und Kolleginnen. Folge war 
dass im Wesentlichen die Operations¬ 
säle lahmgelegt worden sind und die 
gewerblichen Bereiche sowie Teile der 
Verwaltung gestreikt haben. Die Pfle¬ 
gekräfte selber fühlten sich in „Geisel¬ 
haft“ der Patienten. Streik im Kranken¬ 
haus war vor allem eine politisch-sym¬ 
bolische, weniger eine ökonomische 
Kampfform. Streik bedeutete, dass 
mittels einer Notdienstvereinbarung 
sich Gewerkschaften und Kapital da¬ 
rauf einigten, während des Streiks die 
Anzahl der Pflegekräfte auf Sonn- und 
Feiertagsniveau zu reduzieren. 

Das führte zur Erkenntnis, dass die 
Kolleginnen die Patientinnen nicht 
wegzaubern können, aber durch Schlie¬ 
ßen der Betten und Stationen die Pa¬ 
tientinnen wegstreiken können. Mittel 
war hier wieder eine Notdienstverein- 
barung. Sie enthielt die Ankündigung 
konkreter Streiks: bei einzelnen Betten 
mit einem Vorlauf von drei Tagen, bei 
ganzen Stationen mit einem Vorlauf 
von sieben Tagen. Das Kapital war nun 
in der Situation, nicht mehr mit dem 
Pflegeethos der Beschäftigten rechnen 


zu können, sondern einzelne Betten 
nicht zu belegen bzw. ganze Stationen 
zu schließen für den Zeitpunkt und 
Dauer der im Voraus angekündigten 
Streiks. Nach fünf Tagen Vollstreik wa¬ 
ren 1000 von 3300 Betten der Berli¬ 
ner Charite leergestreikt, 20 Stationen 
komplett geschlossen und 90 Prozent 
der Operationen fielen aus. Dieser Bet¬ 
tenstreik bescherte der Berliner Chari¬ 


te Belastungen in Höhe von etwa 500 
000 Euro pro Streiktag durch abgewie¬ 
sene Patientinnen und Patienten, auf¬ 
geschobene Operationen oder nicht 
ausgelastete Strukturen mit entspre¬ 
chenden Vorhaltekosten. Es entstand 
ökonomischer Schaden und das Kapi¬ 
tal war zum Einlenken bereit. 

Doch zunächst einmal mussten vor 
diesem Erfolg die Kolleginnen für die¬ 
se neue Streiktaktik gewonnen werden, 
damit sie sich daran beteiligen. Dazu 
wurden auf jeder Station und in jedem 
Team einzelne Kolleginnen als Tarif¬ 
beraterinnen gefunden, durchaus auch 
noch Nicht-Mitglieder der Gewerk¬ 
schaft. Diese Tarifberaterinnen sollen 
an jedem entscheidenden Punkt immer 
gemeinsam mit der Tarifkommission 
diskutieren, um durch eine gemeinsa¬ 
me Diskussion und enge Einbeziehung 
eine Abkoppelung der Gremien zu ver¬ 


meiden. So konnten jeweils konkrete 
Ergebnisse der Tarifkommission über 
die Tarifberaterinnen mit jedem Team 
rückgekoppelt und diskutiert werden. 

Last but not least war es notwen¬ 
dig, einen öffentlich zu erwartenden 
Druck auf die Kolleginnen zu vermei¬ 
den. Dieses gelang durch die Bildung 
eines politischen Bündnisses, in dem 
gesellschaftliche Akteure eingebun¬ 


den waren und den Streik von außen 
unter anderem auch medial positiv be¬ 
gleitet haben. 

Aufgrund der eingangs dargestell¬ 
ten erschreckenden Untersuchungser¬ 
gebnisse will ver.di jetzt für einen „Ta¬ 
rifvertrag Entlastung“ die Weichen für 
einen Arbeitskampf im Herbst diesen 
Jahres stellen. Die Kolleginnen und 
Kollegen bei der Berliner Charite ha¬ 
ben einen ersten wichtigen Erfolg er¬ 
rungen und wichtige Erfahrungen ge¬ 
sammelt. Dazu soll in den jeweiligen 
Tarifregionen die einzelbetriebliche 
Ebene verlassen und möglichst alle 
Krankenhäuser der Region mit ein¬ 
bezogen werden - eine wichtige neue 
Qualität, die das Ausspielen unterei¬ 
nander verhindern kann. Die Ausein¬ 
andersetzungen sollen durch Bildung 
von Bündnissen bzw. Netzwerken und 
unter Einbindung bekannter Persön¬ 
lichkeiten des öffentlichen Lebens vo¬ 
rangetrieben werden. Diese Bewegung 
soll einerseits die Tarifauseinanderset¬ 
zung der Gewerkschaft aktiv begleiten 
und andererseits das öffentliche Kli¬ 
ma positiv beeinflussen. Denn es geht 
letztlich nicht nur um eine gute Ge¬ 
sundheitsversorgung durch mehr Per¬ 
sonal, sondern auch darum, dass die 
sozialen Berufe endlich aufgewertet 
werden. Es ist doch nicht einzusehen, 
dass die Arbeit mit und die Herstel¬ 
lung von Dingen besser bezahlt wird 
als die Arbeit mit Menschen - hier ist 
doch mindestens ein Gleichstand her- 
zustellen, und dass wir uns nicht falsch 
verstehen, natürlich nach oben. 

Strategische Bedeutung 
der Personalbemessung 

Mit den Kämpfen um Personalbemes¬ 
sung wird endlich gefragt, wie viel Per¬ 
sonal für ein Gesundheitswesen not¬ 
wendig ist, das für Patienten und Be¬ 
schäftigte erforderlich ist - anstatt zu 
fragen, was sich rentiert. Ein wichtiger 
Schritt. 

Diese kommende Auseinanderset¬ 
zung und vor allem ein Erfolg durch 
Tarifvereinbarungen über Personal¬ 
bemessung kann Ausstrahlung auf vie¬ 
le andere Branchen haben. Die Frage 
nach Personalbemessung stellt sich 
doch auch dort. 

In den Krankenhäusern ist es die 
Anzahl der Patientinnen, für die eine 
Pflegekraft zuständig ist. Im Einzelhan¬ 
del ist es die Fläche der Quadratmeter, 
die ein Verkäufer zu betreuen hat. In 
der Versicherung oder dem Finanzamt 
ist es die Anzahl der Akten, die zu be¬ 
arbeiten sind. Im technischen Kunden¬ 
dienst ist es die Anzahl der Kunden, die 
zu betreuen sind. Die Beispiele ließen 
sich fortführen. 


Wenn es also gelingt, den Kampf um 
Personalbemessung in den Kranken¬ 
häusern zu gewinnen, dann gibt es reale 
und gute Chancen, dieses Beispiel auch 
in anderen Branchen mit entsprechen¬ 
den Tarifforderungen fortzuführen. 

Neben der Arbeitszeit (Dauer der 
Ausbeutung) und dem Lohn (Höhe des 
Mehrwerts) können wir mit dem The¬ 
ma der „Personalbemessung“ die In¬ 
tensität der Ausbeutung beeinflussen. 
Und letztlich dazu beitragen, dass die 
Kolleginnen und Kollegen ihre Frei¬ 
zeit und letztlich ihren Ruhestand er¬ 
reichen und genießen können. 

Letztendlich hängt es aber vom 
Stand der Erfüllung bisherigen Pla¬ 
nungen in ver.di ab: gelingt es, zumin¬ 
dest die meisten Krankenhäuser einer 
Region für die Tarifauseinandersetzung 
zu gewinnen? Und gelingt es, die Kol¬ 
leginnen und Kollegen von der neuen 
Streiktaktik zu überzeugen? Das sind 
die beiden entscheidenden Fragen. 

★ 

Mit unserem auf der dritten Tagung 
des Parteivorstands am 23./24.4.2016 
in Hannover beschlossenen Sofort¬ 
programms können wir auch inhaltlich 
eingreifen und unterstützen. Dort for¬ 
dern wir: 

„Wir brauchen den gemeinsamen 
Kampf für soziale Rechte und gegen 
die zerstörerische Konkurrenz auf 
dem Arbeitsmarkt. Arbeit ist genug 
da. Wir brauchen mehr Beschäftigte 
in Kindergärten, Schulen, Jugendzen¬ 
tren und im Gesundheitswesen und 
der Altenpflege. Schulen, Jugendzen¬ 
tren, Krankenhäuser und Wohnungen 
müssen instandgesetzt und neu gebaut 
werden.“ Diese Forderung konkreti¬ 
sieren wir, indem wir ein Investitions¬ 
programm zur Beseitigung des Sanie¬ 
rungsstaus bei Krankenhäusern von 4 
Milliarden Euro sowie die Schaffung 
von 162 000 Stellen in den Kranken¬ 
häusern fordern. Daran anschließend 
stellen wir die Möglichkeit der Finan¬ 
zierung durch unter anderem Umver¬ 
teilung aus dem Rüstungshaushalt dar. 

Wir können uns als Partei mit dem 
Sofortprogramm sowohl bei den an¬ 
stehenden Wahlen, ob nun Landtags¬ 
oder Bundestagswahlen, als auch bei 
der Unterstützung der Kolleginnen 
und Kollegen in den Krankenhäusern 
einbringen. Oder anders ausgedrückt: 
durch die Unterstützung der Kollegin¬ 
nen und Kollegen werben wir gleich¬ 
zeitig auch dafür, die DKP zu wählen, 
stellen uns zumindest als wählbare 
Alternative dar, die einen grundsätz¬ 
lichen Bruch mit den bestehenden Ei¬ 
gentumsverhältnissen will. 


Weniger Krankenhäuser, mehr 
Patienten, kürzere Verweildauer... 


Grunddaten der Krankenhäuser in Deutschland 

Krankenhäuser 


Patienten 






2.411 

1991 


1.979 

2014 


14.576.613 

1991 


19.135.865 

2014 


o Verweildauer 
in Tagen 


14,0 

1991 


A4 

2014 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Freihandel - Brexit - 
Arbeiterwanderung 

Was tun? 

Mit Beiträgen von: Wolfgang Reinicke-Abel, 
Freihandel als Fluchtursache ☆ Lucas Zeise, 
Offene Grenzen, die EU und Frau Merkels Po¬ 
litik ☆ Andreas Wehr, Der Brexit und die Mi¬ 
grationsfrage ☆ Klaus Stein, Historische Mi¬ 
grationsbewegungen ☆ Sebastian Woldorf, 
Geflüchtete im kommunalen Raum ☆ Patrik 
Köbele, Überlegungen zu Flucht und kommu¬ 
nistischer Politik ☆ Sofortprogramm der DKP. 

Weitere Themen: 60 Jahre KPD-Verbot ☆ Bun¬ 
deswehr-Weißbuch ☆ »Sonderlage dahoam« ☆ 
Türkei nach dem Putsch ☆ CETA/TTIP und die 
kommunale Daseinsvorsorge ☆ Dialektik von Re¬ 
form und Revolution ☆ Zur Frage der Nation ☆ 
Demokratischer Kampf und Leninismus 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 
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Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 
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1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 

Peter im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschaft. 

So wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, 
Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. 
Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obstbrennerei. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt es einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant: Dienstag Ruhetag 
Wir freuen uns auf Sie! Gasthof-Heimes-Team 
www.gastihof-heimes.de 


Bezirksmitgliederversammlung der DKP Baden- 
Württemberg mit Aufstellung einer Landesliste 
für die Bundestagswahlen 2017 

Samstag, 22. Oktober 2016, Beginn 11.00 Uhr, Siedler¬ 
heim Mannheim-Schönau, Bromberger Baumgang 8 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung der Bezirksmitgliederversammlung 

3. Bericht des Bezirksvorstandes 

4. Bericht des Parteivorstandes 

5. Diskussion 

6. Beratung und Entschließung des Antrags 
Kampagnenplanung Bundestagswahl 2017 

7. Vorstellung und Diskussion eines Wahlvorschlags 
für die Landesliste zu den Bundestagswahlen 2017 

8. Wahl der Landesliste für die Wahl zum Deutschen 
Bundestag 2017 

9. Beschluss weiterer Anträge 

10. Schlusswort 

Bitte denkt an euer Mitgliedsbuch. Im Vorfeld der BMV 
wird es ab 10.00 Uhr eine öffentliche Aktion in Mannheim 
geben. 

Bezirksvorstand der DKP Baden-Württemberg 



Freundschaftsgesellschaft Vietnam 

Reisen - Studieren - Helfen 


Bildungsreise Vietnam / Laos 
7 26.12.16-11.01.17 (2 Wochen) 
26.12.16 -16.01.17 (3 Wochen) 


www.fg-vietnam.de - fg-vietnam@t-online.de 


DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
lädt ein zur 

Bezi rksm itgl iederversam ml u ng 

Sonnabend, 24. September 2016 
„Kiek ln", Gartenstr. 32, Neumünster 
Beginn 10.30 Uhr. Ende 16.30 Uhr. 

Die BMV wird sich mit dem Eingreifen unserer Partei bei 
den Landtags- und Bundestagswahlen 2017 beschäftigen 
und Beschlüsse fassen. 

Ein Tagesordnungsvorschlag und weitere Unterlagen 
werden rechtzeitig verschickt. 

Kostenbeitrag für Verpflegung 10,- / 7,- Euro. 

Um Anmeldung wird gebeten. 

Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 


Die DKP-Hamburg lädt herzlich ein zur außer¬ 
ordentlichen Bezirksmitgliederversammlung. 

Tagesordnung: 

1. ) Eröffnung und Begrüßung 

2. ) Konstituierung 

3. ) Referat des Bezirksvorsitzenden 

4. ) Diskussion und Beschlussfassung zu Anträgen 

5. ) Diskussion und Beschlussfassung über die 

Aufstellung einer Landesliste der DKP-HH zur 
Bundestagswahl 2017 

6. ) Wahl von Kandidatinnen und Kandidaten für die 

Landesliste der DKP-HH zur Bundestagswahl 2017 

7. ) Schlusswort 

Die BMV findet statt am Samstag, den 22.0ktober 2016 
von 10.00 -17.00 Uhr (Einlass ab 9.30 Uhr) im MTZ, 
Lindenallee 72,20259 Hamburg (Nähe U-Christuskirche) 

Antragsschluss für Anträge an die BMV ist Sonntag, der 
9. Oktober 2016. 

Für die Verpflegung ist gesorgt. 

Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 


DKP-Wohngebietsgruppe Hamburg-Altona lädt ein: 

Öffentliche Informationsveranstaltung 
G20-Gipfel-Wahnsinn in Hamburg 

Vortrag mit Lucas Zeise (Wirtschaftsjournalist, 
Mitbegründer der Financial Times Deutschland, 
Chefredakteur der UZ) 

21.9.2016 um 19.30 Uhr im Magda-Thürey-Zentrum, 
Lindenallee 72 Hamburg 


Einladung zur Landesmitgliederversammlung 
der DKP Thüringen 

29. Oktober 2016,10.00 Uhr, 

Hotel Oberland, Crawinkler Straße 3, 98559 Oberhof 

Vorschlag für die Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Berichte 

4. Diskussion und Beschlussfassung 

5. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

6. Weitere Beschlussfassung 

7. Wahlen des Landesvorstands 

8. Wahl einer Landesliste für die Bundestagswahl 2017 

9. Schlusswort 

Koordinierungsrat der DKP Thüringen 
DKP Parteivorstand 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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Liebe Genossin 

Erika Köster 

Wir gratulieren Dir ganz herzlich zu Deinem 

90 . Geburtstag! 

Wir wünschen Dir einen schönen Tag im Kreise Deiner 
Familie und mit Deinen Freunden. 

Ihr werdet viel zu erzählen haben, was mag die Zukunft 
bringen. Gerne erinnern wir uns daran, dass Du mit uns 
zusammen demonstriert hast für eine bessere, friedli¬ 
chere, für eine sozialistische Welt. 

Wir wünschen Dir für die Zukunft alles erdenklich Gute 
und zufriedene Jahre. 

Mit kommunistischen Grüßen, 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Essen 
aus Altendorf, Borbeck, Dellwig und Schönebeck 


Lieber Klassenkamerad 

Dr. Dirk Krüger 

in Wuppertal 

Wir haben es aus der UZ erfahren und wählen deswegen 
auch diesen Weg, um dir ganz herzlich zu deiner Auszeich¬ 
nung mit der „Medaille d' Honneur-Avec les compliments 
du Maire et du conseil Municipal" der französischen Ge¬ 
meinde Les Rosiers-sur-Loire zu gratulieren. 

Dir ist zu verdanken, dass die deutsch-jüdische Kinder- 
und Jugendbuchautorin Ruth Rewald, die die Nazi-Barba¬ 
ren ebenso wie ihre kleine Tochter Anja im KZ Auschwitz 
ermordeten, nicht vergessen ist. Dir ist auch zu verdanken, 
dass die Kinder- und Jugendliteratur im Exil 1933 -1945 in 
der wissenschaftlichen Publizistik ihren Platz bekommen 
hat, den sie verdient. 

Es ist selten genug, dass eine französische Stadt einen 
deutschen Wissenschaftler für seine Verdienste um die 
Erinnerung an eine deutsch-jüdische Autorin mit einer 
Gedenktafel, einer Ausstellung, einem wissenschaftlichen 
Vortrag und einer Ehrenmedaille auszeichnet. 

Natürlich erinnern wir uns bei einer solchen Gelegenheit 
an die gemeinsame Schulzeit in Speyer, an den Republi¬ 
kanischen Club, an den „Hades", an die Debatten mit dem 
SDS Heidelberg, an den Wahlkampf „Seid klüger! Wählt 
Krüger!" 

Wir sind stolz! 

Deine alten Schulkameradinnen und Schulkameraden 


NEU IM 
UZ-SHOP 

60 jahre KPD-Verbot 
und politische Justiz 

Ein kurzer Streifzug 
mit Zeitzeugen 

Broschüre, 52 Seiten 
3,- Euro 

(+ 2,- Euro Porto/Verpackung) 

„... Es sind die Erfahrungen der massiven Repression, ob poli¬ 
tisch, privat oder beruflich. Es sind aber auch die Erfahrungen der 
Solidarität unter all jenen, die sich für eine bessere Gesellschaft 
einsetzen und unter derselben Repression leiden. Der Spruch 
,Betroffen sind Einzelne, gemeint sind wir alle!' trifft den Kern. 
Auf diesem Gebiet hat die KPD in ihrer Geschichte ja reichlich 
Erfahrung sammeln müssen. Schließlich stehen immer weniger 
Zeitzeugen zur Verfügung. Von einem wichtigen Kapitel unserer 
Geschichte wird bald nur noch zu lesen sein. Diese Broschüre 
möchte, dass diese Erfahrungen nicht vergessen werden. Von 
ihnen zu wissen und daraus zu schöpfen ist uns ein Herzensan¬ 
liegen." 

www.uzshop.de 

Tel.: 0201 17788923 / Fax: 0201 17788928 




ALEX BEHNING 

Trickster und Propheten 


ALEX BEHNING 


DAS NEUE 
ALBUM 
JETZT BEIM 


FAIREN QNLINEHANDLER 
BESTELLEN 




www.jumpup.de 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Wir freuen uns über nette Helferinnen 
bei der Olivenernte. Kontakt: 
imogen.gruben@online.de 
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Fehlinfo zur AfD 

„Was die AfD stark macht“, 

UZ vom 2.9., S. 9 

woher kommt die Info, die AfD wolle 
den Mindestlohn abschaffen? In ihrem 
Programm steht es ausdrücklich anders. 
Nicht, dass ich was für sie übrig hätte, 
aber Fehlinfos sind unnötig, es gibt aus¬ 
reichend zutreffende Gründe dafür, die 
AfD abzulehnen. 

Alexandra Erikson, per E-Mail 
Anmerkung der Redaktion: Alexand¬ 
ra Erikson hat recht. Allerdings ist die¬ 
se Position der AfD jüngeren Datums. 
Parteichefin Petry hatte früher den Min¬ 
destlohn noch als „neosozialistisch“ge¬ 
geißelt. 


Vorspann unfair 

Betr.: Hans Christoph Stoodt: 

„Krach in der imperialistischen 
Pyramide“, UZ vom 9.9., S. 12. 

Der in seiner urteilenden Art unge¬ 
wöhnliche redaktionelle Vorspann be¬ 
hauptet, Stoodt würde die Haltung der 
Friedensbewegung als eine „Parteinah¬ 
me für Russland“ qualifizieren. Diese 
Wiedergabe ist sachlich falsch, und sie ist 
unfair. Stoodt charakterisiert hier nicht 
die Friedensbewegung, sondern einen 
Flügel der Friedensbewegung. Zudem 
wird er nicht korrekt zitiert; bei Stoodt 
liest man von einer Parteinahme ,„für 
Russland’ und dessen Regierung“ mit 
dieser Setzung der Anführungszeichen. 


Worum geht es Stoodt in seinem 
Beitrag? Darum, die nicht-nationa¬ 
listische Haltung der „Zimmerwalder 
Linken“, an die anlässlich der Jahres¬ 
tage der fnedenspolitischen Konfe¬ 
renzen von 1915 (Zimmerwald) und 
1916 (Kiental) auch in der LZ aus¬ 
führlich erinnert worden ist, ernst zu 
nehmen. 

Unter Kommunisten sollte das 
selbstverständlich sein, und es wäre 
gut, wenn die Gedanken von Zimmer¬ 
wald in möglichst großen Teilen der 
vielfältigen Friedensbewegung wirk¬ 
sam würden. 

Wolf-Dieter Gudopp-von Behm, 
Frankfurt 


Finanzierung gepackt 

Das UZ-Pressefest 2016 konnte mit einer „Schwarzen Null“ 
abgeschlossen werden 


Über die solidarische Stimmung, das 
bunte kulturelle und politische Pro¬ 
gramm wurde schon ausführlich be¬ 
richtet - zehn Wochen nach dem Fest 
können wir auch einen finanziellen Er¬ 
folg melden. 

Einnahmen und Ausgaben für das 
UZ-Pressefest 2016 halten sich auf zen¬ 
traler Ebene die Waage, die „Schwarze 
Null“ ist erreicht! 

Dieses Ergebnis konnten wir nur 
wegen der außergewöhnlich hohen 
Spendenbereitschaft erzielen. Über 100 
000 Euro (mehr als zum Fest 2014) wur¬ 
den für das UZ-Pressefest 2016 gespen¬ 
det. Allen Spenderinnen und Spendern 
ein herzliches Dankeschön! Ohne diese 
Gelder wäre das größte linke Fest in un¬ 
serem Land nicht denkbar. 

Insgesamt beläuft sich das Budget 
des DKP-Parteivorstands für das UZ- 
Pressefest auf rund 300 000 Euro. Ne¬ 
ben den Spenden sind die Standgebüh¬ 
ren, die Erlöse aus dem Verkauf der 
Speisen und Getränke, die Zuschüsse 
der DKP-Gliederungen, die Kostenbe¬ 
teiligung der DKP-Bezirke und natür¬ 
lich die Soli-Buttons weitere wichtige 
Einnahmepositionen. 

Mit diesen Einnahmen müssen 
alle zentralen Kosten bestritten wer¬ 
den, darunter die Miete für den Re¬ 
vierpark, die Künstler-Gagen, die Un¬ 
terbringung der internationalen Gäste, 
die Helferverpflegung, der Zelt- und 
Bühnenbau, die Strom- und Wasser- 

Nach dem Fest ist vor dem Fest! 

Wir planen das 20. UZ-Pressefest 
100 Jahre nach Gründung der KPD 
und zum 50. Geburtstag der DKP 
vom 7. bis 9. September 2018 in 
Dortmund. 

Jetzt schon die Finanzbasis sichern 
und spenden: 

DKP-Parteivorstand | GLS-Bank | 
BIC: GENODEMlGLS I IBAN: DE63 
4306 0967 4002 4875 oi | Verwen¬ 
dungszweck: UZ-Pressefest 2018 


Versorgung sowie der Sanitäts- und Si¬ 
cherheitsdienst. 

Die vielen hundert freiwillig geleis¬ 
teten Arbeitsstunden sind in dieser Bi¬ 


lanz gar nicht enthalten. Daher an die¬ 
ser Stelle noch einmal „Danke an Alle“, 
die dieses Fest ermöglicht haben. 

Klaus Leger, DKP-Bundeskassierer 


Anzeige 


PapyRossa Verlag I LuxemburgerStr.202,50937Köln 



lejBiTfnjrnier find 


Th. Gleiss /1. Höger / L Redler / S. Stanicic 
NACH GOLDSCHÄTZEN GRABEN, REGEN¬ 
WÜRMER FINDEN - Die Linke und das Regieren 

Sollen sozialistische Parteien in Regierungskoalitionen 
eintreten? Und wenn ja, unter welchen Bedingungen? Der 
Band vereint historische sowie internationale Erfahrungen 
und bezieht Position zur aktuellen Diskussion. Beiträge von 
Ekkehard Lieberam, Bernd Riexinger, Sahra Wagenknecht, 
Janine Wissler u.v.a. 

256 Seiten - 14,90 Euro 



Werner Rügemer 

BIS DIESE FREIHEIT DIE WELT ERLEUCHTET 
Transatlantische Sittenbilder 

Was tut sich in Städten, Unternehmen, Finanzoasen, Gerichts¬ 
sälen, Redaktionen, Kunst und Kultur? Werner Rügemer zeigt 
»wunde Punkte« beiderseits des Atlantiks und setzt einen 
Kontrapunkt gegen professionelle Vergessensproduktion und 
machtgestützte Desinformation. 

226 Seiten - 14,90 Euro 


\Z t 0^4-1 

J I j Kurl Pj-ify.'.lj 

£ | ' j Deutschland 1^33-39 

«“►I 4— f 4--$* 
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Kurt Pätzold 

DEUTSCHLAND 1933-39 

Basiswissen Politik/Geschichte/Ökonomie 

Wie haben die Deutschen im »Dritten Reich« gelebt? Wieso 
haben sie dem »Führer« geglaubt? Und warum so viele und 
so lange? Dieser Abriss jener sechseinhalb Vorkriegsjahre ist 
auch ein Buch gegen Legenden und noch immer verweigerte 
Erkenntnisse. 

153 Seiten - 9,90 Euro 


www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 


Termine@unsere-zeit.de 


SO ★ 18. SEPT 


Nürnberg: „Das Verbot der KPD“, Tagung 
der Marx-Engels-Stiftung und der DKP zu 
politischen, juristischen und persönlichen 
Aspekten des KPD-Verbots. Nachbar¬ 
schaftshaus Gostenhof, Adam-Klein-Stra- 
ße 6,10.30 Uhr bis 18.00 Uhr. 


Dl ★ 20. SEPT 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Stra¬ 
ße 21,19.30 Uhr. 


Ml ★ 21. SEPT 


Dortmund: „60 Jahre KPD Verbot“, Seni¬ 
orentreff der DKP. Z, Oesterholzstraße 27, 
14.30 Uhr. 


DO ★ 22. SEPT 


Marburg: „Die braune Vergangenheit und 
Gegenwart der hessischen CDU“, Podiums¬ 
diskussion der DKP Marburg-Biedenkopf 
und der SDAJ Marburg-Gießen mit Milena 
Hildebrand (Partei „Die Linke“, Referentin 
im NSU-Untersuchungsausschuss in Hes¬ 
sen), Julia Müller (SDAJ Gießen) und Adrian 
Gabriel (Partei „Die Linke“ - Fraktionsre¬ 
ferent im Innenausschuss in Hessen). Ge¬ 
werkschaftshaus, Bahnhofstraße 6, Käte- 
Dinnebier-Saal, 19.30 Uhr. 

Berlin: „60 Jahre KPD-Verbot - ein Anachro¬ 
nismus.“ Vortrag von Dr. Rolf Gössner, Vor¬ 
standsmitglied der Internationalen Liga für 
Menschenrechte (Berlin) und Peter Dürrbeck, 
Vertreter der IR0KK (Initiativgruppe zur Re¬ 
habilitierung der Opfer des Kalten Krieges). 
Gemeinschaftsveranstaltung des Bündnis für 
Soziale Gerechtigkeit und Menschenwürde 
e.V. (BüSGM), der Gesellschaft zur Rechtli¬ 
chen und Humanitären Unterstützung e.V. 
(GRH), der Initiativgemeinschaft zum Schutz 
der sozialen Rechte ehemaliger Angehöriger 
bewaffneter Organe und der Zollverwaltung 
der DDR e.V. (IS0R). Seminarraum 1 des ND- 
Hauses, Franz-Mehring-Platz 1,18.00 Uhr. 


DO ★ 22. SEPT 


Dortmund: „Unsere Kandidatur zum Land¬ 
tag und zum Bundestag - Sinn, Ziele und 
Aufgaben“, Mitgliederversammlung der 
DKP mit Marion Koester, Bezirksvorsitzen¬ 
de der DKP Ruhr-Westfalen. Z, Oesterholz¬ 
straße 27,19.00 Uhr. 


SA ★ 24. SEPT 


Dortmund: „Es reicht! Rechte Gewalt 
stoppen - in Dortmund und anderswo!“ 
Antifaschistisches Bündnis demonstriert 
13.00 Uhr ab Steinwache zu den Erinne¬ 
rungsorten in der Mallinckrodtstraße und 
Kampstraße. Abschlusskundgebung gegen 
14.30 Uhr an der Reinoldikirche mit Rede¬ 
beiträgen und u.a. den Gruppen „Mein Ein¬ 
satzleiter“ und „Group Yorum“. 


MO ★ 26 SEPT 


Dortmund: „60 Jahre KPD-Verbot“, Tref¬ 
fen der DKP-Gruppe Süd, Gildenstraße 20, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 27. SEPT 


Dortmund: Treffen der DKP-Gruppe Dort¬ 
mund-Ost. Altes Wirtshaus Gobbrecht, Kör¬ 
ner Hellweg 42,19.00 Uhr. 


DO ★ 29. SEPT 


Stuttgart: „Nach erfolgreichem Kampf 
an der Charite: Tarifvertrag, Gesundheits¬ 
schutz und Mindestbesetzung!“ Informati¬ 
onsveranstaltung des Branchenaktivs Ge¬ 
sundheitswesen der DKP mit Karin Mack. 
Bürgerhaus West, Julie-Siegle-Raum, Be- 
belstraße 22,19-00 Uhr._ 

Dortmund: „Stahl kann und muss Zukunft 
haben“, Diskussionsveranstaltung der DKP 
mit Hartmut Schink, stellvertr. Betriebsrats¬ 
vorsitzender der Westfalenhütte. Z, Oester¬ 
holzstraße 27,19.00 Uhr. 


SA ★ 1.0KT 


Leipzig: „Zusammenwirken der Linken“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP Leipzig, 
gemeinsam mit dem Rotfuchs-Förderverein 
Regionalgruppe Leipzig und dem Marxisti¬ 
schen Forum Leipzig, mit Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP. Liebknecht-Haus Leipzig, 
Dachgeschoss, Braustraße 15,11.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18,45127 Essen. 



Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung /Normal (132,- €/ Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 4 


Prämie 

Jahresabo 



„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- ED Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Heartfield: Lachen als 
vernichtende Waffe 

Galerie Arbeiterfotografie mit Fotomontagen 
zur Internationalen Photoszene 



„Echte Liebe“ Dortmund 
gegen „Red Bullshit“ Leipzig 

Der Fußball-Ticker • Von Karl Rehnagel 


D ie zweijährlich stattfindende, von 
wechselnden Organisatoren in¬ 
itiierte „Internationale Photo¬ 
szene Köln“ macht 2016 ihr Begleit¬ 
heft „L-Fritz“ mit dem Thema Innere 
Sicherheit auf. Kunst-Litfaß-Säulen in 
der Stadt zeigen Halbkörper-Porträts 
aus einem Verkleidungsseminar der 
„Stasi“ Merkwürdige Gestalten, ver- 
pixelte Gesichter. „Unsere heutigen 
Beobachter machen ihre Aufgabe viel 
genauer und sind dabei unsichtbar, 
denn wir liefern ihnen die gewünsch¬ 
ten Informationen fast freiwillig - in 
Form unserer Smartphone-Daten, un¬ 
seres Konsumverhaltens und unserer 
Likes.“ (Damian Zimmermann in „L- 
Fritz“) Ein anderer Beitrag des L-Fritz- 
Magazins (Namensgeber Fotopapst L. 
Fritz Gruber) ist der Ausstellung „Die 
Kunst ist tot“ mit Fotomontagen von 
John Heartfield und von Arbeiterfoto¬ 
grafinnen in der Galerie Arbeiterfoto¬ 
grafie gewidmet. 

Ein Jahr vor seinem Tod bekennt 
sich John Heartfield mit seinem Le¬ 
benswerk zu einem Gedicht seines Bru¬ 
ders Wieland Herzfelde, „Des Friedens 
Soldaten“, in dem es heißt: „Wir sind 
des Friedens Soldaten/keiner Nation/ 
und keiner Rasse Feind ... Völker, eu- 
ern Kindern/bleibe erspart der Krieg./ 
Den Krieg zu verhindern, sei unser 
Sieg.“ Heartfield - von George Grosz 
als „Monteurdada“ bezeichnet und 
mehr noch: „Dada ist Gott und John 
Heartfield ist sein Prophet“ - bleibt 
den Beweis seiner Kriegsgegnerschaft 
nicht schuldig. Mit spitzer Schere ent¬ 
reißt er dem Grauen die Maske, holt 
Autoritäten vom Sockel oder schneidet 
ihnen schlichtweg den Hals ab (SPD- 
Polizeipräsident Zörgiebel), kehrt 
Kräfteverhältnisse um. „Die Kunst ist 
tot“ erklärten die Berliner Dadaisten 
angesichts des Ersten Weltkrieges, in 
dem die „Generäle mit Blut malten“, 
wenn sie es nicht schaffe, diesem mör¬ 
derischen Treiben Einhalt zu gebieten. 
Auf den Titelseiten der Arbeiter-Illus- 
trierten-Zeitung des Willi Münzenberg 
findet Heartfield in Jahre währender 
Vorahnung des Zweiten Weltkrieges 
ein Millionenpublikum. Und - der 
Zeitsprung sei gestattet - er findet noch 
heute Bewunderer, darunter die Kunst- 


Adenauer. Von John Heartfield, 1961 

Eminenz Klaus Honnef, der eine große 
Heartfield-Ausstellung im Bonner Lan¬ 
desmuseum als seine bis dahin erfolg¬ 
reichste Kuratorentätigkeit mit Wei¬ 
tenwirkung bis über den großen Teich 
lobt. Gerne wäre John Heartfield der 
„Architekt des Sozialimus“ geworden, 
wenn man ihn nach der Rückkehr aus 
der zuletzt Londoner Emigration gelas¬ 
sen hätte. Aber er galt Ulbrichts Partei 
als nicht standhaft genug (sic!), wurde 


als „Versöhnler“ etikettiert und abge¬ 
stempelt. 

Während John Heartfields Monta¬ 
gen von der Erschaffung verblüffender 
Bildräume geprägt sind, sind die seit 
1970 in der neuen, u.a. von Kunsthis¬ 
toriker Richard Hiepe initiierten Ar¬ 
beiterfotografenbewegung überwie¬ 
gend im Klaus-Staeck-Stil ausgeführt: 
Bild trifft Text. DerWitz bleibt oft, aber 
nicht immer aus, bei den schwerverdau¬ 
lichen Themen um Krieg und Frieden, 
die auch für Arbeiterfotografen - wie 
für Heartfield - die Basis ihres Schaf¬ 
fens sind. 

Anneliese Fikentscher 

Die Kunst ist tot 

Montagen von 
John Heartfield und 
Arbeiterfotografie 

Galerie Arbeiterfotografie, 
Merheimer Str. 107,50733 Köln 
bis 27 . September 2016 
MI/DO, 19.00 Uhr bis 21.00 
Uhr, SA 11.00 Uhr bis 14.00 
Uhr und nach Vereinbarung 
(0221/727999) 

Sonderöffnungszeiten 
(Kernwochenende der 
Internationalen Photoszene): 

FR, 23 . September, 19.00 Uhr bis 
22.00 Uhr, 

SA/SO, 24 ./ 25 . September, 

11.00 Uhr bis 19.00 Uhr 

Filme: SA, 17 . September 
18.00 Uhr:John Heartfield, 
Fotomonteur (60 Min), Film von 
Helmut Herbst 1977 
19.15 Uhr: Deutschland Dada 
(63 Min), Film von Helmut 
Herbst 1969 
Eintritt frei, 

Spenden willkommen 


Minus 60. Minute: Der echte Borussen¬ 
fan hört das Spiel am Radio - er hat 
Angst vor dem Augenkrebsrisiko beim 
Anblick des Plastikvereines „Red Bull“ 
Leipzig. Ich gehe mit der Freundin in 
den Biergarten zum Gucken, da sieht 
man nur wenig, dafür ist das Bier schön 
kalt. 

Minus 45. Minute: Das mit dem Bier ist 
so eine Sache, kalt ist es, aber man be¬ 
kommt keines. 

Minus 30. Minute: Selber an der 
Biertheke angestellt, es läuft, zumin¬ 
dest bei mir. 

Minus 10. Minute: Die Aufstellung 
macht die Runde. Beim ekeligen Brau¬ 
seclub hab ich einen Namen schon mal 
gehört: Timo Werner. Der Rest ...? 
Dortmund spielt mit Rode und Weigl 
im Zentrum. Nachtigall, ich hör dir 
schleichen, wird das ein Querpassfesti¬ 
val? Spielen wir auf 0:0? Und warum? 
0. Minute: Anstoß. Auf geht’s. Bier ho¬ 
len. 

15. Minute: Red Bull verleiht nicht nur 
angeblich Flügel, es scheint auch dem 
einen oder anderen Kollegen aufs Herz 
zu gehen. Einige Leipzig Spieler bol¬ 
zen bevorzugt gegen den Mann und 
mitnichten gegen den Ball. 

25. Minute: Es wird. Und zwar ein 
Querpassfestival. Mit gefühlter 50-pro- 
zentiger Fehlpassquote auf beiden Sei¬ 
ten. Spannung macht sich breit. Aber 
nur in der Schlange vorm Zapfhahn. 
28. Minute: Schürrle. Schürrle. Schürrle 
... Drüber. Blöd. 

42. Minute: Andere Seite. Sabitzer. Sa- 
bitzer. Sabitzer ... Drüber. Gut. 

44. Minute: Meine Freundin bestellt 
Weinschorle. Interessant. 

Pause. Schlange zur Toilette gegen 
Schlange beim Bierholen: 73 zu 58. 
Auch mal ein Ergebnis. 


Die Paralympischen Spiele in Rio ge¬ 
hen an diesem Sonntag zu Ende. 

Bundeswehr-Vorzeige-Kriegsvete- 
ran Tim Focken (UZ berichtete) wur¬ 
de beim Luftgewehr-Liegend-Schießen 
nur Sechster. Der Hauptmann Dave 
Henson von der britischen Wehrsport¬ 
gruppe erlief sich auf einer Strecke von 
200 Metern Bronze - fünf Jahre nach- 


46. Minute: Dortmund hat Wunderkin¬ 
der wie Dembele, Pulisic oder Guer- 
reiro auf der Bank. Jungs, die mit dem 
Ball Dinge tun, bei denen andere direkt 
danach in die Hals-Nasen-Ohren-Kli- 
nik UND zum Orthopäden müssen. Es 
spielen: Rode und Weigl. Keine Wech¬ 
sel beim BvB. 

57. Minute: Querpass. Was macht eigent¬ 
lich Pummelfee Götze, der schlechteste 
Spieler der Welt? Spielt gut. Läuft und 
grätscht und zweikämpft bis zur Unter¬ 
hose. Immerhin. 

71. Minute: Was Klopp konnte, kann 
Tuchei schon lange: Viel zu spät wech¬ 
seln. Dembele und Guerreiro für 
Pummelfee und Castro. In der schä¬ 
bigen Leipziger Bude, in der anschei¬ 
nend auf JEDEM freien Zentimeter 
ein Red-Bull-Logo klebt, ist plötzlich 
Vollalarm. Sieht prima aus, kommt 
nur nix bei raus. Und das Bier ist auch 
alle. Mist. Aber Dembele... ein Kra¬ 
cher! 

80. Minute: Frisches Bier zum abgestan¬ 
denen Spiel. Ein Mensch namens Hals¬ 
tenberg köpft frecherweise auf unser 
Tor, Guerreiro auf der Linie. Uff. 

83. Minute: Schürrle. Schürrle. Schürrle 
... Latte. Ahhhhhhhhhhhhhh... 

85. Minute: Kurz eingenickt. War was? 
89. Minute: Tor. Irgendwie. Von irgend- 
wem. Gegen uns. Aber warum? 

93. Minute: Aus. Die Maus. Raus. Wüs¬ 
te Beschimpfungen um mich herum, 
obwohl ich aber auch gar nichts getan 
habe. 

97 Minute: 0:1 gegen den Plastikbrau¬ 
seclub mit 100-prozentiger Traditions¬ 
abstinenz. Wir trollen uns. Das Wo¬ 
chenende ist ermordet. Kurzer Blick 
auf meine Dame: „Echte Liebe“ findet 
heute sicherlich auch nicht mehr statt. 
Scheiße. 


dem seine beiden Beine auf einer Pa¬ 
trouille in Afghanistan weggesprengt 
wurden. 

Gar nicht gut schnitten die USA bei 
den Paralympics ab, sie lagen im Me¬ 
daillenspiegel eine Woche vor Ende 
der Spiele nur auf Rang 4, obwohl sie 
vier Soldaten im aktiven Dienst und 16 
Kriegsversehrte im Team USA hatten. 



Wir müssen uns schützen. Arbeiterfotografie 1981 


Der rote Kanal 


Thementag: Viva Cuba! 

Arte sieht in den Veränderungen in 
der kubanischen Wirtschaft eine „Öff¬ 
nung nach Westen“. Bis in die Nacht 
beschäftigt sich der Sender mit der 
Roten Insel und versteckt zwischen 
Belanglosigkeiten eine Perle: Das 
lange verschollene filmische Revolu¬ 
tionspoem „Ich bin Kuba“ des sow¬ 
jetischen Regisseurs Michail Kalato- 
sow (22.35-0.50 Uhr). Am Drehbuch 
wirkte Jewgeni Jewtuschenko mit. 

So, 18 . 9 ., 12.40 - 3.00 Uhr, Arte 

Brenna tuat's scho lang 

Seit 25 Jahren rockt Hubert von Goi- 
sern die österreichische Volksmusik, 
dass die Alpen wackeln. Nach der 


Porträt-Doku folgt ein Mitschnitt des 
Heimatsound Festivals 2015 und ab 
1.10 Uhr „Goisern goes Country“. 

Di, 20 . 9 ., 22.30 - 0.00 Uhr, BR 

Schuld und Schulden 

Die Frage nach Entschädigung für 
deutsche Kriegsverbrechen, Repa¬ 
rationen und der Rückzahlung von 
Schulden aus der Nazi-Besetzung 
Griechenlands wird hierzulande un¬ 
ter den Teppich gekehrt. Der grie¬ 
chische Volksheld Manolis Glezos, 
Panagiotis Tsangas, Überlebender 
der Auslöschung seines Dorfes, und 
Heinz Kounio, der als Jude aus Thes¬ 
saloniki Auschwitz überlebte, stellen 
die Frage: Wer schuldet wem? 

Do, 22 . 9 ., 21 . 00 - 21.45 Uhr, Phoenix 


Die Paralympischen Spiele 
gehen zu Ende 



















